




Sradtkernforrdiung in Magdeburg T> 

Ohne Kenntnis der morphologischen Gegebenheiten ist die Wichtigkeit des 
, durch die Ausgrabung erschlossenen Stiides HochfXäche (Niedere Börde) 

schwer verständlich. In der Einleitung wurde darauf nicht hingewiesen. 
Kurze Hinweise auf den geologischen Bau würden manche Ausführnngen 
verständlicher erscheinen lassen (z. B. welcher , ,G~nsand" gemeint ist). Die 
Fotos geben genügend Anhaltspunkte. 
Auf den beigegebenen Fotos der talrandnahen Lößprofile fallen charakteri- 
stische Strukturen ohne weiteres auf, die aber im Text nicht gedeutet wer- 
den. Es handelt sich hier um einen sogenannten Talrandlöß, der sich vom 
homogenen Bördelöß durch eingelagerte Flugsandbänder unterscheidet und 
auch wesentlich gröber und kalkärmer ist als der Bördelöß. Löß ist nicht 
gleich Löß! 



ALOIS GERLICH 

RHEINISCHE KURFORSTEN U N D  DEUTSCHES KONIGTUM 
IM INTERREGNUM 

Wenn auf den folgenden Seiten einige Kapitel aus der Geschichte des deut- 
schen Kurfürstentums behandelt werden, darf man keine in jeder Hinsicht 
erschöpfende Erörterung der Probleme oder gar allseits befriedigende Er- 
gebnisse erwarten. Zu verschiedenartig und zu ungleichmäßig dicht ist die 
Oberlieferung der Quellen, weitere Funde sind nach allen den intensiven 
Bemühungen, die man seit Jahrzehnten für diesen Gegenstand angestellt 
hat, kaum mehr zu erwarten. weiterführende Erkenntnisse können wohl 
nur noch insofern gewonnen werden, als mit der Anwendung landesge- 
schichtlicher Methoden und Sichtweisen sich neue Perspektiven eröffnen und 
die zukünftigen Forschungsanliegen zutage treten. 
Die Entstehung des Kurkollegs ist ein Rätsel, das seit Jahrhunderten nicht 
gelöst werden konnte. Schon im Spätmittelalter hat es die Geschichtsschrei- 
ber zu Erklärungsversuchen aller Art gereizt. Seit dem Aufleben der histori- 
schen und rechtsgeschichtlichen Forschung im vorigen Jahrhundert wurden 
der Abschluß des Kollegs und allgemein alle Vorgänge, die mit der Konigs- 
wahl zusammenhängen, bevorzugte Gegenstände einer erstaunlich reichen 
Literatur'. Noch im letzten Menschenalter haben ihnen Heinrich Mitteis ein 
gyänzend formuliertes Buch2 und Charles C. Bayley tiefschürfende Erörte- 
rungen3 gewidmet. Doch bleibt bei allem ein Gefühl der Resignation: 
Die Entstehung des Kurfiürstentums kann nicht mit Normen, denen die 
Klarheit modernen verfassungsrechtlichen Denkens eigen wäre, in einer 
sicher formulierbaren Definition erklärt werden. Doch darf man trotz die- 
ses ärgerlichen Befundes nicht verzagen. Dem zurückschauenden Betrach- 

Vgl. Arois MF.ISTER, Deutsche Vcrfa~1~ngsge~diic5te von den Anfingen bis ins 15. Jahr- 
hundert. 3. Aufl. Berlin 1922. C. 150 - HERMANN CONRAD, Deutsdie Reditsgcschidite 1: 
Frühzeit und Mittelalter. Karlsruhe 1954. C. 407 f. Dazu zuletzi (1952) MART~N LINTZLL, 
Die Entstehung des Kurfürrtenkollegs, jetzi in: Ausgewählte Sdiriften 2, Berlin 1961. 
C. 431-463, hier ber. C. 441. 
* HEINRICH MITTEIS, Die deutsche Königswahl. Ihre Reditsgrundlagen bis zur Goidencn 
Bulle. 2. Aufl. Brünn - München - Wien 1944. (Au& unveränderter Nachdrudi 
Darmntadt 1965.) 
VHARLE~ C. BAYLEY, The diplornatic prelirninarier of the double election of 1257 in 
Geirnany. EHR 62, 1947, S. 457-483. - DERS., The Formation of the German College 
of Electors in the Mid-Thiiieenih Ccniurv. Toronto 1949. 
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ter dieser Dinge zeigt sich ein ganzes Bündel von Aufgaben: Die einzelnen 
Entwicklungsabläufe sind zu klären und darzustellen, die aus jeweils indi- 
viduellen Voraussetzungen und unter meist spezifischen Begleiterscheinun- 
gen zum ausschließlichen Kurrecht der drei Erzbischöfe und des Pfalzgrafen 
am Rhein, des Königs von Böhmen, des Herzogs von Sachsen und des 
Markgrafen von Brandenburg hinleiteten; weil in jedem Falle eine Summe 
von Besonderheiten zu beachten bleiben wird, kann man keine allgemeine 
Definition erwarten. Auch das Jahrhundert zwischen der Thronvakanz von 
1256 und der Goldenen Bulle Kaiser Karls IV. zeigt eine derartige Vielfalt 
von Phänomenen in den Verhaltensweisen der einzelnen Kurfiursten, daß 
mit der Individualisierung von Befunden mannigfache und gewiß nicht 
immer im ersten Anlauf lösbare Aufgaben bestehen bleiben. Diese Ober- 
legung soll denn auch der Leitgedanke der folgenden Erörterungen sein. 
Daß die Darstellung solcher Dinge nicht einfach ist, wird jeder Kenner der 
Geschichte des Reiches im Spätmittclalter bestätigen; scheinbar unver- 
mittelte Sprünge vom einen zum anderen Schauplatz des Geschehens und der 
häufige Wechsel der Betrachtungsweise von der Ebene des Kurfürstentums 
zu der des Kronträgers oder auch zu der anderer Faktoren der spätmittel- 
alterlichen Reichsverfassung lassen sich nicht umgehen, auch gewisse Wieder- 
holungen von Fakten sind notwendig. Ein derart komplexer Vorgang läßt 
sich nicht in kontinuierlicher Erzählung darbieten. So bleibt nur der Wunsch, 
daß hier ein Teil des Materials bereitgestellt werde für eine künftige neue 
Sicht dieser Dinge. 

I .  Voraussetzungen und Räume kurfürstlicher Machtpolitik 

Als erstmals im Gange deutscher Verfassungsgeschichte 1257 nur die sieben 
Kurfürsten zur Wahl eines Königs schreiten wollten, konnten sie sich nicht 
auf einen Kandidaten einigen. Ihr Kreis spaltete sich in zwei Parteien: Die 
Erzbisdiöfe von Köln und Mainz sowie der Pfalzgraf wählten den Grafen 
Richard von Cornwall, der Trierer Erzbischof erkor mit Vollmacht des 
Herzogs von Sachsen und des Markgrafen von Brandenburg König Alfons 
von Kastilien; der Böhmenkönig ließ durch seine Gesandten beiden Wahl- 
akten zustimmen. In jedem Lager konnte man mit formaler Berechtigung 
auf die gleiche Stimmenzahl hinweisen. Die Lage war verfahren und schien 
nur durch einen Wagengang zu klären zu sein. Man hat die Aspekte, die 
jene Ereignisse im Rahmen der europäischen Geschichte bieten, bereits her- 
ausgearbeitet4. Die Gegensätzlichkeiten zwischen den beiden Kurfürsten- 

+ Die jüngste Zusammenfassung: HERBERT GRUNDMANN, Wahlkönigtum, Territoiial- 
poliiik und Osibcmegung im 13. und 14. Jahrhundert, in: B ~ u w o  GE~HARDT - HERBERT . ~~ - 



gruppen lassen sich jedoch erst dann verstehen und motivieren, wenn auch 
die landschaftsgebundenen Voraussetzungen für das Handeln eines jeden 
der 1257 auftretenden Wähler gesehen werden. Da das Hauptgewicht der 
Entscheidungen damals bei den rheinischen Kurfürsten lag, soll versucht 
werden, einige Leitlinien ihrer Politik zusammen mit den fordernden oder 
auch hemmenden Faktoren kennenzulernen. 
In den Entwicklungen der vorangegangenen zwanzig Jahre spielte der 
Mainzer Erzbischof die wichtigste Rolle. Doch gerade in den Monaten zwi- 
schen König Wilhelms Tod und der Erhebung der beiden Nachfolger war 
seine Initiative gelähmt, weil er im Zuge einer territorialen Auseinander- 
setzung in Gefangenschaft geriet. Diesen Umstand machte sich der Kölner 
Erzbischof zunutze. Um die Eigenart dieser Situation verstehen zu können, 
ist ein Rückblick auf die Mainzer Politik während der voraus, -e g angenen 
Jahre nötig. Kaiser Friedrich 11. hatte 1237 Siegfried von Eppstein5 für den 
noch unmündigen Konrad IV. zum Reichsverweser ernannt. Zudem hatte 
fünf Jahre zuvor die Zuweisung der Reichsabtei Lorsch den Erzbischof an 
die kaiserliche Sache binden sollen. Damit aber war auch der Zündstoff für 
jahrhundertelange harte Machtkämpfe mit dem Pfalzgrafen geschaffen6. 
Man sollte in diesen Zusammenhängen nicht übersehen, da8 der mainzisch- 
pfälzische Gegensatz wie an der Bergstraße auch im Raum zwischen Main 
und Neckar sich verhärtete. Aus den alten Stellungen im Spessart7 griff das 
Erzstift über den Main in das Bauland und das Jagstgebiet aus, zerstörte 
die Positionen der Reichsministerialenfamilie von Dürn, traf auf den Le- 
bensbereich der Schenken von Erbach und letztlich wieder auf die im 
Neckartal vorandringende Pfalzgrafschafi. Großangelegte Projekte einer 
durchgehenden Beherrschung von Odenwald und Dreieich, einer festen Ver- 
bindung des Lorscher Gebietes mit den Stifislanden am Main, schimmern 
hinter den Einzelvorgängen auf. Im Ergebnis blieben alle diese Ansätze 
bruchstückhaft und führten nur zum ,,IneinanderliegenCr der mainzischen 

GEORG WIIHELM SANTE, Siegfried 111. von Eppstcin. Erzbirdiof von Mainz 1230-1249, 
in: Nassauisdie Lebensbilder 1. Wiesbaden 1940. C. 17-32. 

KARL EDUARD DEMANDT, Der Endkampf des staufisdien Kaiserhauses im Rhein-Main- 
Gebiet. Hers. Jb. f. LG 7, 1957, S. 102-164, bes. C. 106 ff. 

Die besicn Zusammenfassungen der Forschung bieten die Teilbände in der Franken- 
reihe dcr Unrersudiungen zum Historischen Atlas von Bayern. Gcnannt seien hier inr- 
besondere: GÜNTHER CHRIST, Asdiaffenbuig. Grundzüge der Verwaltung der Mainzer 
Obcrsriffes und des Dalbergsraares. München 1963. S. 12-18, 49 ff U. 53 ff. - KLAU$ 
RICHTER, Gemünden. München 1963. C. 23 U. 35 f. - W~LHELM CTÖRXIER, Maiktheiden- 
fcld. Mündien 1962. Parrim. - Widirig für die veifassungrrechilidie Ableitung der 
Mainzer Gercchrsame ist CLAUS CRAMER, Landcshohcii und Wildbann im Cperrarr. 
Asdiaffenburger Jb. 1, 1952, C. 51-123. Einen Uberblidi bictei W~LHELM ENGEL, 
Mainfranhen in seiner geschichtlichen Entwicklung. Mainfränk. Heimatkunde 2. Würzburg 
1950. C. 40-69, hier bcs. C. 51 f f .  
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und pfälzischen Territorialbereiche ohne Hoffnung auf Entwirrung der sich 
gegenseitig überlagernden und durchdringenden Ansprüche und Rechte8. 
Das aber war das für die Zeitgenossen noch lange nicht absehbare Ende ihrer 
Projekte. - Aus Ambitionen, die wie von reichspolitischen so wiederum 
entscheidend auch von territorialen Tendenzen bestimmt wurden, fiel Sieg- 
fried von Eppstein 1241 vom Kaiser ab und verbündete sich mit dem Kölner 
Erzbischof Konrad von Hochstaden. Allein schon der Zeitpunkt des Bundes- 
abschlusses während der Vakanz des päpstlichen Stuhles zwischen Gre- 
gors IX. Tod am 22. August und der Wahl des Nachfolgers Cölestin IV. am 
25. Oktober 1241 charakterisiert die Kooperation der Erzbischöfe als ein 
zunächst raumbezogenes Geschehen, von dem jedoch mit Sicherheit Auswir- 
kungen für das Reichsganze zu erwarten standeng. Siegfrieds Mißtrauen 
gegen den Pfalzgrafen hatte die Koalition mit Konrad beflügelt. Ihrem 
Bunde schlossen sich neben den Eppsteiner Sippengenossen"' die Grafen von 
Nassau und die Herren von Isenburg, später auch die Grafen von Diez an. 
Keimhaft wird hier ein Zusammenschluß erkennbar, der - wenn auch nach 
der nassauischen Hausteilung von 1255 mit schwankender Intensität - in 
den mittelrheinischen Konstellationen der nächsten Jahrzehnte eine wichtige 
Rolle spielen sollte. Die Kampfe in den vierziger Jahren können wir hier 
übergehen, weil sie Kar1 Ednard Demandt bereits dargestellt hat. Im Blick 
auf unser Thema sei nur ein Faktor festgehalten, der in der folgenden Zeit 
immer wieder zu beobachten ist: In Konsequenz des Vertrages von 1241 
findet man seit 1243 wiederholt Ansätze zu einem Arrangement zwischen 
den Erzbischöfen von Mainz und Köln in den Regionen beiderseits der 
unteren Mosel, im Durchbruchstal des Rheines sowie im östlichen Huns- 
rück1'. Wiederum wurden dadurch aber pfalzgräfliche Gerechtsame und der 
Lebensbereich mehrerer Grafensippen berührt. Der Gegensatz der beiden 
vornehmsten Reichsfürsten am Mittelrhein war auch hier lebendig. 
Ein zweites Titigkeitsfeld weitab von seiner Ausgangsbasis lag für den 
Mainzer Erzbischof aus bis in bonifatianische Zeiten zurückreichender Tra- 
dition in Hessen und Thüringen. Ahnlich wie 1232 Lorsch ließ sich Siegfried 
von Eppstein 1245, diesmal vom Papst unter dem Rechtstitel lebenslang- 
licher Verwalterschaft, die Abtei Fulda übertragen; er verschaffte sich damit 
ein unmittelbar nutzbares Faustpfand, in dessen Besitz ihm übrigens dann 

8 VgI. EouAn~ ZIEHEN, Mirtelrhein und Reich im Zeiralrer der Reidisrcform (1356-1504) 
1. Fianhfuii 1934. S. 80-115 für Mainz und S. 116-165 für Pfalz. 
9 DEMANDT, Endkampf S. 113 fi. 

Zu deren Siellun~en jeizi zusammenfassend WALTER PIETSCW, Die Entwi&l~ng des 
Terriioriums der Herren von Eppriein im 12. und 13. Jahihunderi vornelimlidi auf Grund 
ihrcr Lehenrverzeidinissc. Herr. Jb. f. LG 12, 1962, S. 15-50. 



Konrad von Hochstaden nachfolgte, der wie sein Mainzer Amtsbruder die 
reiche Kirche regelrecht au~plünderte'~. Zu den alten Mainzer Besitzungen 
war damit wenigstens auf absehbare Zeit eine fühlbare Ausweitung der 
Machtgrundlage getreten. Wohl nicht zuletzt dank dieses wuchtigen Vor- 
stoßes fand sich Landgraf Heinrich Raspe von Thüringen13 bereit, wie der 
ungleich willensstärkere Mainzer Erzbischof das reichspolitische Lager zu 
wechseln und für die von dem Eppsteiner geführte Partei die Funktion eines 
antistaufischen Anspruchskönigtums zu übernehmen. Im Zuge dieser Ent- 
wicklung wurde auch die Ziegenhainer Grafenfamilie in den Bannkreis der 
Mainzer Kräftekonzentration einbezogen und damit zugleich die alte 
Königslandschaft der Wetterau14 politisch weiter aufgespaltet. Durch den 
unerwartet raschen Tod Heinrich Raspes wurden die rheinischen Erz- 
bischöfe schon im Frühjahr 1247 abermals vor die Aufgabe gestellt, einen 
Gegenkönig zu suchen. Ihre Wahl fiel diesmal auf den Grafen Wilhelm von 
Holland. Konrad von Hochstaden war jetzt die bestimmende Kraft in 
ihrem Kreise. Denn Siegfried von Eppstein war gerade in großen finan- 
ziellen Schwierigkeiten und mußte sich angesichts dieser Lage gegenüber dem 
Pfalzgrafen auf dem Lorscher Kampfplatz zurü~khalten'~. Die Mainzer 
Initiative war in jenen Monaten auf Hessen gerichtet. Hatten dort die Erz- 
bischöfe in den vergangenen Jahren von den Grafen von Wittgenstein und 
den Herren von Merenberg für den territorialen Ausbau des Erzstiftes 
brauchbare Einzelerwerbuugen machen können, ergab sich 1247 nach Hein- 
rich Raspes Tod die Gelegenheit, die Mainzer Lehen des erloschenen Land- 
grafenhauses als heimgefallen zu erklären und auf diesem Wege einen aus- 
gedehnten Herrschaftsbereich zu errichten. Dies große Vorhaben rief die 
Nachbarn auf den Plan. In wechselnden Konstellationen griffen neben den 
Mainzer Erzbischöfen und der für das Erbrecht ihres Sohnes Heinrich in 
Hessen kämpfenden Sophie von Brabant die meißnischen Wettiner und die 
Herzöge von Braunschweig in die Auseinandersetzungen ein. Da die Grafen 
von Wittgenstein, Battenberg, Ziegenhain und Waldeck sich immer wieder 
zur Bundesgenossenschaft mit Mainz bereit fanden, schien das Vorgehen der 
Erzbischöfe durchaus nicht aussichtslos zu sein. Immer wieder jedoch flossen 

1% DEMANDT, Endkampf C. 130 und 148. 
l 3  RDDOLF MLSCH, Heinrich Raspe, Landgraf von Thüringen und deuirchei König. 
Halle 1911. C. 54 ff. - Enicw CAEM.UERER, Zur Charakteristik Heinrich Raspes. Blätter 
f. dt. LG 89, 1952, C. 56-83. Dazu ECKHAKT G. FRANZ, Buikhard Graf von Ziegenhain. 
Propst zu Fiitzlai, Kanzler Heinridi Raspcs, Erzbismof von Saizburg. Ebd. 96, 1960, 
C. 104-124. 
l4 WOLF-ARNO KROPAT, Reich, Adel und Kirche in der Wetieiau von der Karolinger- bis 
zur Scauferzeit. (Wetterauer Geschiditsbiätrer 13.) Fricdberg 1964. 
l5 DEMAKDT, Endkampf C. 138 ff. 
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die hessischen Verwicklungen in den letzten Lebensjahren Siegfrieds von 
Eppstein und in der Amtszeit seines übernächsten Nachfolgers, des Wild- 
grafen Gerhard, mit den mittelrheinischen Komplikationen zusammen. Da- 
her wurde die militärische Kraftprobe auf dem nördlichen Kampffelde 
erstmals im Ottstädter Vergleich von 1254 vertagtI6. Die Konsequenz dieser 
Entwicklungen um die Mitte des 13. Jahrhunderts war dann das gleich- 
zeitige Engagement der Erzbisdiofe in Auseinandersetzungen sowohl mit 
den rheinischen Pfalzgrafen als auch mit den hessischen Landgrafen. Immer 
wieder war diese doppelte Frontstellung Ursache und Glied reichspolitischer 
Parteiungen. 
Die Stellung des Erzbischofs von Köln war im Vergleich zu Mainz im Blick 
auf die territoriale Basis einfacher, hinsichtlich der reichs- und landrecht- 
lid~en Kompetenzen jedoch vielgliedriger. Schon die Gestalt der kirchlichen 
Amtssprengel zeigt einen augenfälligen Unterschied: Wahrend das Mainzer 
Erzbistum von der oberen Nahe bis in die Gegenden südlich von Hildesheim 
und Halberstadt und ins Saaletal reichte, füllte das Kolner ein Dreieck aus, 
das sich bis Maimedy, Nijmegen und Soest erstreckte17. Die älteren Aus- 
gangsstellungen des weltlichen Machtbereichs hielten sich auf dem linken 
Rheinufer mit Schwerpunkten in Rheinherg, Kempen, Neuß, Bann und 
Andernach; durch die Hochstadener Erbschaft waren 1248 wichtige Ansatz- 
punkte für eine Expansion in der Osteifel und im oberen Ahrtal hinzu- 
gekommen. Die Absicht der Erzbischöfe war darauf gerichtet, die erheb- 
lichen Lücken zwischen den einzelnen Bailungszentren ihrer Gerechtsame 
a~szufiullen~~. Besonders empfindlich störte hier die Eigenstellung der Stadt 
Köln. Auf das rechte Rheinufer griff das Erzstift in nennenswertem Maße 
erst 1250 aus, als die Gräfin Mechthild von Sayn die Region zwischen Linz 
und dem mittleren Wiedtal Konrad von Hochstaden schenkte. Im ganzen 
gesehen belegen diese Erwerbungen das Vorwalten einer nach Süden gerich- 
teten E~~ansionstendenz. Da auf allen anderen Seiten die großen Terri- 
torialgebilde der Grafen von Kleve, Geldern, Jülich und Berg einer Arron- 
dierung im Wege standen, stießen die Erzbischöfe, im wesentlichen dem 
Rheintal folgend, stromaufwärts vor und versuchten die Ausweitung ihrer 
Macht in einem Raume, der sich territorial noch nicht gefestigt hatte. Einen 

'6 Zur Gcramteniwidilung KARL Eou,~no DEMANDT, Geschichte des Landes Hessen. 
Kassel - Basel 1959. C. 151 f. und 239 f. 

Zu den Grundlagen der hier im folgenden dargesiellien Eniwidilungen vgl. WlLHELM 
NEUSS - F n r ~ ~ n i c w  WILHELM OEDIGER, Das Bistum Köln von den Anfängen bis zum 
Ende des 12. Jahrhunderts. Köln 1964. C. 138 ff. U. 271 6. 
' 8  HERMANN CARDAUNS, Konrad von Hostaden, Erzbischof von Köln (1238-1261). 
Köln 1880. S .  59-69. Kurz: JOSEF NIESSEN, Geschichtlicher Handatlas der deutschen 
. . -- 
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Erwerbsanreiz boten die immer noch ansehnlichen Reichsgutbezirke in 
diesem Raume, in dem sich allerdings auch Mainzer, Trierer und Pfälzer 
Ansprüche mannigfach überschnitten und die Grafen von Katzenelnbogen 
eine solide Herrschaft aufgebaut hatten. Im Prinzip folgten die Kölner 
Erzbisdiöfe mit dieser Südbewegung der Wanderung der von ihnen aus dem 
Aachener Raum verdrängten Pfal~grafen'~; doch blieb dieser Vorgang in 
seinen Ausmaßen bescheidener und erstreckte sich nicht über Eifel und 
Hunsrück hinweg, sondern hielt sich im wesentlichen im Rheintal, wo durch 
eine Vergabe Kaiser Friedrichs I. Andernach zum Vorposten der Kölner 
Kirche geworden war. 
Ahnlich wie in Mainz wurde das Geschehen, das hier näher betrachtet wer- 
den soll, eingeleitet durch den Abfall des Erzbischofs Konrad von Hoch- 
stadenZo von der Sache Kaiser Friedrichs II.21. Die Gemeinschaft der Großen 
am Niederrhein, die bis dahin im Lager der Staufer standen, zersetzte sich. 
Diese Auflösungserscheinung und das Gegeneinander von Konrads Inten- 
tionen und der Absichten seiner Nachbarn verstärkten sich in der Zeit des 
vom Kölner Erzbischof inaugurierten antistaufischen Königtums. Als nach 
Heinrich Raspes Tod Herzog Heinrich 111. von Brabant die Initiative der 
Stauferfeinde auf seinen Neffen, den Grafen Wilhelm von Holland, lenkte, 
wählte ihn Konrad zusammen mit den beiden anderen rheinischen Erz- 
bischöfen am 3.Oktober 1247; rasch aber sah er sich in seinenErwartungen, 
die er an jene Königserhebung geknüpft hatte, getäuscht. Denn die Vorteile, 
die Wilhelms Vetter, Graf Dietrich V. von Kleve, aus der neuen Lage durch 
den Erwerb von Wesel, Stellungen an der unteren Lippe und im Gebiet 
südlich von Neuß zog, die Erfolge des Grafen Otto 11. von Geldern in der 
Utrechter Region sowie die Einführung von dessen Bruder Heinrich in das 
Bistum Lüttich, das ungehemmte Vordringen des Grafen Wilbelm IV. von 
Jülich nach Osten unter Ausnutzung alter Vogteirechte über Kölner und 

werten, Essener Kircheiibesitz, das Einnisten des zwar mit Konrad verschwä, 
aber durchaus selbständig vorgehenden Grafen Adolf IV. von Berg in den 
Reichsgutbezirken Kaiserswerth, Mettmann, Rath und Remagen, schließlich 

'9 RUTH GERSTNIR, Die Gcsdlidiie der loihringischen und rheinisdien Pfalzgrafsdiai? von 
ihren Anfängen bis zur Ausbildung der Kurrcrritoriums Pfalz. Bonn 1940. - FR AN^ 
CTEINBACH, Geschichtliche Räumc und Raumbeziehungen der deuischen Nieder- und 
Mirielrheinlandc im Mittelalter. AHVNRh 1551156, 1954, C. 9-34, bes. C. 20 A. U. 23. 

CARDAUNS, Konrad von Hostaden, C. 13 ii. Hierzu besonders RUDOLF KXIPPING, Reg. 
Köln 3, 1 C. 135 Nr. 907. - Eine moderne Biographie fehlt. Soipiältip abwägende Zusam- 
menfassungen bietet E n r c ~  WISPLINGHOFF, Konrad von Hochstaden, Erzbischof von Köln 
(1205-1261), in: Rheinische Lebensbilder, hisg. V. BERXHARD POLL, 2. Düsseldorf 1966. 
C. 7-24; zu den Tcrriiorialproblemen bes. C. 14 A. 

Mn'irneo CTIMMING, Kai~cr  Fiiedrich 11. und der Abfall der deutschen Füisrcn. H Z  120, 
1919, C. 210-249, bei. C. 226 A. U. 235 ff. 
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der weite Ausgriff des Königs Wilheln~ selbst in die norddeutsche Tiefebene 
nach der Heirat mit Herzogin Elisabeth von Braunschweig und der „Nach- 
wahl" von 1252 durch Sachsen und Brandenburg, zeigten dem Kölner Erz- 
bischof, daß jener Herrscher ein Faktor war, der je länger um so weniger in 
die Vorstellungen des vornehmsten geistlichen Fürsten am Niederrhein 
paßte. Das Nebeneinander von Königtum und Kurfürstentum in einem 
Großraum, das einige Jahrzehnte später am Oher- und Mittelrhein wieder- 
holt zu harter Rivalität führen sollte, wurde in allen seinen spannungs- 
geladenen Bezügen durch dies niederrheinische Beispiel vorwem *oenommen. 
Daher strebte Konrad von Hochstaden danach, sich dieses Herrschers wieder 
zu entledigen. Der Intervention Papst Alexanders IV. war es zu danken, 
daß die Absicht, diesen König wieder abzusetzen, die man im Kreise der 
drei rheinischen Kurfürsten erwog, nicht verwirklicht wurdez2. Wilhelms 
Tod am 28. Januar 1256 setzte dann iin Rahmen der internationalen Bezie- 
hungen die Kräfte frei, die die jetzt ihre Wahlkompetenz allein wahr- 
nehmenden Kurfürsten nicht zu einer einheitlichen Entscheidung der 
Nachfolgefrage gelangen ließenz3. 
Abgesehen von derartigen Beziehungsgefügen lebte der Kölner Erzbischof 
in der Oberschneidung von Rechtsspharen, die seine Bedeutung weiter- 
reichen ließen, als das ein Blick auf die Abgrenzungen seines kirchlichen 
Amtssprengels oder gar seines bis zum Ausgang des Mittelalters gefestigten 
weltlichen Machtgebietes vermuten laßt. Wahrend der Stauferzeit hatte sich 
der lothringische Dukat des Erzbischofs im Raum zwischen Niederrhein und 
Gette ausgeformt. Lothar 111. und Konrad 111. hatten jene Entwicklung 
begünstigt, andererseits aber auch die Sonderstellung des unter Brabants 
Führung gelangenden Westteils des ehemaligen Niederlothringen auer- 
kannt24. Die Quellen kölnischer Herkunft bezeichnen diesen Dukat zunächst 
als terra Coloniensis; die dann im 13. Jahrhundert auftretenden Hinweise 
auf die nobiles sancti Petri oder die nobiles ecclesiae Coloniensis sind als 

*-" O n o  H r h ~ z e , D a r  Königrurn Wili~elii~s von Hollnnd.Leipzi: 1885. - H r i r s n r c ~  OTTO, 
Papst Alenander IV. und der deutsche Tlironsrreit. MlDG 19, 1898, C. 75-91. - PAUL 
S C H E ~ ~ E R - B o i c n o n s ~ ,  Klcinere Forschungen zur Gerchid,ie des Mittelalrers 6: Ober den 
Plan einer T h r o n u m ~ ä l z u ~ g  in den Jahren 1254 und 1255. MIUG 6, 1885, S. 558-582 mit 
zurreffcnder Kriiik an HINTZE. Köniz~urn. C. 143 ff. - Zusammenfassend schon 1 0 % ~  " .  
K c u ~ r ,  Geschichte des Deuisdien Rcichcr wälirend des großen Inrerregnums (1245-1273). 
Würzburg 1893. C. 156 ff. und 282 8. 
" BAYLEY, Prelimin;irics. C. 457 fi. - lüiisrt: FRITZ TRAUIZ, Die Könise von Ensland 
und dasReich. ~ e i d e l b e i i  1961. C. 113 6.'' 
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?' EUGEN EWIG,  Zum loihiingirchen Dukai der Kölnei Erzbisdiöfc, in: Aus Geschichte 
und Landeskunde - Festsdirifl Franz Steinbach. Bonn 1960. C. 210-246. - Zur verfas- 
sungsge&ichtiichen Einordnung: GEORG DROEGE, Lehnrecht und Landrecht arn Nicder- 
ihein und das Problem der Territorialbildung im 12. und 13. Jahrhundert. Ebd. 
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Indiz für die lehensrechtliche Zersetzung des Dukats gedeutet wordenzs. 
Ahnlich wie seit 1168 in Würzburg lag in Köln ein Herzogtum in geistlicher 
Hand mit dem Anspruch auf die Gestaltung eines Großraumes; dem- 
gegenüber besaß die Territorialisierung der Machtbereiche der in die- 
sem Sprengel ansässigen Teilgewalten die größere Krafl. Diese Emanzipa- 
tion begann im Limburger Herzogtum, bei den benachbarten Mächten setzte 
sie sich fort. Eines der Ergebnisse dieser Entwicklung war der Gegensatz 
zwischen dem Herrschaftsbereich des Erzbischofs auf dem linken Rheinufer 
und der Grafschaft Jülich. Eugen Ewig hat herausgestellt, daß für den köl- 
nischen Dukat eine erste Krisenzeit bereits zwischen 1205 und 1216 
gekommen war, als die niederrheinischen Großen unter den Vorzeichen des 
staufisch-welfischen Thronstreites und zweier Bistumsschismcn in verschie- 
dene Lager auseinandertraten und die landschaftsverhafteten Sonderkräfte 
gegenüber dem Erzbischof ihr Eigengewicht geltend machten. Weiterhin hat 
er darauf aufmerksam gemacht, da8 der Kolner Dukat in Niederlothringeii 
zwar erst in der Schlacht von Worringen 1288 zerbrach, aber schon in Kon- 
rads von Hochstaden ersten Amtsjahren die zur späteren Auseinander- 
setzung hinleitende Konstellation sich abzuzeichnen begann: Limburg, Berg, 
Jülich und andere Potenzen der Rheinlande traten in ein Bündnis mit dem 
Herzog von Brabant!zG. Dem ist hinzuzufügen, daß die Vorgänge um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts nicht einer reichspolitischen Relevanz entbehr- 
ten: Die vorhin aufgezählten Verbindungen der Grafen am Niederrhein mit 
König Wilhelm von Holland zeigen deutlich die Bevorzugung dieser Großen 
durch den Herrscher und die Bedrohung des Erzbischofs in fast allen Teilen 
seines Einflußbereiches. Daher versuchten Konrad von Hochstaden und 
seine Nachfolger immer wieder, den Ring der Gegner zu sprengen, Verhal- 
tensunterschiede der Nachbarn und Thronvakanzen auszunutzen. 
Eine ähnliche, nur wenig jüngere Dukatsgewalt des Erzbischofs überlagerte 
auch in Westfalen Machtgebilde, die denen im niederlothringischen Raum 
vergleichbar sind. Mit der Auflösung des niedersächsischen Herzogtums 
Heinrichs des Löwen erhielt Erzbischof Philipp von Heinsberg 1180 eine 
dem Anspruch nach überregionale Gewalt in Westfalenz7. Auch dort hatte 
die Kolner Kirche bereits alten Besitz im Soester Gebiet, im Umland von 

" EWIG, Loihringischer Dukat, C. 218 ff., 220 ff., 224 ff., 228 ff. U. 239 ff.; hier bes. 
S. 225 mir Anm. 76. - Zum Madiigefügc zwischen Niederrhein und Scheide s. a. Hr~waicii 
SPROEMBERG, Die Niederlande und das Rheinland in dcr ersten Hälfte des 14. Jaliihunderts, 
in: Beiträge zur bclgisch-nicdcrländisdien Gesdiidire. Eerlin 1959. S. 259-276, bes. 
S. 262 ff. 2"w~~, Lothringi~cher Dukat, C. 242 ff. 

GERHARD KALLEN. Das Kölner Erzstifi und der -ducatur Wcrifalie er Anoarie". - ~~ ~~-~~~~~ - 
Bonn 1957. C. 14 8. (jetzt audi in: Probleme der ~editso:dnun~ in Gerdiidirc und Theorie. 
Köln - Graz 1965. S. 223-253). 
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Recklinghausen sowie in der Region zwischen Ruhr und Sieg. In Westfalen 
verfügten die Kölner Erzbisdiofe schon vor 1180 über Gografschaften, die 
mit Kirchenministerialen besetzt wurden und durch die Verschmelzung von 
hoher und niederer Gerichtsbarkeit den Aufbau einer Landeshoheit erleich- 
tern konntenz8, wenn auch andere Faktoren diese Entwicklung begünstigten. 
Hier kamen wie im linksrheinischen Raum in den nächsten Jahrzehnten der 
Bau und Kauf von Burgen sowie ein breit ausgestalteter Anspruch auf das 
Befestigungsrecht hinzu. Die Herrschaft über Gogerichte und Durchsetzung 
des Burgbaurechtes waren aber stets von Machtverhältnissen in den einzel- 
nen Regionen des Dukatssprengels abhängig und immer Gegenstand 
scharfer Rivalitäten zwischen dem Herzogs-Erzbischof und geistlichen wie 
weltlichen Großenzg. Zwar konnten die Erzbischöfe eine enorme Summe von 
Einzelgerechtsamen an sich bringen, nicbt aber die Machtkerne der Grafen 
von Berg, Mark und Ravensberg aufsprengen. Sogar die Mitte des Dukats- 
bereiches befand sich noch lange in der Hand der Grafen von Arnsberg und 
konnte erst 1368 aufgekauft werden. Im Norden und Osten setzten die 
Hochstifte Münster und Paderborn der Kölner Macht Grenzen, im Süden 
wurden die Landgrafen von Hessen sowie die Grafen von Nassau und 
Waldeck zu unbequemen Anrainern. Die Kooperation zwischen den Erz- 
bischöfen von Köln und Mainz ist mithin nicht nur durch rheinische 
Ursachen bestimmt worden, sondern wurde auch durch die Entwicklung 
der Herrschaftsverh'ältnisse zwischen den Oberläufen von Lahn und Weser 
mitbedingt. Fast spiegelbildlich wie in den Räumen westlich des Rheines 
geriet der Dukat des Kölner Erzbischofs auch in Westfalen in langsame 
Zersetzung, auch hier sollte die Schlacht bei Worringen Rückwirkungen 
zeitigen. Schon im zweiten Viertel des 13. Jahrhunderts lassen die Bündnisse 
der westfälischen Großen den Kampf der um ihren Selbstand ringenden 
Territorialherren gegen Köln, das Zusammengehen mit den Mächten 
Niederlothringens und die Ausformung des Gegensatzes Paderborn -Köln 
hervortreten30. Neben der vorhin skizzierten Tendenz, die Vorposten des 
Erzstiftes an der Rheinlinie nach Süden vorzuschieben, trat in der Politik 
der Kölner Erzbischöfe die Absicht zutage, ihre Macht in einer fächerartig 

Hierzu zuleizi ALBERT K. HÖMBPRG, Wesifalen und dar sächsische Herzogtum. Münster 
1963. S. 67 B. U. C. 125 Anm. 224. - Zur Rolle der Vogrei Essen 1247-1299, des Vcst 
Redtlinghausen sowie des Reichsgutes in Dorirnund und dessen Nebenhöfen im Ralimen 
der Kölner Terrir~rial~rojelite vsl. auch A L B E ~ T  K. H~MBERG,  Kirchliche und weltliche 
Landesoroanisarion der südiidien Westfalen. Münster 1965. S. 68 B.. 77 B. U. 92 ff. ~~ ~~~~~ 

29 HÖMBERG, Wesrfalen, C. 73 U. 123 Anm. 214. 
GGEXHAKD PTEIFIER, Die Bündnis- und Landfriedenrpolirik der Territorien zwirdien 

Weser und Rliein im sojren Miireialrer. i n  H ~ n ~ a v u  Aiiniv  - F a n v r  P s ~ n i  Der R-i i l -  
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den Läufen von Lippe, Ruhr und Sieg folgenden Expansion nach Osten 
auszudehnen. Für die Weiträumigkeit jener Projekte zeugt das Zusammen- 
treffen der Kolner, Mainzer und Thüringer Einflüsse in Niederhessen31. 
Die Stellung des Erzbischofs von Trier in Kirche und Reich des 13. Jahr- 
hunderts ist einfacher zu umschreiben als im Falle von Mainz oder Köln. 
Erst beträchtlich später, vom Beginn des 14. Jahrhunderts an, ist der Trierer 
Erzbischof im Besitz einer Erzkanzlerwürde. Die Trierer Erzbischöfe ent- 
behrten einer Dukatsgewalt nach Kolner Muster und der vielfältigen terri- 
torialen Verflochtenheiten des Wirkungsbereiches wie im Mainzer Falle. 
Ihre Kompetenzen bei der Erhebung eines Königs traten klar abge- 
stuft hinter den Vorrechten der beiden anderen Erzbischöfe zurück. Der 
kirchliche Sprengel zog sich vom Schiffenberg am Westrand der Wetterau 
über die unteren Talabschnitte von Lahn und Mosel hinweg bis zur West- 
grenze des Reiches. In der Zugehörigkeit der Suffragane Metz, Verdun und 
Toul zum Metropolitansprengel spiegelt sich noch die alte Trierer Aus- 
dehnungstendenz bis zu den Quellgebieten von Mosel und Maas. Die 
Blickrichtung über den Rhein in die Regionen von Taunus und Westerwald 
war ebenfalls seit dem Frühmittelalter vorhanden, wurde aber erst durch 
die Güterschenkungen Kaiser Heinrichs 11. im Maienfeld und im Koblenzer 
Raüm entscheidend verstärkt. Auch die vom älteren Luxemburger Grafen- 
hause ausgegangenen Unruhen hatten die Verlagerung der Trierer Initiative 
nach Osten gefördert. Zudem wurde die Stellung des Erzbischofs im Trierer 
Raum selbst lange beeinträchtigt durch die Auseinandersetzungen mit den 
Reichsahteien St. Maximin und Prüm. Bis zum Ende der Stauferzeit waren 
die Positionen des Trierer Erzbischofs weniger gefestigt als die seiner beiden 
Amtsliollegen am Rhein. Von Merzig an der Saar bis zur Moselschleife bei 
Trittenheim, um Wittlich und Zell, in Koblenz und im Umland von Mon- 
tahaur lagen die Schwerpunkte seiner Macht, ohne daß bis dahin die Mög- 
lichkeit für einen Verbund dieser Einzelglieder untereinander voraussehbar 
war. Diese Zerstückelung war die Konsequenz des Durchzuges der Pfalz- 
grafschaft durch die Regionen beiderseits der unteren Mosel sowie des 
massiven Nachdrängens der Kölner Kirche in der späten Salier- und der 
frühen Stauferzeit; hätte damals nicht Kaiser Friedrich I. zugunsten der 
Trierer Kirche interveniert, wäre die Ausgangsbasis für den späteren Terri- 
torialausbau am Rhein genommen worden32. Abgesehen vom vorübergehen- 
den Zerwürfnis der Erzbischöfe von Köln und Trier im staufisch-wel- 
fischen Thronstreit stand Trier meist im Schatten Kölns. Die Mosellande mit 

" HAXS PATZE, Die Trntsrehii~i~ der Landesberisdi~f? in Tliüiingeri 1. Köln - Graz 1962. 
C. 216. 3? CTEINBACH, Gcsdiichrliche Räume C. 22 f. 
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den dem Rliein zugekehrten Abdachungen von Westerwald und Hunsrück 
blieben bis in das 13. Jahrhundert hinein in politischer Gemeinschaft mit 
dem Niederrheid3. Daher haftet denn auch der Einflußnahme des Trierer 
Erzbischofs Arnold von Isenburg auf die Mittelrheinlande während der 
letzten Kämpfe der Staufer mit ihren Feinden etwas Disparates an. Die 
Sicherung von Ehrenbreitstein und die Auseinandersetzung mit dem Pfalz- 
grafen uin die Burg Shuron führten erst in dem Augenblick zum Erfolg, in 
dem Konrad von Hochstaden in das Kräftespiel eingriff und Für das Kölner 
Erzstift Kochem einnahm3*. Das viel wichtigere Boppard, Mittelpunkt eines 
noch immer sehr ansehnlichen Reichsgutsbezirkes, eroberte der Gegenkönig 
Wilhelm iin September 1251. Der Mainzer Erzbischof bot diesem Vorstoß 
gegen die Stauferpartei eine Flanken~icherung~~, während Trier an allen 
jenen Vorgängen wieder in nur bescheidenem Maße beteiligt war. Erst 1312 
sollte dann unter ganz anderen Voraussetzungen Trier das Eindringen in 
diesen Fiskalkomplex und schließlich auch dessen Einvernahme in den Kur- 
staat glüdten36. Gemessen an Mainz und Köln war Trier um die Mitte des 
13. Jahrhunderts noch eine Macht zweiten Ranges37. 
Auf die Stellung des Pfalzgrafen am Mittelrhein wurde im Zusammenhang 
mit der Mainzer Territorialentwicklung bereits hingewiesen. Tm Blick auf 
diese müssen jedoch noch einige Linien der Reichs- wie der speziellen 
mittelrheinischen Landesgeschichte nachgezogen werden, um das Bild der 
Ausgangslage um die Mitte des 13. Jahrhunderts vollständiger zu machen 
und das Verhalten des Pfalzgrafen besser zu motivieren. Die Pfalzgraf- 
schaft war nach einem welfischen Zwischenspiel durch Kaiser Friedrich 11. 
an Herzog Ludwig I. von Bayern gegeben worden. Wie schon 1180 in Bay- 
ern wurden die Wittelsbacher von 1214 an auch am Rhein zu Sachwaltern 
der staufischen Reichsgestaltung. Ludwig hatre durch die Vermählung seines 
Sohnes Otto mit der Welfentochter Agnes die Allode der Pfalzgrafschafi 
für sein Haus gesichert. Als Ottos Tochter Elisabeth 1246 König Konrad IV. 

33 STEINBACH, Gerdiichtlidie Räume S. 24 f. - Zur Bedeutung der Hochstadencr Erb- 
schal? für das Kölner Erzsiift: CA~DAUNS C. 57-65, sowie jüngst MAMA KaTTEnixc, Die 
Teriirorialpoliiik des Kölner Erzbischofs Konrad von Hochsiaden. Jb. d.Kölner Geschidits- 
vereins 25, 1951, C. 1-81, bcs. C. 25 V. Anli. Kie. 3.  - Einen instruktiven Oberblick xibt 
WISPLINGHOFF C. 17 f. 
3' DEMANDT, Endkampf, C. 136 U. 146. $2 DEXAXDT, Endkampf, C. 158 f. 
" ~ A N Z  Ios~r Hewx. Reichssur im Rheinland. Die Geschidite des könislichen Fiskus 
Boppard. ~ o n n  1956. S. 141 ff. 
3' Dies beriätigr auch ein Ubeiblick übcr das Bündniswesen: Köln, von dem die Anstöße 
zumeisi aussinsen. und Mainz treten hauotsädilich als Vertrasr~artner auf: das Verliältnis 
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Köln-Pfalz ist durch die ierriiorialen Gegensnizc stärker vorbelastet. Trier rritt in solchen 
Bündnissen zwischen 1217 und 1273 nicht auf. LUISE VON WINTERFELD, Die kurrheinischen 



ehelichte38, ofienbarte man im Hause Wittelsbach einen Grundzug der Hei- 
ratspolitik, der später wieder in einer Vielzahl von Fällen hervortreten 
sollte: In jeder Generation wurde der dynastische Brüclienschlag zum jeweils 
regierenden Herrscher hergestellt. Wie kein anderes Fürstenhaus traten die 
Wittelsbacher auf diesem Wege immer wieder in die Nähe des Königtums. 
Als aus der staufisch-wittelshachischen Ehe 1252 Konradin geboren und 
nach dem Tod seines Vaters am 21. Mai 1254 in Obhut und Vormundschaft 
der bayerischen Herzöge gegeben wurde, setzte sich die Verbindung 
zwischen der Stauferpartei in Deutschland und den Wittelsbachern fort3*. 
War, wie Max Spindler und Kar1 Bosl aufgezeigt haben4!', die Landesherr- 
schaft in Bayern erheblich nach dem Erlöschen mehrerer Grafensippen und 
des fürstlichen Hauses Andechs-Meran durch die Wittelsbacher verdichtet 
worden, sollte schließlich die Verbindung mit den Staufern ebenfalls zur 
Stärkung und Ausweitung ihrer Macht führen. Jeder Pfalzgraf des 
13. Jahrhunderts stand also in einem vielfachen Bezugs- und Aufgaben- 
geflccht: Am Rhein war er einer der Fürsten, die sich als Königswähler 
immer sdiärfer von ihren früheren Standesgenossen abhoben; zugleich lebte 
er dort als Herr eines noch stark zerlappten und unfertigen Territorial- 
gehildes in starken Spannungen nicht nur zu den drei rheinischen Erz- 
bischöfen, sondern auch zu allen oberrheinischen, schwäbischen und fränki- 
schen Anrainern. Als Herzog von Bayern hatte er sich beständig mit den 
Fürsten im Südosten des Reiches auseinanderzusetzen und war zu dauern- 
dem Lavieren zwischen Böhmen, Usterreich-Steiermark, SalzLur,a und Tirol, 
zu steter Einflußnahme auf die bunte Territorialwelt in Schwaben und 
Ostfranken genötigt und schließlich damit beschäftigt, die in seinem 
Sprengel gelegenen Hochstifte unter seinem Einfluß zu behalten. Ludwig 
Petry hat darauf hingewiesen, daß die Pfälzer Geschichte von 1214 bis zum 
Hausvertrag von Pavia 1329 im Rahmen der vorwiegend ungeteilten Herr- 
sdiaft der wittelsbachischen Gesamtmacht zu sehen ist41. Die Gewichtigkeit 

58 Enic~i  Masc~xE,  Das Gerchledit der Staufer. München 1913. C. 101. - Zur dynartisciien 
und rcichspolitirchen Situation 8. a. S~MMIXG, Friedrich II., C. 233 ti. 
S8 Khnr HAMPE, Geschichte Konradins von Hohensraufen. 2. Aufl., hrsg. von HELLMUT 
KÄMPF. Leipzig 1940. S. 101, 103 rnit Anm. 1, 105, 172, 209, 316 f. mit Anm. 3 sowie 
die Ergänzungen von KÄMPF ebd. S. 401 f., 420 f. u. 439; über Konradin s. a. MASCHKE, 
Geschlecht der Siaufer, C. 136 fi. 
'0 MAX SPIXDLER, Die Anfängc der baycrischen Landerfürstcntums. München 1937. - 
KAKL BVSL, Die historische StaatliChl\eit der bayerirchen Lande. Zhm$r. f. bayer. LG 25, 
1962, C. 1-19; D ~ n s . :  Die historisch-politisdie Eniwi&lung der bayerischen Sraaies, in: 
Handbuch der iiisrorirchen Stärten Dcutichlands 7. Siuttgart 1961. C. XV-LXXI. 
' LUDWIG PFTRY, Das politische Kräfle~piel im pfälzischen Raum vom Interregnum bis 
zur Franzörisdien Revolution. Anliesen und Ansätze der heuiigen Forschung. Rhein. Vjsbll. 
20, 1955, C. SO-111. 
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der rheinischen und der bayerischen Sonderaufgaben von Fall zu Fall 
gegeneinander abzuwägen, ist als Anliegen der Forschung nicht leicht zu 
erfüllen. Hier müssen noch viele Beobachtungen zusammengetragen werden, 
ehe man zu einem abschließenden Urteil gelangen kann. Immerhin zeigen 
die Itinerare der Herzöge und Pfalzgrafen innerhalb der hier zu hetrach- 
tenden Zeitspanne ein deutliches Oberwiegen des Wirkens in der südöst- 
lichen Ma~h tbas i s~~ .  Daran änderte auch der Landshuter Vertrag von 1255 
nichts, durch den Ludwig Oberbayern und die Pfalz, sein Bruder Heinrich 
Niederbayern erhielti3. Die Differenzierungen in der Reichspolitik der 
beiden Brüder und ihre fast ununterbrochenen Zwiste waren hauptsächlich 
durch die Gegensätze innerhalb Bayerns verursacht; die durch die Linien- 
Trennung in den kleinräumigeren Teilgebieten von beiden betriebene Herr- 
schaftsintensivierung konzentrierte ebenfalls ihre Initiative auf die Lande 
an und südlich der Donau. Aus Ludwigs 11. Beanspruchung in Bayern ist 
zumindest teilweise auch der Einsturz der staufischen Stellungen an der 
Untermosel, am Rhein zwischen Bingen und Koblenz sowie in der Wetterau 
zwischen 1251 und 1254 erklärbar. Möglicherweise hat dann jedoch die 
Bindung der wittelsbachischen Politik an die Sache Konradins bis zu dessen 
Tod iin Jahre 1268 für den Bestand der Reichsgerechtsame im Rheiti-Main- 
Gebiet konservierend gewirkt. Denn aufialligerweise wurden die Fiskal- 
bezirke zuerst nur im Mosel- und Niederrheinraum auf dem Wege über 
Verleihungen und Pfandschaften abgebaut, weil dort Wilhelm von Holland 
auf die Wünsche seiner Parteigänger eingehen mußte und konnte. Hingegen 
hielten sich die Reichsgutbezirke, die außerhalb seines direkten Macht- 
bereiches im Einflußgebiet der Pfalzgrafschaft am Mittel- und Oberrhein 
lagen, noch rund ein Jahrhundert Iänger. Sie mußten bis zu Konradins Tod 
ebenso wie dessen Anspruch auf das Herzogtum Schwaben von der wittels- 
bachischen Vormundschaft für eine künftige Verwendung im Sinne der 
Königspolitik aufrechterhalten werden. Das dann folgende Intervall zwi- 
schen dem Tod des letzten Staufers und König Rudolfs von Habsburg Wahl 
brachte in jenen südlichen Landschaften ein stoßartiges Eingreifen Richards 

' V i e  Pfalzgiafenie~crten zeigen in dcr statiriiro~en Auswertung dcr Aurstellungsorte 
folgende Verhälinisse: Bcim Pfalzgrafen Ludwig 11. fallen 59O/o aller Aufenrhaltrnachweise 
auf Bayern und den Ortalpeniaum, nur 41°/o auf Gebiete am Rliein, in Schwaben und in 
dcr nachmaligen Obeipfalz; bei seinem Nachfolger Rudolf verschieben sich die Anteile nur 
geringfügig auf 58 % und 4ZUlo, wobei hier abci die Aufenrlialie im Raum südlich der 
Alpen anlißlidi Kaiser Heinrichs VII.  Romzug unberücksiditigt bleiben müssen. - Eine 
Unrersudiung von Gcwicht und Bedeutung der Pfalzgrafrchaff und der bayerisdien Herzog- 
tümer in der Hauspolitik der Wittelsbacher ist dringend erwünscht. 
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ron Cornwall und war als Zeitspanne für einen nachhaltigeren Abhau der 
Reichsgutbezirke zu kurz. Erst in der Zeit Karls IV. gelangten die Wittels- 
bacher in den dauernden - reichsrechtlich als Pfandschaft eingekleideten - 
Besitz des Reichsgutes am Mit~el rhe in~~.  Die großen zeitlichen Unterschiede 
im Abbau der Reichsgerechtsame an Nieder- und Mittelrhein machen deut- 
lich, daß für die Pfalzgrafen des 13. Jahrhunderts die Nahe zum Königtum 
nicht nur ein Faktor ihrer dynastischen Pläne, sondern eine in der Land- 
schaft selbst ruhende Gegebenheit war. Durch die unmittelbare Berührung 
mit dem König als dem Herrn des Reichsgutes in ihrer Nachbarschaft 
unterschieden sie sich auch von den drei geistlichen Kurfürsten, am augen- 
fälligsten vom Kölner, weniger scharf von dem mit ihnen im selben Groß- 
raum lebenden Mainzer. Nicht zuletzt aber erhielten die Beziehungen 
zwischen Königtum und Kurfürstentum hier eine individuelle Vertiefung 
durch ein Bündel von Sonderrechten: Das Reichsvikariat, in der Rechts- 
theorie die Kompetenz zum Richteramt über den König, das Vorrecht zur 
Einberufung von Wahlversammlungen allein oder auch gemeinsam mit dem 
Mainzer Erzbischof, das Reichstruchsessenamt und selbst scheinbar unter- 
geordnete Privilegien wie die hinsichtlich der Keßler und Wildfange 
charakterisieren die Eigenstellung, die der Pfalzgraf im Rahmen der 
Reidisverfassung einnahm oder zumindest einzunehmen bean~pruchte~~.  

2. Die rheinischen Kurfürsten gnd das Königtum in den Jahren 
1254 bis 1218 

Durch Konrads IV. Tod während seines Italienzuges am 21. Mai 1254 ver- 
einfachten sich in Deutschland die Verhältnisse: Wilhelm von Holland war 
fortan nicht mehr nur der Gegenkönig, der als Exponent der antistaufischen 
Eürstengruppe den Kampf um das Reich zu führen hatte, sondern alleini- 
ger Träger der Krone. Dennoch blieb es fraglich, in welchem Maße seine 
alten Gegner jetzt seinen Herrschaftsanspruch anerkennen würden. Zwar 
hatte Wilhelm einen Großteil der Widersacher am Rhein niedergerungen 
und seinen Einfluß bis nach Mitteldeutschland und Ostfranken ausgeweitet, 
im Südosten aber blieben die Bayernherzöge als die Sachwalter Konradins 
zumindest auf absehbare Zeit unangreifbar. Da die wittelsbachischen 
Stellungen auch in der Pfalzgrafschaft und deren Nachbarregionen in der 
Hauptsache intakt blieben, herrschte am Oberrhein und in Schwaben ein 
labiler Zustand im Blick auf die Parteinahme der Großen. Fraglich wurde 

'"PLTRY, Kräftespiel, C. 109 Anin. 95 U. 97. 
'j J o ~ ~ r u ~ e s  B ~ R ~ X A X N ,  Der Miiielrliein als verfassunSrrcchilid>es Zentrum der fränkisch- 
ideursdien Reiches = Jalircsgabe 1962 d. Instituts f. Gesdiiditl. Landeskunde a. d. 
Univcrsitäi Mainz S. 11 ff. 
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es nun auch, ob die rheinischen Erzbischöfe bereit seien, sich der Herrschaft 
des von ihnen erhobenen, jetzt aber sclbständiger regierenden Koni, OS unter- 
zuordnen. Voraussetzungen und Ziele der Politik eines jeden der rheinischen 
Kurfürsten verharrten also auch weiterhin in starker Verschiedenheit von- 
einander. 
Das Verhalten des Mainzer Erzbischofs wurde wie in den vergangenen 
Jahren auch weiterhin von drei Notwendigkeiten bestimmt: Die Regelung 
des Verhältnisses zur Stadt Mainz, die Fortsetzung des Kampfes um Hes- 
sen und schließlich das Arrangement mit dem König während dessen Auf- 
enthalten ain Mittelrhein waren die wichtigsten Probleme, vor die sich der 
Erzbischof gestcllt sah. In der namengebenden Stadt seines Sprengels stan- 
den sich Erzbischof und Bürgerschaft argwöhnisch gegenüber. Zehn Jahre 
zuvor hatte in der Urkunde vom 13. November 1244 die Abschichtung der 
Rechtssphären ihre vorläufige Gestalt erhalten46. Jenes Ubereinkommen 
zeigt deutlich die Absicht der Bürger, Geldforderungen, wie sie vom Erz- 
bischof angesichts seiner militärischen Verpflichtungen im Kampf gegen die 
Stauferanfiänger gestellt worden waren, für die Zukunft abzuwehren, in 
der Stadt selbst die Gerichtsbarkeit und damit zusammenhängende Rechte 
der Besteuerung der Einwohnerschaft zu erhalten und zu sichern. Durch sein 
Entgegenkommen verpflichtete sich damals Siegfried von Eppstein die 
Führungsschicht der Stadt. Das Patriziat schuf sich in einem Rat von 24 sei- 
ner Angehörigen ein Selbstverwaltungsorgan. Mainz stand von da an auf 
der Seite des Erzbischofs. Im Unterschied zu den anderen Reichsstädten 
fanden wahrscheinlich der Gegenkönig Heinrich Raspe und in Abständen 
seit dem Frühjahr 1249 auch Wilhelm von Holland Einlaß in Mainz. Um 
dies Zusammenwirken mit dem antistaufischen Königtum zu festigen, ga- 
rantierte Siegfrieds Nachfolger Gerhard am 27. November 1251 abermals 
die Stadtfreiheiter~~~. Als Einzelzug aus diesen Geschehnissen sei noch auf 

" Als maierialrcidier Ubcrblick nodi immer grundlegend H r i ~ n i c w  Sc?inow~, Mainz in 
seinen Beziehungen zu den deutschen Königen und den Erzbischöfen der Sradr bis zum 
Uniergang der Siadtfreiheit (1462). Mainz 1915; hierzu bcs. S. 52 ff. - STIMMING, Kaiser 
Friedrich II., S. 232. - KARL HEG'L, Verfassungsgeschichte von Mainz im Miirelaltei. 
Leipzig 1882. C. 43 ff. H~ i>micw Höws,  Die Entwid<lung des Mainzer Stadtrechts im 
Miiielalter. Diss. Gießen 1936, passim. - Vergleidiende tintcrrudiungen zur Stadtrechts- 
entwickiung am Miiielrhcin sind demnächst von Heinridi Büttner zu erwarten. 
" Der Mainzcr Erzbischof Gerliard verfolgre die Reichspolirik der Königs an ent- 
sdieidcnden Punkten in persönlidier Beobadicung. So hielt er sich aiiläßlidi von Wilhclms 
Vermälilunp mir der Herzogin Elisabcth von Biaunsdiweig in der Welfensiadi sowic ein 
Halbjahr späier beim Hoftag vor den Maucin von Fraiikfurr auf. ( B ö n ~ r n  - WILL 2 
C. 315 Nr. 11 U. S. 318 Nr. 31). In  diese Entwidlung geliörr audi der auffällige Umstand, 
daß  Geiliard an, 24. März 1252 in dcm für  ein derariiges Ereignis ungewöhnlidien O r t  
Braunsdiawig die Bischofsweilie erhielt. (H~ncrr, Kiichengeschichre 5, C. 1137). Er gewann 
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die Zerstörung der hohenfelsischen Burg Weisenau, die Wilhelm von 
Holland im August 1250 mit Hilfe der Mainzer erzwungen hatte, hinge- 
wiesen. Damit wurde ein Stützpunkt des staufischen Verteidigungs- 
Systems beseitigt, für die Stadt fiel eine listige Kontrollstelle im unmittel- 
baren Vorfelde vor den Mauern fort. 
Solche Vorgänge zeitigten im Frühjahr 1253 ihre Konsequenzen. Am 
4. Februar traf der Erzbischof einen Ausgleich hinsichtlich des Besitzes von 
Mainzer Stiftsministerialen und des Eigentums von Bürgern; gleichzeitig 
vermittelte er im Streit zwischen Philipp von Hohenfels und der Stadt 
über das Gelinde, auf dem die Ruinen der Burg Weisenau standen. Die 
komplizierten Eigentumsverhaltnisse dort wurden entwirrt, als Gerhard ain 
25. März die Reichsministerialen von Bolanden und von Falkenstein be- 
wog, ihre Erbanteile an der Herrschaft Weisenau dem Hohenfelser Vetter 
a b z u ~ r e t e n ~ ~ .  Die Mitwirkung des Raugrafen Konrad und des Grafen Die- 
ter von Katzenelnbogen bei diesem Ausgleich4* deutet an, daß die Großen 
des Mittelrbeinraumes sich unter dem Vorzeichen des Zusammenbruches 
der Stauferparteis0 jetzt um den Erzbischof scharten und dessen Führungs- 
funlrtion im Mainzer Raums1 anerkannten. 
Auch der König mußte sich mit dieser Konstellation abfinden. In jenen 
Jahren tritt Gerhard von Mainz in der Rolle des Fordernden, der König 
hingegen in der des Gewährenden auf. Am 4. August 1252 verpfändete 
Wilhelm dem Mainzer Erzbischof die Stadt und Reichsburg Oppenheim, 
die allerdings erst noch von diesem hatten erobert werden müssen. Iin Ver- 
hältnis zu dieser eventuell real nutzbaren Anwartschaft wiegen Gerhards 
Gegenieistungen leicht und bestehen in der an sich selbstverständlichen 
Unterstützung bei der Belagerung jener noch staufertreuen Stadt und in der 
völlig unverbindlichen Floskel eines Hilfsversprechens im Blick auf Wil- 
helms Feinde in Frankreich und Deu t~ch land~~ .  D a  Oppenheim allen Erobe- 
rungsversuchen trotzte, zog sich der König wieder zurück. Knapp zwei 

tive Bedeutung der Königswahl, das damals gefunden wurde. (Knni Z c u ~ ~ n ,  Ein Reidir- 
weistum über die Wirkung der Königswahl aus dem Jahre 1252. N A  30, 1905, C. 43 ff.) 

BÖHMER - WILL 2 C. 319 Ni. 43144 U. S. 320 NI. 50. - Die Cippengruppe behandelt 
KARL BOSL, Dic Rci&sminisic~ialiiät der Salier und Staufer 1. Stuttgarc 1950. C. 260 ff. 
U. 268-274. 
" KARL EDUARD DEMAKDT, Reges:en der Grafen von ICatzenelnbogen 1. Wiesbaden 1953. 
C. 89 Nr. 109. " DDEMANDT, Endkampf, C. 158 f f .  

GEORG W ~ L I ~ E L M  CINTT, Allgemeine Geschichte und Landesgerdiidite in Frankreim und 
Deursdiland. Bliaer f. deuisdie Lzndcrgesdi. 91, 1954, C. 1-15, C. 9 U. 13 ff. - Zur 
Funktion dcs Mainzer Raumes irn mittelalterlichen Reich jüngst: JOHANXES BÄRMANN, Zur 
Entsrehung des Mainzer Erzkanzleiarnres. ZRG. GA 75, 1959, C. 1-92. D~ns . ,  Mittelrhein 
als uerfarrungsiediil. Zenirurn, C. 3-20; D~ns . ,  hloguntia Merropolis Germaniae. 
Rektorarsrede Mainz 1965. MG Conrt. 2 C. 467 Nt. 360. 



Rheinische Kurfürsten und deutscher Königtum irn Interregnum 61 

Jahre danach mußte der Erzbischof dann wieder in direkte Verbindung mit 
Oppenheim treten und das seinerzeit über die Stadt verhängte Interdikt 
aufheben. Damit trug Gerhard zur Entstehung des großen rheinischen 
Städtebundes bG3. Vielleicht steht jene Wiederannäherung auch in Bezug 
zur Unzufriedenheit der Erzbisdiöfe mit dem König4. Wichtiger als diese 
Frage ist jedoch eine Oberlegung über die Absichten, die man im Sommer 
1252 im Kreise der Berater des Mainzer Erzbischofs hegte. Offenbar suchte 
inan sich gleich anderen Fürsten einen Anteil am Reichsgut zu sichern. Mit 
Oppenheim, Mittelpunkt eines strategisch wichtigen Fiskalbezirkes5j, 
wollte man die Gerechtsame des Erzstiftes im Mainzer Umland erweitern, 
an diesem Stromabschnitt gegenüber dem Pfalzgrafen die Stellung des 
Erzstiftes verstärken und zudem mit der Zwischenstation Gernsheim die 
Distanz zum Lorscher Territorialglied verkürzen. In der konkreten Lage 
hätten die Positionen der Grafen von Katzenelnbogen auf der rechten 
Rhcinseite diese Expansion gedeckt. Allerdings wurde dann dies Projekt des 
Aufbaues eines südlidi von Mainz gelegenen Territorialgebildes durch den 
Städtebund durchkreuzt. 
Der rheinische Städtebund wurde bereits in seinen politischen Maßnahmen, 
seinen wirtschaftlichen Tendenzen und im Blick auf die von ihm ausgehen- 
den Impulse für eine neue Organisation des Reiches anaIysiertj6. Hier 
braucht nur nochmals an die Ereignisse erinnert zu werden, die im Znsam- 
tnenhung mit der Politik der nachmaligen Kurfürsten stehen. Am wich- 
tigsten ist der Beitritt der drei rheinischen Erzbischöfe, den diese zusammen 
mit den Bischöfen von Worms, Straßburg, Basel und Metz am 13. Juli 1254 
voilzogen. Dann ist auf das Arrangement des Königs mit dem Bund in Ge- 
stalt der Landfrieden vom 10. März und 10. November 1255 hinzuwei- 
senji. Mit der Ausrichtung des Rechtswesens auf seinen Hofrichter und die 
Reidisschultheißen in Boppard, Frankfurt, Oppenheim, Hagenau und Kol- 
inar schuf er eine zentrale und fünf in den Landschaften verteilte Ansatz- 
möglichkeiten, um seinen eigenen Einfluß geltend zu machen. Die Auswahl 

 ÖHM^ - WILL 2 C. 322 Nr. 82. 
j q g 1 .  AUGUST POTTHAST, Rcgesia Pontificum Romanorum 2. Berlin 1875. C. 1272 Nt. 
15 466 und 15 472. 

R ~ D ~ L F  X ~ A ~ T .  Dar Reichsqut von Oppenheim. Hessischcs Jb. f. Landcsgcrch. 11, 1961, - . . 
C. 20-41, bes. C. 33. 
j8 ED=.%nD BIELTELDT, Der Rheinische Bund von 1254. Ein erster Versuch einer Reichs- 
reform. Berlin 1937. - LUISE VON WINTERFELD, Westfalen in dem großen rheinismcn 
Bund von 1254. Werrf'äl. Ztrchr. 93, 1937, C. 128-142. - EDUARD ZIEHEN, Rhein und 
Reich im Zeitalter des Rheinischen Bundes (1254). ZGORh. NF 53, 1940, C. 549-560. - 
HANS TURGEN RIECXENBERG. Arnold Walpot, der Initiator des Rheinischen Bundes von 
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der Gerichtsstätten spiegelt eine Stoßrichtung der Konigsinitiative; doch 
entsprach bereits die Nennung der elsässischen Orte mehr einem Herr- 
schaftsanspruch denn einem im Alltag verwirklichbaren Handeln in den 
Regionen am Oberrhein. 
Die Konkurrenz zwischen diesem neuen Anlauf der Königspolitik Wilhelms 
von Holland und den von den Erzbischöfen betriebenen Absichten eigen- 
ständiger Raumerfassung macht ein Blick auf die Maßnahmen Gerhards 
von Mainz deutlich. Im November 1254, in der ersten Entwicklungsphase 
des Städtebundes und vor dein Eingreifen des Königs, trat er als Vermittler 
in einem Streit zwischen Herren und Städten auf, der sich an der Schleifung 
einer Burg der Herren von Bolanden in Ingelheim entzündet hattes*; ain 
11. Juli 1255 verlängerte er den Waffenstillstand59. Mit ihm und den Main- 
zer Ministerialen wirkten die mit seinem Hause versippten Grafen des 
Nahegebietes zusammenG0. In nur wenig gewandelter Form istalso auch jetzt 
der Verbund zwischen Positionen des Mainzer Erzstifts und Stellungen der 
mit dem Metropoliten verwandten Grafengruppe die Grundlage seines 
Wirkens, dessen Eigenart ein Vergleich mit dem Verhalten des Pfalzgrafen 
und des Königs schärfer hervortreten läßt. Pfalzgraf Ludwig 11. weilte in 
den Wochen um Ostern 1255 in den bayerischen Hauslanden, um im Lands- 
huter Vertrag mit seinem Bruder die grundlegende Teilung auszuhandcln, 
die ihm neben den rheinischen Gebieten den südlichen Teil des Herzogtums 
einbrachte und sein doppeltes Engagement sowohl in den Rhein- als auch 
in den Donaulanden einleitete. Durch jene Ablenkung der Initiative Lud- 
wigs 11. war für Gerhard von Mainz zumindest im Augenblick eine Ent- 
lastung von der Rivalität seines schiirfsten Widersachers am Mittelrhein 
eingetreten. Im Zusammenwirken des Erzbischofs mit König WilhelmG1 
während des Wormser Hoftages vom Februar 1255 tritt die Absicht 
zutage, die Stellung des Pfalzgrafen am Rhein zu schmälern. Der Erz- 
bischof definierte damals ein Hofgerichtsurteil über die Unzulässigkeit des 
StrandrechtesG2. Der Anspruch des Pfalzgrafen auf das „dominium Rheni in 
utroque litore", formal von diesem bis zum Ende des Alten Reiches immer 
wieder erhobenG3, wurde dadurch bestritten. Durch das Urteil wollte 
Gerhard wohl bei den Bürgern der Handelsstädte einen günstigen Eindruck 
erzielen und zugleich den überregionalen Prätentionen des Pfalzgrafen 
entgegentreten. 
Knapp ein Jahr später änderte sich jedoch diese Konstellation, wenn auch 
nicht grundlegend, so doch mit vorübergehender Verschiebiing der Gc- 

$8 BÖHMLR - WILL 2 C. 329 Nr. 120. 59 BÖHMER - WILL 2 C. 331 NT. 140. 
ea Böiix~n -WILL 2 C. 332 Nr. 112. "' V$ XEMFF, Interregnum, C. 164 ff. 
e2 MG Consr. 2 C. 473 Nr. 370. "J Ziin~u, Miirelrhein und Reich 1 S. 92. 
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Wichte. Am 28. Januar 1256 fiel König Wilhelm im Kampf mit den Friesen. 
Die sieben Großen des Reiches, die von nun an ausschließlich den König 
küren sollten, blieben auch weiterhin in den Gegensätzen ihrer Interessen 
befangen und gerieten überdies in das Kräftespiel der europäischen Mächte. 
Diesen Entwicklungen soll hier nicht weiter nachgegangen werden64. Die 
Aufspaltung der rheinischen Kurfürstengruppe wurde durch den Eigen- 
willen des Trierer Erzbischofs Arnold von Isenburg verursacht6j, der mit 
Sachsen und Brandenburg zusammenging. Man hat zutreffend auf die Ein- 
flüsse des Papstes und des französischen Königs hingewiesen, die diese 
kastilische Partei in Deutschland formen halfen. Darüber aber sollte man 
nicht die territorialen Rivalitäten im Moselraum und im Lahnmündungs- 
gebiet vergessen: Arnold sah sich als Erzbischof von Trier ebenso wie als 
Glied des Isenburger Grafenhauses dem Druck der Kölner Machtauswei- 
tung an der Wied ausgesetzt. Der Eigenstand seiner Familie und die Ver- 
bindungen zwischen Trier und den Außenpositionen dieser Kirche im 
Westerwald wurden gleichermaßen gefährdet. Wie sich diese Gegensätze 
dann in den Plänen der hinter Arnold stehenden Großen auswirken konn- 
ten, zeigt die Verfügung des Königs Alfons vom 16. Oktober 1257, in der 
dem Herzog Heinrich 111. von Brabant die Dukatsgewalt östlich der Maas 
von der Grenze des Erzbistums Trier bis ans Meer übertragen wirdG% Da- 
mit kehrte nicht nur „Lothringen an den Rhein zurück", wie Franz Stein- 

" Matarerialreich, wenn auch in vielen Weriungen übcrholi, ist hierzu KEMPT, Interregnum, 
S. 179-203. Guie Analysen der europäischen Konrtellaiionen um die Mitte der 13. Jalir- 
hunderts legi vor BAYLEY, Formation of die German Collcgc of Elecrors, C. 55-77. - 
Die jüngsre Zusammenfassung bringt H E R ~ E R T  GRUXDMANN, in: GEBHARDT - GRUND- 
MANN 1 S. 382 ff. 

Zwar wählie die kastilische Partei nach vorübergchcnder Abwesenheit des Trierer 
Erzbisdlofs Alfons X. erst am 1. April 1257, also genau 11 Wochen nach der Erhebung 
Richaids von Cornwall durch Konrad von Hochstaden und Ludwig 11. von der Pfalz. 
Aber schon an der Jahreswende 1256!57 harre Arnold von Isenbur~ zusammen mit dem 
Herzog von Sachsen Frankfurr besetzr und veiweliite dann der Gegenpartei den Einrrirr 
in die Siadt. Eine neueie Darrrellung dierer Ereignisse fehlt. Mit Ungenauigkeiten landes- 
gesdiichrlicher Art bellatlet ist WILXELM FRFIR. VON SCHOEN, Alfon~ X. von Kasriiien. 
München 1957. C. 54-74, bes. C. 66 8. Dort werden Parieinalimen der Grafen von 
Waldcck, Leiningen und Veldenz sowie der Rcichsrtiidre Spcyer und Warms für Alfons 
erwähnt. Die Ursadien dieser vorübcrgehendcn I<onstcllationen in Herren und am Mittel- 
ihein sind wolil in Gegensätzen zu den Kurfürsten von der Pfalz und von Mainz zu 
suchen. - Zu den gei~tcs~eschichtiidien und politischen Zusarnrnenhänsen im ~Mictelnieer- 
gebiet vgl. A n n ~ r D  STEIGER, Alfonr der Weise und die Kaiseridee. Schweizer Beiträge z. 
allgemeinen Gesdiichie 7, 1949, S. 87-100, bes. S. 91 8. - Nidii mehr Iierangezogen werden 
konnte A x ~ o ~ i o  Bnri~s-r~nos-BARETTE, Alfonso X el Sahio. Barcelona-Madrid 1963. 
(Dazu ODILO ENGELS: HZ 203, 1966, S. 385-388, zu den Ereignirren von 1257 C. 387). " Grundlegend: W A L ~ W E R  KIENAST, Die deutschen Fürsren im Dienste der Westmädirc 
bis zum Tode Philipps des Schönen 2, 1. Utrechr - Leipzig - München 1931. C. 139-157, 
. . - . .  . . . - . .  . , -  ', " ,". - 
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bach einprägsam formuliert hat6?, vielmehr sah sich Kurköln plötzlich nicht 
allein dem traditionellen Antagonismus der Mächte in Niederlothringen, 
sondern auch dem Versuch einer Umfassung durch die Koalition zwischen 
Brabant und Trier ausgesetzt. Brabants Initiative erlahmte allerdings auf 
diesem Sektor, weil die Partei des Königs Alfons verhältnismäßig rasch 
wieder zerfiel. Sie wurde vor allem durch den Umstand geschwächt, daß ihr 
Exponent nicht nach Deutschland kam, sondern seine Reichspolitik vor- 
nehmlich nur in Südburgund und Oberitalien betrieb. Schon vor dem Tod 
des Trierer Erzbischofs Arnold am 5. November 1259 wandten sich die 
beiden ostdeutschen Kurfürsten wieder ihren regionalen Aufgaben, der 
Herzog von Brahant den Problemen im nördlichen Maasgebiet zu. 
Die stärkere Kraft des Handelns war auf der Gegenseite: Vor allem Kon- 
rad von Hochstaden hat von Köln aus tatkräftig die Frage verfol, ~t , wen 
man dem Reich als neuen Herrscher geben solle68. Zunächst schien sich die 
Kölner Initiative in einer Sondierung zu erschöpfen, die Konrad persönlich 
in Prag anstellte. Wie bereits zwei Jahre zuvor prüfte er, ob König Otto- 
kar 11. Przemysl bereit sei, die Krone auch des römischen Reiches zu tragen. 
Erst nach dem Fehlschlag dieser Aktion wandte sich der Erzbischof den 
Werbungen des englischen Hofes zu, die in Deutschland vor allem vom 
Grafen Johann von Avesnes propagiert wurden. Soviel scheint sicher zu 
sein, da8 Konrad von Hochstaden zunächst einen Kronträger innerhalb des 
Reichsverbandes selbst suchte und sich erst dann näher mit dem englischen 
Anerbieten befa8te. Man darf vielleicht unterstellen, daß er im Böhmen- 
könig nicht nur den mächtigsten Landesherrn im Südosten des Reiches ge- 
winnen, sondern auch dessen Ausgriff in die seit dem Erlöschen der Baben- 
berger herrenlosen Herzogtümer Osterreich und Steiermark nachträglich 
legalisieren wollte; möglicherweise schon damals hat man aber auch erkannt, 
daß sich der Przemyslide nicht mit den vielen Problemen Deutschlands be- 
lasten wollte, durch die zweifellos eine Einengung seiner Handlungsfreiheit 

Niederlande und Rheinland,S.263. - Zur Einordnung der Urkunde vom 16. Oktober 1257 
in das Gefüge der Beziehungen Alfons' X. zu den Mächten Niederlorhringenr und Burgunds 
früher KEMPF, Inrtrregnum, S. 212 ff. und jetzi KIENAST, Deutsche Fürsten, C. 149 ff. 
@' STEINBACH, Geschichtliche Räume, C. 29. 
" Für die bei Konrad von Hochstaden früh und besonders kräftig ausgeprägte Absicht, 
seine Srcllung im Reich als Könignmacher auszubauen, ist noch immer wichtig MAXIO 
KRAMMER, DBS Kurfüritcnkollcg von seinen Anfängen bis zum ZusammenrdiluD im Renrer 
Kurverein des Jahres 1338. Weimar 1913. S. 88-134, bei. S. 101 ff., I10 ff. U. 125 6.; 
zur Betonung des Konrtitutivdiarakters der beim Kölner Erzbischof liegenden Krönungr- 
redites in Aadien cbd. S. 135-154. - Vgl. a. HERMANN BLOCH, Die staufisdien Kaisei- 
walilen und die Entstehung des Kurfürsieniums. Leipzig - Bcilin 1911. S. 218 ff., 259 ff. 
U. 269. - Zur Reine nadi Prag s. a. CARDAUNS, Konrad von Hodistaden, S. 43 f. - Allgem. 
KETTERING S. 23 f.; zu Konradr Handeln im Jahre 1256 jüngst W ~ S P L I N G H O ~ ~  S, 12 f. 
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eingetreten wäre. Derartige Uberlegungen müssen allerdings Vermutung 
bleiben, weil alle Verhandlungen während der Prager Konferenz streng 
geheimgehalten wurden. Ottokar 11. suchte wohl schon damals die alten 
lehensred~tlichen Bindungen an das Reich zugunsten einer böhmischen 
Eigenstaatsidee zu  erwischen^^. In den Verhandlungen von 1256 und 
durch das Doppelspiel im darauffolgenden Frühjahr scheint bereits die Ab- 
neigung der rheinischen Kurfürsten gegen Ottokar 11. grundgelegt worden 
zu sein, die dann zwanzig Jahre später Rudolf von Habsburg den Aufbau 
einer eigenen Hausmacht im Ostalpenrauin ermöglichen sollte. 
In der konkreten Lage der Jahre 1256157 wuchs Konrad von Hochstaden 
umso leichter in eine unbestrittene Vorrangstellung im Kreise der west- 
deutschen Kurfürsten hinein, weil Gerhards von Mainz Initiative damals 
ganz unvorhergesehen gelähmt wurde. Reichspolitische Konsequenzen terri- 
torialer Auseinandersetzungen lassen sich hier wie an einem Schulbeispiel 
aufzeigen. Als sich die Landgräfin Sophie von Hessen mit ihrem Schwie- 
gersohn Herzog Albrecht von Braunschweig 1255 verbündete, um gegen die 
Wettiner und den Mainzer Erzbischof einen besseren Stand zu gewinnen, 
wuchs in Gerhard die Sorge, daß der Ottstädter Vergleich und die Kom- 
promisse mit dem Markgrafen Heinrich von Meißen7" in einer neuen Ent- 
wicklungsphase des Ringens um die mainzischen Lehensrechte in Hessen 
überholt würden. Der Erzbischof wollte zunächst den Herzog angreifen, 
wurde aber am 16. Januar 1256 zusammen mit dem Grafen Konrad von 
Eberstein gefangengenommen. In dieser für Gerhard höchst mißlichen 
Lage begann zwölf Tage später die Vakanz des Königtums. Glücklicher in 
seinen Unternehmen war hingegen Konrad von Hochstaden. Er konnte 
sich in jenen Monaten gegen eine Koalition der Bischofe von Münster und 

68 W~LHELM WEGENER, Böhmen-Mäliren und dar Reich im Hochmittelalter. Köln - Graz 
1959. C. 48, 92 ff., 198 f. U. 230. Zu Böhmens lehenrrcchtlichcr Einordnung in den Vasallen- 
verband des römischen Königiums ebd. C. 33 ff. sowie bcs. - mit Referat der Forschungr- 
entwidiiung - FRIEDR~CH PRINZ, Die Stellung Böhmens im mittelalterlichen deutschen 
Reich, in: Gerellrchaft, Staai, Kuliur in Bayerns Geschichte. Festschrift Max Spindler 
(= Zischr. f. bayer. LG 28, 1965), C. 99-113, bes. S. 104 ff. - Unergicbig, weil allein auf 
die Aussagen über den Böhmenkönig in spätmittelalterlichen Rechtsspiegeln ausgerichtet, ist 
WILHELM WEIZSÄCXER, Der Böhme als Obeimann bei der deutschen Königsmahl, in: Fest- 
schrill Ernst Heymann 1: Rechirgeschichtc. \Weimar 1940. S. 191-208. - Zu Ottokars 
Politik während der nironvakanz: FRANK R. LEWS, Ottokar I1 of Boliemia and ihe 
double Election of 1257.Cpeculum 12, 1937, C. 512-515, bes. C. 512; die von L u c ~ s  S. 514 
angestclltcn Erwägungen über eine Desavouieiung der Gesandten durch Oitokar, die er ins 
Reich und dann nach England geschickt harre, sind wichtig, bestätigen aber auf ihre Ari 
ebenfalls die Z~iel icht i~keir  der Verhaltens der Böhmenkönigs. (Vgl. a. die Rezension von 
H n ~ s W ~ i n r c ~ ,  DA 3, 1939, C. 342). - Zu den Pliaren in Konrads von Köln Vorgellen 
vgi. bereits kurz KEAMMER, Kurfürstenkolleg, C. 128 f. Anm. 3. " vgl. B ~ H M E R  - WILL 2 C. 324 NT. 89, C. 325 Nr. 100 u. S. 328 NI. 113. - DEMANDT, 



Paderborn, des Edelherrn von Lippe sowie der Grafen von Jilich und 
Ziegenhain, die sich auch des Beistandes des Braunschweiger Herzogs ver- 
sichert zu haben scheinen, durchsetzen. Im Gefecht am Wülveskamp trug 
Konrad einen klaren Sieg davon. Seine Stellung am Hellweg wurde da- 
durch wenigstens vorderhand verstärkt". In den folgenden Wahlverhand- 
lungen gestattete der Braunschweiger Herzog dem gefangenen Mainzer 
Erzbischof den Verkehr mit Konrad von Hochstaden. Auf diese Weise 
mußte Braunschweig Einblick in den Meinungsaustausch der beiden Kurfür- 
sten über die Wahl eines neuen Königs erhalten12. Aus der Gefangenschaft 
bevollmächtigte Gerhard den Kölner Erzbischof, auch in seinem Namen zu 
stimmen. Am 13. Januar 1257 handelte denn auch bekanntlich Konrad von 
Hochstaden im Namen des Mainzer Erzbischofs „qui impedimento legitim0 
detinebatur" vor den Mauern der Stadt Frankfurt „vices suas in ipsa 
eleccione comittente hac v i ~ e " ~ ~ .  Gerhard wurde erst nach Zahlung eines 
Lösegeldes von 5000 Mark Silber aus der Kasse des neuen Königs und ge- 
gen die Abtretung der Burg Gieselwerder aus der braunschweigischen Ge- 
fangenschaft entlassen74. Dann Fugte er sich ganz den von Konrad bestimm- 

" PFEIFFER, Landfriedenrpoliiik, C. 83. 
Vcl. ULRICH STOTZ. Dar Mainzer Ersrstimmredii bei der Wahl Richardr von Corn- 

wal1i;im Jalirc 1257. ZRG. GA 42, 1921, C. 466-474, bes. C. 471. - Herzog Albert von 
Braunschwcig war in die Vorverhandlungen vom März bin August 1256 auch durch die 
Siädre der rheinischen Bundes einbezogen worden (MG Const. 2 S. 594 Nr. 434 U. C. 587 
Nr. 425). Im August traf er dann zur Erörterung der Wahlfrage mit dem Herzog von 
Sadisen und dem Markgrafen von Brandenburg in Wolmirsredt zusammen (BAYLEY, 
Formation, C. 65, und LINTZEL, Kurfürstenkolleg, C. 455). Vom September 1256 an wird 
der Braunschweiger Herzog dann nidir mehr im Kreise der Königswählcr genannt. 
Vielleicht liegt in dicrem Umstand ein Hinweis auf die Konzentration der ausschließlichen 
Wahlbefugnis auf die rieben nachmaligen Kurfürsien vor. Dem Problem rclbsi kann hier 
nicht weiter nachgegangen weiden. Er l5ßt ridi jedenfalls nicht mit der Annahme lösen, man 
habe im Herbst 1256 ein Weiszum gefunden, das dann verlorengegangen sei. Neben dem 
Problem der Konzentration der ausschließlichen Wahlbefugnis auf das Kurkolleg ist auch 
die Rolle einzelner Fürsten in den Vorverhandlungen einer Königrerhebung von Fall zu 
Fall zu prüfen. Hier isr etwa an den Burggrafen Friedrich 111. von Nüinberg zu erinnern. 
Ahnlich war die Stellung des Welfen in Noiddeurschland während des Interregnums: 
Noch 1269 wirkte Herzog Albert von Braunschwcig in den Vorverhandlungen über die 
Kandidatur Friedrichs des Freidigen von Mcißen mit (BAYLLY, Formaiion, C. 194), war er 
doch in jenen Räumen der Reiches und duich seine Verwandtschaft mit dem Hause 
Plantagener eine wichtige Mitielspcison auch in den iniernaiionalen Beziehungen (KIEKASI, 
Deutrdie Fürsten 2, 1 S. 162 8.). 
'"G Const. 2 C. 454 Nr. 385. - Dazu: ULRICH STUTZ, Der Erzbischof von Mainz und 
die deursche Königrwahl. Weimar 1910. S. 75 u. 88. DERS., Die rheinischen Erzbischöfe und 
die deutsche Königswahl, in Fesrschtift Heinrich Biunnei. Weimar 1910. C. 57-78, bes. 
C. 70; DERS., Mainzer Ersisrimmiedir, C. 466 8. - Jüngst BAYLEY, Formation, C. 171 
Anm. 3 U. S. 180, und WINFRIED TRUSEN, Kurmainz und dar Einbenifungsrechr zur deur- 
schen Königswahl, unten C. 127-152, bes. C. 129 m. Anm. 13. 
" BÖHMER - 'WILL 2 C. 336 Nr. 169 U. C. 337 Nr. 172 sowie CARDAUNS, Konrad, C. 44; 
zu den Streitigkeiren um Gieselwerder BÖHMER - WILL 2 C. 374 Nr. 219. - Am 
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ten Maßnahmen ein: Am 9. Mai 1257 entsetzte er das von Arnold von Trier 
belagerte Boppard15, beseitigte damit eine gegen den Südteil des Kölner 
Erzstiftes gerichtete Bedrohung und durchkreuzte die trierischen Auf- 
marschvorhereitungen am Mittelrhein. Am 17. Mai weilte Gerhard in 
Aachen, als der Kölner Erzbischof das Königspaar krönte1&; sein Name er- 
scheint in den Zeugenreihen der Privilegien, die Richard zwischen dem 
22. Mai und 15. Juli den Städten Aachen, Köln und Oberwesel aus~ te l l t e~~ .  
Als Ergebnis seiner Abhängigkeit von der durch Konrad von Hochstaden 
maßgeblich bestimmten Konstellation ist das am 27. Februar 1258 auf 
Lebenszeit beider Vertragspartner abgeschlossene Bündnis zu interpretie- 
ren?&. Konrad von Hochstaden versuchte, sich der Mainzer Hilfe in neuen 
Auseinandersetzungen mit der Kölner Bürgerschaft und deren Verbünde- 
tenlg zu versichern. Der Mainzer Bundesgenosse war für Konrad von 
Hochstaden jedoch von nur geringem Nutzen, weil diesen in den folgenden 
Monaten Zwiste im Mittelrheingebiet fesselten. Dort entschied Gerhard 
zunächst ein Bistumsschisma in Wormsno. Dann belehnte er den Grafen 
Ludwig von Rieneck mit dem Mainzer Kämmereramt und Grafenrechten 
am 22. Apriln1. Hinter diesem Akt des Erzbischofs steht die Absicht, im 
territorialen Ringen im Spessart und beiderseits des Mains einen Ausgleich 
zu suchen. Bis in den Juli zogen sich anschließend Verhandlungen hin mit 
dem Ziele, die Stadt Worms für das Königtum Richards von Cornwall zu 
gewinnen; neben dem Erzbischof waren die Grafen von Leiningen, die 
Rau- und Wildgafen sowie Werner von Bolanden die Hauptbeteiligten an 
diesen Ausgleichsbemühungenn2; an  einem solchen Beispiel offenbaren sich 

25. Januar 1257, nach der Auszahlung des Lösegelder an den Braunschnreiger Herzog, 
wirkte Erzbischof Gerhard bereits als Zeuge bei den englisch-pfälzischen Verhandlungen 
in Bacharach, die den errren Vereinbarungen von Fürstenberg folgten. MG Conrt. 2 
C. 485 Nr. 386. '$ B ö n o ~ ~ n  - Wirr 2 C. 338 f. Nr. 1841185. - GOERZ 1 C. 49. 

KNIPPING, Reg. Köln 3, 1 C. 236 Nr. 1949. Zu Richaidr Partei und den nächsten 
Ereignissen am Niederrhein s.a. CARDAUN~, Konrad, C. 47 ff. 

THEODOR JOSEPH LACOMBLET, Urkundenbuch für die Gcrchidite des Nicderrhcins 2 
(1840). Neudruck Aalen 1960. C. 238 Nr. 438 U. C. 239 Nr. 441. 
'8 LACOMBLET, UB Niedcrrhein 2 C. 243 Nr. 448. Zum Darum BÖHMER - WILL 2 C. 342 
Nr. 210 U. KNIPPING, Reg. Köln 3, 1 C. 267 Nr. 1987; VON WINTERFELD, Kurrhcinische 
Bündnisse, C. 5 f .  möchte den Vertrag aus dem Gegensatz zwischen Mainz und Trier hcr- 
leiien und übersieht die Spannungen im Niederrheingebiet. 
'"Vgl. KNIPP~NC, Reg. Köln 3, 1 C. 266 Nr. 1977-1981, C. 267 Nr. 1990-1992, C. 268 
Nr. 1993194 U. C. 269 Nr. 2003. so BÖHMER - WILL 2 C. 342 Nr. 209. 
6' BÖHIER - WILL 2 C. 343 Nr. 215. 
82 BÖHMER - W ~ L L  2 C. 343 Nr. 219. - Einen guien Einblick in die augenblidiliche Lagc 
am Mirtelrhein im Frülisammei 1258 vermitteln die pfarrechtlichen Fixierungen in Oppen- 
heim in Richards Urkunde vorn 8. Juni. H E I N R ~ C H  B~TTNER, Die Anfänge der Sradr 
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die regionalen Schwierigkeiten des reichspolitischen Anliegens, für Richards 
von Cornwall Königtum Anhänger zu gewinnen. 
Unmittelbar nach jenen Ereignissen schied Gerhard von Mainz abermals 
für einige Zeit aus der Mitgestaltung der Konstellation am Mittelrhein 
aus: Wegen geringfügiger Streitigkeiten an der Bergstraße eröffnete Graf 
Dieter V. von Katzenelnhogen eine Fehde und nahm kurzerhand den 
Erzbischof gefangen. Für die Stärke der Position, die der Graf einnahm, 
spricht es, daß am 16. August 1258 der König in Mainz erklären mußte, 
Dieter dürften ob der Gefangennahme des Erzbischofs keine Nachteile ent- 
stehene3. Auch Raugraf Konrad und andere Parteigänger des Erzbischofs 
gelobten dem Grafen L ~ y a l i t ä t ~ ~ .  Wie lange sich Gerhard in katzenelnbogi- 
scher Gefangenschaft befand, kann nicht mehr sicher entschieden werden. 
Jedenfalls machen auch jene Ereignisse deutlich, daß für den Herrscher im 
Sommer 1258 ein Graf wichtiger war als der ohnehin gerade aus der akti- 
ven Politik ausgeschaltete Mainzer Erzbischofa5. Am Ende seiner Amtszeit 
hatte Gerhard in den Zusammenhängen der Reichspolitik ein kaum mehr 
nennenswertes Gewicht. Eine Kette von widrigen Umständen nahm dem 
Mainzer Erzbischof die Möglichkeit, ähnlich wie sein Kölner Amtsbruder 
aus der Thronvakanz von 1256157 Vorteile zu ziehen und anschließend 
seine Vorrangstellung in der Landschaft zu behaupten. Als er in Erfurt am 
25. September 1259 starb, erlosch das Bündnis mit Kurköln, das als das 
wichtigste Vertragswerk aus seinen letzten Lebensjahren zu bewerten ist. 
Nun erhob sich die Frage, ob der nächste Mainzer Erzbischof ebenfalls be- 
reit sei, eine Abhängigkeit seines Verhaltens vom Willen Konrads von 
Hochstaden anzuerkennen. 
Einen besonderen Platz im Geschehen des Jahres 1256 nimmt die Aktivität 
des Pfalzgrafen Ludwig 11. eina6. Seine Maßnahmen sind zeitlich teilweise 
vor Konrads von Hochstaden Pragreise, teilweise parallel zu ihr anzu- 
setzen; auf alle Fälle haben sie die Kurkölner Politik indirekt befkigelt. 
Beim Pfalzgrafen wurde Johann von Avesnes zuerst vorstellig, um die 
Werbungen für Richards von Cornwall Königtum zu überbringen. Dem 
Vermittler selbst ging es hier wie in Kurköln darum, das künftige König- 

s$ KARL EDUARD DEMANDT, Regesrcn der Grafen von Katzenelnbogen 1. Wiesbaden 1953. 
C. 93 Nr. 128. S4 DEMANDT, Reg. Katzenelnbogen 1 C. 93 Nr. 129. 
8; Vgl. KARL EDUARD DEMANDT, Die Anfänge der Katzenelnbogencr Grafenhauses und 
die reichsgeschichilichen Grundlagen seines Aufstieges. Nasrauische Annalen 63, 1952, 
C. 17-71, ber. C. 39. 
86 Ludvig 11. von der Pfalz gab die Absicht, für den Juni 1256 nach Frankfurt eine 
Wahlversammlung einzuberufen (dazu BAYLEY, Formation, C. 65) ,  wahrscheinlich in dem 
Augenblicke auf, in dem Konrads von Hochstaden Absicht bekannt wurde, nach Prag 
ZU reisen. 
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tum auf eine solide Basis zu stellen. Denn nur unter dieser Voraussetzung 
mochte Johann die Möglichkeit für einen Rückhalt sowohl beim Träger der 
Krone als auch bei den vornehmsten Reichsgliedern gegen Hennegaus alten 
Widersacher Flandern und gegen Brabant erhoffene7. Pfalzgraf Lndwig war 
an den Rhein gekommen und traf mit den englischen Emissären auf Burg 
Fürstenberg bei Rheindiebach, die 1243 als kölnisches Lehen an sein Haus 
gekommen ware8, zusammen. Anders als bei den geistlichen Kurfürsten 
stand bei ihm die Wahlfrage sofort im Zusammenhang mit dynastischen 
Uberlegungen für die eigene Sippe und mit Rücksichtnahmen auf die Rechte 
seines Müiidels Konradin. Die Ausgangslage war im Vergleich zu den 
Vorstellungen Konrads von Hochstaden hier komplizierter. Am raschesten 
beurknndungsreif schien eine Eheberedung. Ludwig 11. sagte am 25. No- 
vember 1256 zu, er werde eine Nichte des englischen Königs heiraten. Als 
Wittum solle die Gemahlin alle pfälzischen Besitzstücke und Gerechtsame 
nördlich der Nahe erhaltene9. Die Klausel über die Behandlung der Ans- 
stattung verdient Aufmerksamkeit. Denn ein Rückfall der Ausstattungs- 
güter an das Haus Wittelsbach wird nur für den Fall der Kinderlosigkeit 
der projektierten Ehe vorgesehen. Unausgesprochen wird damit also die 
Möglichkeit eingeräumt, daß Kindern aus einer solchen Verbindung der 
pfalzgräfliche Besitz von der Nahe bis ins Niederrheingebiet verbleiben 
werde. Eine Sonderentwicklung dieser nach Norden hin immer schütterer 
werdenden Gerechtsame, die Pertinenzen eines neuen Fürstentums ge- 
worden wären, hätte die angelaufene Arrondierung der Pfalzgrafschaft 
empfindlich gestört. Durch eine derartige Amputation wären die Stellungen 
des Pfalzgrafen um Stromberg und im Durchbruchstal des Rheines seiner 
Verfiigung entglitten; die Pfalzgrafschaft wäre fortan nicht mehr Teil- 
haberin an einer Region gewesen, in der sich Ansprüche aller rheinischen 
Kurfürsten überlagerten und mit den Gerechtsamen anderer Kräfte in einer 
an Buntheit kaum mehr überbietbaren Gemengelage verharrteng0. Es bleibt 

S i  Ubei diese Verhältnisse KIENAST,  deutsch^ Fürsten, S. 124-136 U. 146 ff. - Vgl. a. 

SPROLMBERG, Niederlande und Rheinland C. 262 ff. - Jüngst HENRY C. L u c ~ s ,  Jolin of 
Avesnei and Richaid of Cornwall. Speculurn 23, 1948, C. 81-101, her. C. 94-99 
sowie - die ältere Forschung zusammcnfarsend - dic Einfüliiung in die wechrelvolle 
Vorgeschichre der wesi-niederlorhringischen Zusrändc der fünfziger Jahre ebd. S. 83-92. 
8s Zum Ausbau des Burgensysiemi in diesem Siromabschniit vgl. ZIEHEX, Mitrclrlicin und 
Reich 1 C. 50, 96, 132 u. 156. 
89 MG Consr. 2 S. 479 Nr. 377. Dcr Vertrag bezieht sich nur auf eine Nichte, nichi auf 
eine Tochter, Icönig Heinrichs 111. von England, wie FRITZ Tnno-TZ, Die Könige von 
England und das Reich 1272-1377. Hcidclberg 1961. C. 113 annimmt. - Zu den 
Fürrrenbcrger Verhandlungen kurz auch Lticns, John of Arcsnes, S. 96 f -  
90 Diesc Uberlagerunpen waren die Folgc der Ausgriffs der Kölner Kirche an den Mirtel- 
rhein reit dem 7. Jahiliunderi, der Südwanderung der Pfaizgiafschaff in Hochmittelalrer 
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allerdings die Frage, ob ein solches Fürstentum ohne den Rückhalt an den 
Stellungen von der Nahe bis zum mittleren Neckar sich hätte halten können 
und nicht doch früher oder später dem Zugriff eines der mächtigeren Nach- 
barn erlegen wäre. Bei den Fürstenberger Verhandlungen gingen Heinrichs 
111. von England Bevollmächtigte von der Absicht aus, im Rheinland eine 
Grundlage für Richards Herrschaft zu gestalten. Neben der Fürstenpartei 
am Niederrhein unter Führung des Kölner Erzbischofs und der Kräfte- 
gruppe am Mittelrhein unter dem Einfluß eines Pfalzgrafen, der mit dem 
englischen und dem künftigen römischen König verwandt sein würde, sollte 
nach den Vorstellungen der Gesandten ein Fürstentum geschaffen werden, 
dessen Geschick eine englische Prinzessin bestimmt hätte. Zu den Nutz- 
nießern dieser Veränderungen hätte nicht zuletzt der Kölner Erzbischof 
gehört, der als Parteigänger der Engländer die südlichen Stellungen seines 
Erzstiftes einer derartigen Sonderbildung gegenüber hatte besser behaupten 
können als gegenüber einer starken Pfalzgrafschaft. 
Auf der wittelsbachischen Seite hat man die dem Territorialausbau dro- 
henden Gefahren sicher sofort erkannt. Man ließ sich wohl zur Eheberedung 
herbei, behandelte aber die weitere Entwicklung hinhaltend. Zwar ver- 
sprach Ludwig 11. am 26. November 1256 die Ehe mit der Nichte des 
englischen Königs bis zum 27. Mai des nächsten Jahres einzugeheng1, aber 
das änderte wohl nichts an seiner Absicht, alle territorialen Gefahren einer 
solchen Verbindung sorgfältig im Auge zu behalten. Für den Augenblick 
war es ihm wichtiger, die stattliche Aussteuersumme von 12 000 Pfund 
Sterling herauszuhandeln, die ihm allerdings zu einem ungünstigeren Um- 
rechnungskurs gewährt wurden, als man ihn dem Kolner Erzbischof vorher 
eingeräumt hatteg2. Die Zahlungstermine wurden nicht an den Eheschluß, 
sondern an die Wahl Richards von Cornwall zum römischen König ge- 
bundena3. Das zeigt, daß die als Aussteuer deklarierte Summe in Wirklidi- 
keit der Preis für Ludwigs 11. Stimme war. Obwohl der Pfalzgraf 

Fragen vg1.: Arois GFRLICFI, Kölncr Fernbesitz irn Mainzei Raum. Archiv f. rniitelrhcin. 
KiG 6, 1954, S. 46-74. HANS WERLE, Die Aufgaben und die Bedeutung der Pfalzgraf- 
schafr bei Rliein in der siaufischen Haurrnnchrpoliiik. Miri. Hist. Ver. Pfalz 57, 1959, 
C. 137-153; DERS., Die rheinischen Pfalzgrafen als Obeivögre des Erzstifier Trier irn 
11. und 12. Jahrhunderr. Trierisches Jb. 8, 1957, C. 5-14; D~ns. ,  Sraufische Hausrnadit- 
polirik arn Rlicin im 12. Jahrhunderr. ZGORh. N F  71, 1963, C. 241-370. - Beispiclhafi 
für lokale Uniersuchungcn in jener Region sind FniEonicIi LuDaic WAGNER, Stadt 
Bacharach und Sarnrgerncinde der Viertäler. Jb. f. Gcsch. U. Kultur d. Mittelrheinr 6i7, 
1954ß5, C. 43-93 (auch scparai 1956), auRerdern die Beiträge von Fn~xz-JOSEF HEYEN, 
EXICH TISPLINGHOFF und W ~ N ~ R I E D  DOTZAUER, in FRANZ-JOSEE HEYEN (Hr~g.),  Zwischen 
Rhein und Mosel. Der Kreis Sr. Goai. Boppard 1966. S. 41 E., 49 E. U. 59 E. " MG Consr. 2 C. 480 Nr. 378. 
U? Dmiauf madit TKAUTZ, Könige von England, S. 113 f. Anrn. 294 aufmerksam. 

MG Consr. 2 S. 480 Nr. 379. 
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möglicherweise in Fürstenberg oder auf der Wolfsburg bei Neustadt die 
ihm versprochenen Raten einstrichg4, wurde die wittelsbachisch-englische 
Ehe nicht geschlossen. Wie sich der englische Herrscher damit abfand, 
braucht hier nicht weiter untersucht zu werden. - Die übrigen Verein- 
barungen vom 26. November 1256 machen die Vielseitigkeit der politischen 
Bindungen des Pfalzgrafen deutlich. Zunächst versprach Ludwig II., er 
werde bei der Wahlhandlung persönlich anwesend sein und den Grafen 
Richard „in regem Alymanie er Romani imperii gubernatorem" küreng5. 
Mit dieser Urkunde wurde für die Beauftragten des englischen Hofes der 
Kern ihres Verhandlungserfolges formuliert. Als Gegenleistung mußten 
sie neben den erwähnten Geldzusagen jedoch eine Erklärung abgeben, 
durch die der künftige König im Blick auf Konradins Erbansprüche gebun- 
den werden sollte. Johann von Avesnes versicherte dem Pfalzgrafen, daß 
Richard nach dessen Königswahl „omnihus condicionibus et pactionibus . . . 
super regno Sicilie et eius pertinenciis habitis renunciabit nec filium domini 
Chunradi vel eius heredes super dicto regno decetero molestabit". Viel- 
mehr soll der nächste König den jungen Staufer ,,tarn in ducatu Sweuie 
quam in aliis terris et allodiis que debet habere" belassen96. Welchen Wert 
man auf wittelsbachischer Seite diesen Zusagen beimaß, zeigt deren Er- 
neuerung am 25. Januar 1257. Die Grafen Richard von Gloucester und 
Johann von Avesnes versicherten in Bacharach, König Richard werde nach 
seiner Krönung „domino Chunrado puero inclito Jerusalem et Sicilie regi 
ac duci Sueuie" das Herzogtum Schwaben zu Lehen geben. Außerdem 
werde König Richard den Besitz aller Gerechtsame, die Konradin von 
seinem Großvater, Kaiser Friedrich II., sowie seinem Vater, dem erwählten 
römischen König Konrad IV., geerbt hat, achten; Richard werde stets das 
Erbe der Staufer „a bonis imperii distinguere" und Konradin in ungestör- 
ter Nutznießung belasseng?. Diese Urkunde unterscheidet sich von den 

9' Die Meinungen zu dieser Teilfrage referiert T n ~ m z ,  Könige Ton England, C. 113 
Anm. 294. 
85 MG Const. 2 C. 481 Nr. 380. - Zur Kur als Gesamteigen der Brüder Ludwig und 
Heinrich: KARL ZEUMER, Die böhmische und die bayerische Kur im 13. Jh. H Z  94, 1905, 
S. 209-250, bes. C. 215, 218, 221 f. U. 249; M A R ~ O  KRAMMER, Die Frage des Laicn- 
kuriedits vom Interregnum bis zur Goldenen Bolle. N,4 39, 2914, S. 433-467, bes. 
S. 436 f. - Allgem. DERS., Wahl und Einsetzung der deutschen Königs im Verhältnis 
zueinander. Weimar 1905. C. 14, 57 ff. U. passim. - DOEBERL, Entwidieiung~geschidite, 
S. 264. - Einen präzisen Uberbiidi über die Forschungen zu dieser Frage gibt (1940) 
H. KÄ~IPF im Nadltrag zu HAMPE, Konradin, S. 358 f. *"G Const. 2 S. 481 Nr. 381. 

MG Const. 2 C. 485 Nr. 386. Zu den Bacharadier Vcrliandlungen Luchs, John of 
Avesnes, C. 98, sowic zur Einordnung in die wiirelsbachische Haurpolitik kurz DOEBERL, 
Eniwidrelungsgeschichte, C. 264. - Rüdisichtnahmen auf die siaufirchen Rechte in Sizilien 
scheinen Richard bereiis während der Verhandlungen mit Innozenz IV. zwischen 1250 und 
. - - . . . , , . r 7 - ~ ~ - ~  .S~.. 73 m:.L..2 J. P :,I*" "- 1- 
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früheren Vereinbarungen nicht nur durch die Beachtung der protokollari- 
schen Gegebenheiten, sondern auch durch die Beiziehung von Zeugen. Der 
gerade aus der braunschweigischen Gefangenschaft entlassene Mainzer Erz- 
bischof, dessen Neffe und Mainzer Domthesaurar Wildgraf Konrad, Graf 
Ulrich von Württemberg, Wildgraf Konrad mit Sohn Emicho, Angehörige 
der Familien von Valkenburg, Lichtenberg, Falkenstein, Hohenfels und 
Bolanden neben mehreren Vertretern der pfalzgräflichen und bayerischen 
Ministerialität, unter ihnen Berthold Marschall von Schiltberg, wohnten 
diesem Beurkundungsgesch'ift bei. Die Fürstenberger Geheimabsprachen 
wurden also in Bacharach einem größeren Kreis bekanntgegeben. Wichtig 
ist nicht zuletzt, da8 Ludwig 11. auf diesem Wege eine Bindung auch des 
Mainzer Erzbischofs an die von der wittelsbachischen Seite streng beachte- 
ten und gewahrten Erbansprüche Konradins von Staufen erreichte. Auch 
dies darf vielleicht als Symptom für den Machtschwund in Mainz während 
der letzten Amtsjahre des Erzbischofs Gerhard gewertet werden. 
Die Entwicklungen in Süddeutschland und im Oberrheingebiet, die Gegen- 
stand der Bacharacher Verhandlungen waren, verliefen im einzelnen 
scheinbar völlig disparat. Doch läßt sich in der Gesamtschau dieser Vor- 
gänge ein großes Projekt des Pfalzgrafen erkennen: Das Ziel tudwigs 11. 
war der Zusammenschiuß der witteisbachischen Hauslande mit Konradins 
Besitz in Schwaben und Ostfranken in einem weit angelegten Verbund, an 
den sich die Positionen des Mainzer Erzbischofs von der mittleren Nahe bis 
in die unteren Mainlande ebenso wie die des Grafen von Württemberg in 
Innerschwaben anlehnen sollten. Angesichts der Minderjährigkeit des Stau- 
fers wäre das Haus Wittelsbach im Süden Deutschlands während des näch- 
sten Jahrzehnts zur Vormacht emporgestiegens8, hätte sich die Aktivität 
der beiden 1255 geschaffenen Herzogslinien in Bayern koordinieren lassen. 
I n  Fürstenherg und Bacharach wehrte Ludwig 11. allen Eventualitäten, 
daß der künftige Herrscher auf dem Wege von Revindikationsforderun- 
gen in die staufische und wittelsbachische Machtsphare eingreifen könnte. 
Hinter dem starren Festhalten an Konradins Anwartschaften stand nicht 
nur das moralische Gebot der Rechtswahrung für den Mündel, sondern auch 

Couronne de Cicile, in: Milanges d'liircoire du Moren Age dedibr A la rnernoire de Louis 
Halplien. Paris 1951. S. 483-439, bcs. C. 433. Uber Richards Verschwägerung mit dem 
Ctauferl>aus und besonders dessen Bczieliungen zum nach König Heinrich 11. von Eiigland 
benannten Kaiscrrobn Heinrich (t 1253) s. a. MASCHRE, Staufer, C. 103, 107 U. 180 
Anm. 96. 
98 KARL HAMPE, Ges&ichie Konradins von Hohensiaufen. 2. Aufl. Iirsg. v. HELLMUT 
KÄMPF. Lcipzig 1940. C. 4 ff.; zu Konradins gefährdeter Crellung in Cmwaben ebd. 
C. 18 ff. - \Viditi,o zur Vorgeschichte ist KARL \VELLER, König I<onrad IV. und die 
Schwaben. Viertcljahisliefre f. Landcsgcrch., NF 6, 1897, S. 113-160. 



Rheinische Kurfürsten und deutsches Königtum im Interregnum 73 

massive Machtpolitik. Mit seinem intransigenten Beharren auf Konradins 
Gerechtsamen machte Ludwig 11. die Verträge von Fürstenberg und Bacha- 
rach, vorbereitende Absprachen im Blick auf die Königswahl in Deutsch- 
land, zum Gegenstand der internationalen Diplomatie. Hier ist in erster 
Linie an die Stellung des Papstes gegenüber den Entwicklungen im Reich zu 
denken. Im September 1254 hatte Innozenz IV. die Anwartschaften des 
jungen Konradin auf das Königreich Jerusalein und das Herzogtum 
Schwaben hingenommen, der Sukzessionsfrage in Sizilien aber war er aus- 
gewichen. In der konkreten Lage des Jahres 1257 war es problematisch, 
ob es dem wittelsbachischen Vormund gelingen werde, Papst Alexander IV. 
auf diese Haltung seines Vorgängers festzulegen. Waren schon zwei Jahre 
zuvor Sondierungen der Vormundschaft an der Kurie im Blick auf die 
sizilische Frage ergebnislos geblieben, hatte in der Zwischenzeit Manfreds 
eigenmächtiges Vorgehen die Gegensätze in Süditalien und auf der Insel 
verhärtet. Jene Entwicklung zeitigte an der Kurie den Rückgriff auf Maß- 
nahmen Innozenz IV.: Am 9. April 1255 wurde Prinz Edinund von Eng- 
land erneut mit der Insel und den zugehörigen Gebieten auf dem Festland 
belehnt99. In England selbst erhob jedoch eine starke Adelsfraktioii Ein- 
spruch gegen das Projekt, eine Sekundogenitur in dem fernen Inselreich zu 
begründen1nn. Auch Richard von Cornwall, dem seinerzeit Innozenz IV. das 
Inselreich hatte anbieten lassen, gehörte damals wie jetzt zu den Gegnern 
des Unternehmens. Als 1256 in Deutschland die Vakanz des Thrones ein- 
tratini, ging man am englischen Hof und an der Kurie von einander aus- 
schließenden Oberlegungen aus: Heinrich 111. hoffte, dem Papst ein gleich- 
gerichtetes Vorgehen Englands sowohl in der Mitte des Kontinents als auch 
in Süditalien schmackhaft machen zu können. Alexander IV. schrecliten 
jedoch Erinnerungen an eine uni0 regni ad imperium, die faktisch wieder 
eingetreten wäre, hatten sich Nebenlinien des englischen Königshauses im 
römischen Reich und zugleich auch in Sizilien durchgesetzt. Der neue 
Papst, der bereits nach Konrads IV. Tod die Ansprüche des Königs Alfons 
von Kastilien auf das Herzogtum Schwaben anerkannt hattelD2, begünstigte 
nicht zuletzt auf Grund derartiger Erwägungen über die Machtverteilung 
in Europa die kastilische Kandidatur im Reich. In den Fürstenberger und 

A ~ o r s  WACHTEL, Die ~izilische Thronkandidatur der Prinzen Edmund von England. 
DA 4, 1941, C. 98-178, bes. S. 112 B. U. 123 ff. - Zuleizt T~hnTz ,  Könige von England, 
S. 110 1. '00 WACHTEL, Thronkandidatur, C. 138 fi. 
l0' Wncn~e~,  Thronkandidatur, C. 149 fi. - Einseitig isi WALTHER NEUMANN, Die deut- 
schen Könioswahlen und der oäostlichc Machiansorudi mälirend des Inrerreznunis (HSr " " 
Ehering 144). Berlin 1921, C. 8-18,2S-43 U. 95 8. 
'" WACHTEL, Thronkandidatur, S. 150 f.; HAMPE, I<onradin, C. 10 f. - Zu den rpiiiercn 
- . . .  . .. . . .. - . , <  , ..., " .F- 
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Bacharacher Zusagen ist mithin auch ein gewisser Erfolg des Pfalzgrafen 
Ludwig 11. gegenüber der kurialen Diplomatie enthalten. Denn ein Anlauf 
der englischen Mittelmeerpolitik, der bisher auf Kosten Konradinszu befürch- 
ten stand, wurde jetzt durchkreuzt. Für Ridiard von Cornwall war diese 
Zusage nicht allzu schwerwiegend, entsprach sie doch seiner persönlichen 
Abneigung gegen das Sizilienprojekt. Auch Heinrich 111. mochte inzwischen 
dessen Undurchführbarkeit erkannt habenlo3. 
Die wittelsbachischen Intentionen und die abwartende Haltung des engli- 
schen Thronbewerbers in der Sizilienfrage waren letztlich miteinander 
vereinbar, obwohl sie sich von völlig verschiedenen Voraussetzungen ablei- 
teten. Für Richard von Cornwall war es nur ein Problem zweiter Ordnung, 
ob und wie sich Ludwig als Konradins Vormund mit dem Papst ausein- 
andersetzen mochte. Die nach der Wahl in Bacharach ausgefertigte Ur- 
kunde seiner Bevollmächtigten erwähnt denn auch Sizilien nur noch in 
einem Atemzuge zusammen mit dem Königreich Jerusalem; im Unterschied 
zu der Fürstenberger Ubereinkunft werden jedoch Konradins Gerechtsame 
in Süddeutschland eingehender hehandelti04. 
Diese Akzentverschiehung entsprach den Erfordernissen eines Arrange- 
ments zwischen dem vornehmsten weltlichen Kurfürsten und dem von ihm 
erhobenen König. Ludwig 11. konzentrierte seine Initiative auf Süd- 
deutschland, ohne einen künftigen Ausgriff seines Mündels nach Sizilien in 
Abrede zu stellen. Im Frühjahr 1257 blieb abzuwarten, inwieweit der neue 
König bereit und überhaupt fähig war, seine Zusagen einzuhalten. Richards 
erster Aufenthalt im Reich vom Mai 1257 bis zum Ende des Folgejahres 
führte ihn aus dem Niederrheingebiet nur bis ins nördliche ElsaRio5. Sym- 
ptomatisch für seine Schwäche ist beispielsweise das Verhalten der Reichs- 
städte Worms und Speyer, die aus lokalen Gegebenheiten heraus zunächst 
mit der kastilischen Partei sympathisierten und jetzt ihre Huldigungen 
lange hinauszuzögern wußten. In jenen anderthalb Jahren scheint es zwi- 
schen dem König und Ludwig 11. zu keiner irgendwie bemerkenswerten 
Zusammenarbeit gekommen zu seiniQ% Da der Pfalzgraf nicht bereit war, 

'0s WACHTEL, Thronkandidatur, C .  122 f. U. 128 sowie TRAUTZ, Könige von England, 
C. 11 1 1. 
Ioi HAMPE, Koniadin, S. 15 f. sieht diese Unrerschiede mehr durch die Absichten des 
englischen Hofes als durch die Vorhaben den Pfalzgrafen bedingt. '" N o r ~  DENXOLM-YOUNG, Richaxd of Coinwall. Oxford 1947. C.  86-97. 
Ioa Schon in Richaidr ersten Urkunden für Aachen und Köln (LACOMBLET, UB 2 C. 238 
Nr. 438 U. S. 239 Nr. 441) fehlt in den Zeugenreihen auffäiligerwcise Ludwig 11. In  ihnen 
treten die Erzbischöfe von Köln und Mainz samt iliren Sippengenossen und Anhängern 
am Niederrhein, in Nicderlothringen, in Wesifalen und im Naheraum als Parteigänger 
des Königs auf, während sich der Pfalzgraf offensichtlich schon damals einem Zusammen- 
wirken mir dem Kronträger entzogen hat. 
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eine der englischen Prinzessinnen zu heiraten, sah Richard offenbar keinen 
Anlaß, weiter auf die wittelsbachischen Forderungen einzugehen und Kon- 
radin mit dem Herzogtum Schwaben zu belehnen. Konnte man sich hin- 
sichtlich Siziliens miteinander verständigen, wurde bereits während des 
Jahres 1257 die Gegensätzlichkeit der Standpunkte in Deutschland deut- 
lich: Richards Herrschaftsanspruch und die Leitlinien wittelsbachischer 
Reichspolitik ließen sich nicht miteinander vereinbaren. Die Vorentschei- 
dung für das Verhalten des Pfalzgrafen zum Königtum während der näch- 
sten fünfzehn Jahre war gefallen. 
Die Ziele und auch Methoden der von Konrad von Hochstaden betriebenen 
Walilvorbereitungen zeigen ein vom pfälzischen Beispiel der Kurfürsten- 
politik verschiedenes Bild. Bei der Betrachtung dieser Entwicklung muß 
man von der Aufeinanderfolge der Ereignisse ausgehen: Erst im Anschluß 
an die Fürstenberger Verhandlungen mit Ludwig 11. wandten sich die eng- 
lischen Beauftragten in das Niederrheingebiet, um ihre Vereinbarungen mit 
dem Kölner Erzbischof zu treffen. Bischof Nikolaus von Cambrai und Graf 
Johann von Avesnes kamen am 15. Dezember 1256 mit Konrad von Hoch- 
staden und dessen Raten zusammen. Formal und inhaltlich unterscheidet 
sich ihre Abrede auf den ersten Blick von den Fürstenberger Verträgenlo7. 
Diese Aufzeichnung halt sich nur wenig an die protokollarischen Erforder- 
nisse einer Urkunde. Man kann sie als einen Katalog von Zusagen bezeich- 
nen, die Richard als König zu erneuern und zu erfüllen hat. Mehr noch als 
in den Obereinkünften mit dem Pfalzgrafen offenbart hier jeder Satz eine 
Forderung eines der Großen an den Thronkandidaten. Die ,,da ut  des"- 
Politik der Reichsprälaten staufischer Zeit'" ist hart ausgestaltet und auf 
bestimmte Ziele konzentriert. An die Spitze stellt Konrad eine Forderung, 
die nach Umfang und Bedeutung kaum zu übersdiitzen ist und ein kölni- 
sches Territorialprogramm von weiten Ausmaßen enthalt. Nach des Erz- 
bischofs Willen sollen Richard und als sein Garant Heinrich 111. von Eng- 
land zusagen, alle Güter und Rechte, die die Kölne; Kirche seit den Zeiten 
Rainalds von Dassel und Philipps von Heinsberg erhalten hat, dieser zu 
belassen und gegen jedermann zu schützen. In  der damit angesprochenen 
Zeitspanne eines Jahrhunderts waren die Regionen von Andernach und 
Rhens, die Herzogsrechte in Westfalen und viele andere Besitzstücke an die 
Kölner Kirche gekommen. Die in den Jahren des staufisch-welfischen Thron- 

'" MG Conrr. 2 C. 452-484 Nr. 383 - LACOMBLET, UB 2 C. 232 Nr. 429; KNIPPING, 
Reg. 3, 1 C. 260 Nr. 1922. 
'08 Vgl. FRIEDR~CH HEER, Die Tragödie des heiligen Reiches. Stuttgait 1952. C. 9-81. - 
Zu Köln s. bes. FRXEDKICH ~VILHELM OEDIGER, Das Erzbistum Köln bis zum Tode des 
Erzbis&ofs Phiiipp von Heinzbcrg, in: WILHELM NEUSS - FRlEDRlCH WILHELM OEDIGER, .. . ..~~, .. . . - - .- , " ""* -.. *,* 
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streites weiter ausgebaute Eigenstellung des Erzbischofs und schließlich 
Konrads von Hochstaden Wirken als Haupt  der päpstlicheri Partei im 
Reich seit rund fünfzehn Jahren sind als Hintergrund dieser Forderung zu 
sehen. In  den folgenden Punkten werden dann Sonderwünsche aufgezählt. 
Der künftige liönig sollte nicht nur in Konrads Streit mit dem päpstlichen 
Legaten Peter Capocchi als Bundesgenosse des Erzbischofs auftreten1O{ er 
mußte auch die Bindung seiner Vorhaben im Raum zwischen der Mosel und 
der Linie Aachen - Dortmund an den Konsens des Kurfiürscen zugeste- 
hennO. Dem Erzbischof wurden für seine Mühen und Aufwendungen 
8000 Mark Sterlinge, die zu einem günstigeren Umrechnungskurs als im 
Falle des Pfalzgrafen schon bis zum 13. Januar 1257 in Költi auszuzah- 
len sind, versprochen"'. Schließlich unterschied sich dieser Zündorfer 
Vertrag auch in den Kautionsforderungen von den Fürstenberger Ab- 
machungen"%. 
Die Einschränkungen der Handlungsfreiheit des künftigen Königs im Raum 
westlich des Niederrheins locken zu einem Vergleich mit den territorialen 
Details im Eheversprechen Ludwigs 11. von der Pfalz. Wahrend dort die 
nördlich der Nahe gelegenen Gerechtsame des Hauses Witteisbach für die 
Aussteuer einer englischen Prinzessin in Aussicht gestellt wurden, erreichte 
Konrad von Hochstaden vom Thronbewerber die Beachtung seines Dukats- 
sprengels. Daß man die Südgrenze dieser Interessensphäre an die Mosel 
legte, offenbart bereits die harte Frontstellung gegen den Trierer Erzbischof, 
der in jener Zeit mit dem König von Kastilien über die deutsche Wahl ver- 
handelte. Im Verhältnis zum Pfalzgrafen war diese Ausweitung des 
Raumes, in dem Köln Vorrangansprüche erhob, weniger spannungsgeladen. 
Denn die territorialen Positionen Ludwigs 11. lagen im wesentlichen südlich 
der Mosel, während weiter nördlich nur noch die alten Rechte des Pfalz- 
grafen als Lehensherr einer großen Reihe von Grafen und Herren vor- 
handen waren113. Die Fürstenberger und später auch die Bacharacher Ober- 

'O-G Consi. 2 C. 482 f. Nr. 383 Art 1; dazu KNIPPINc, Reg. 3, 1 C. 290 Nr. 2158. 
"Q AMG Conrt. 2 C. 483 Nr. 583 Ari. 3 U. 4. Dazu CARDAUXS, Konrad von Hostaden, 
S. 47-50. wo abcr die reidisoolizische Bcdeutunr jener Vorränee zu zerinr ver- " "  - " 
anschlagt wird. MG &nsr. 2 5. 483 Nr. 3Y3 Art 5. 
"= MG Const. 2 S. 483 Nr. 383 Art 6-9; dazu K R A ~ ~ E R ,  Walil und Krönung, S. 57. 
n3 Zur Absdiidirunr dieses Bereiches uni. Karte 29 im Gcrchidiilidien Handatlas der 
Kinder am Rhein, h rk .  von JOSEP NIESSEN. Ober die Darstellung der Gcsdiichre der rheini- 
sdien Pfalzgrafschaff von Ruih Geistncr liinaus wäre vor allem eine Untersuchung des 
pfalzgräflichen Lehcnshofes im Hoch- und Spätmirielalier notwendig. Ansätze bietet 
hierzu jetzt HEXRY J. COHN, The Governmcnt of the Rine Palatinate in the Fifiecnth 
Century. Oxford 1965. C. 152 ff., dessen Blick allerdings stärker auf den spätmittelalter- 
iichen Tcrrirorialaurbau als auf die hier Lesprodienen, mit der Cüdvanderung der Pfalz- 
grafschaft zusammenhängenden Fragen des alten Leliensliofes gerichtet ist. 
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einkünfte brachten zwar erhebliche Bindungen für Richard von Cornwall, 
dies jedoch in der Hauptsache nur im Blick auf Süddeutschland, also auf 
Regionen, in denen er seinen Herrschaftsanspruch erst durchsetzen inußte 
und die von seiner Ausgangsbasis im Nordwesten des Reiches recht weit 
entfernt lagen. Im Raum aber, in dem Richard sich zuerst als König bewe- 
gen und bewähren mußte, trat ihm Konrad von Hochstaden unvermittelt 
hart entgegen. Keiner der anderen Wahliürsten erhob einen derartigen An- 
spruch auf I<ontrolle des Königs in einem Großraum wie er. Auf diese 
Weise sollte allen Regungen der Großen in der terra Coloniensis, sich auf 
dem Umwege über engere Bindungen an das Königtum aus der Unterord- 
nung unter die Kölner Dukatsgewalt zu lösen, vorgebeugt werden. Konrad 
von Hochstaden schob diese territorialen und landrechtlichen Aspekte in 
den Vordergrund. Mochte auch im Augenblick des Zündorfer Abkommens 
die Haltung des Böhmenkönigs immer noch ungewiß - die Klausel bezüg- 
lich einer Wahl mit nur drei Stimmen, denen von Köln, Mainz und Pfalz, 
deutet darauf hin - und damit die Ausbildung einer Majorität höchst un- 
sicher gewesen sein, der Kölner Erzbischof trat ohne Rücksicht auf derar- 
tige rechtliche Oberlegungen seinen Verhandlungspartnern am entschieden- 
sten entgegen. Er konnte seine augenblickliche Stellung als Inhaber von 
zwei Kurstiininen ausnutzen. Seine Pläne waren nicht durch Rücksicht- 
nahmen dynastischer Natur wie im Verhältnis des Pfalzgrafen zu Konradin 
kompliziert, sondern ausschließlich auf die Festigung der Kölner Macht aus- 
gerichtet. Der Vielgliedrigkeit des vom Pfalzgrafen angestrebten süd- 
deutsch-mittelrheinischen Kräftezusammenschlusses stand die Beschränkung 
und damit Stabilität der am Niederrhein konzentrierten Stellung Konrads 
von Hochstaden gegenüber. Hatte Wilhelms von Holland Königtum noch- 
mals das Rheinmündungsgebiet stärker mit Nordwestdeutschland ver- 

sollten nach Konrads Erwägungen die Niederrheinlande iusge- 
samt jetzt mit England verbunden werden, wobei aber „einzig und allein 
der Nutzen seiner landesherrlichen Macht" das Verhalten des Erzbischofs 
bestimmte. Konrad von Hochstaden hat sich „mit der Krone des Reiches 
den englischen Grafen gekauft und ihn zum legalen Wächter seines kölni- 
schen Territoriums" bestellen wollenn5. 
Neben Konrads Willen, die rechtliche Einheit seines Dukatsbereichs zu 
wahren, darf man jedoch nicht die Vielfalt der Konstellationen und den 
Eigenwillen Richards von Cornwall außer acht lassen. Zunächst zwar über- 

""T~AUTZ, Könige von England, C. 113. 
" 5  KARL WAND, Die Englandpolirik der Siadr Köln und ihrer Erzbischöfe irn 12. und 
13. Tahrhundert, in: Aus Mirielalter und Neuzeir - Fesrschriff Gerhard Kallen. Bonn 1957. 
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wogen Vorgänge, die das Bild einer in sich relativ homogenen Gestaltung 
des niederrheinischen Großraumes vortäuschen. Am 26. Dezember 1256 
ratifizierte Richard in London den Zündorfer Vertrag, wobei er sich nur 
für die Sühne im Streit des Erzbischofs mit dem Legaten eine längere Frist 
ausbedang"6. Kurz nach der Frankfurter Wahl fuhren dann Konrad von 
Hochstaden, seine Suffragane in Lüttich und Utrecht, die Grafen von 
Geldern, Vianden und Holland als die Vertreter der im Nordwesten des 
Reiches mit Brahant rivalisierenden und dem französischen König feind- 
lichen Gruppe nach England117. Am 18. März 1257 huldigten sie in London 
ihrem Herrscher. Schon am 8. April kehrte der Erzbischof zurück, um 
Richards Krönung vorzubereiten; diese konnte aber erst am 15. Mai in 
Aachen vorgenommen werden, weil widrige Winde Richard am Einschif- 
fungsort zurückgehalten hatten. 
In den auf jenes Ereignis - vollgültiger Abschluß des Erhehungsverfah- 
rens am rechten Or t  und durch den zuständigen C o r o n a t ~ r " ~  - folgenden 
Wochen wurde Richard intensiv mit den Sonderproblemen im Kölner Raum 
konfrontiertllg. Unmittelbar nach der Krönung garantierte er zusammen 
mit den Grafen von Berg und Kleve dem Burggrafen Gernand von 
Kaiserswerth die Rüdczahlung von seinerzeit Wilhelm von Holland vorge- 
streckten Geldern, vor allem aber die Uberlassung von Burg, Amt und Zoll 
in Kaiserswerth auf Lebenszeit120. Richard erhielt einen unmittelbaren Ein- 
druck davon, in welchem Maße ehemaliges Reichsgut Gegenstand von 
Pfandgesdiaften und damit der Verfügung des Königs entglitten war. 
Einige Tage danach wurden die Privilegien der Reichsstädte Aachen und 
Köln erneuert. Die Kölner UrkundelZ1 verdient besondere Aufmerksam- 

"' MG Const. 2 C. 484 Nr. 384; zur Ursache jenes Ciieiies, dem Ncufler Attentatsversuch 
des Erzbischofs auf den König und den Legaten im Jahre 1254, vgl. WAND, England- 
politik, S. 91 und KNIPPING, Reg. 3, 1 C. 260 Nr. 1926 U. S. 264 Nr. 1960. 
' KNIPPING, Reg. 3, 1 C. 262 Nr. 1942. Bcachrenrwert isi die von Konrad von Hoch- 
staden und Ridiards von Cornwall Beauftragten dem Grafen Oiio von Geldern am 
6 .  Februar 1257 erteilte Zusicherung, daß  der künftige Herrscher die jenem verpfändete 
Burg Nijmegen nur gegen die Rüd;zahlung der Pfandsumme entziehen und dann nichi 
weirer vergehen werde. (LACOMBLET, UB 2 C. 234 Nr. 431). Zu den übrigen Ereignissen 
während des Aufenthaltes in England vgl. LÜCAS, John of Avesnes, C. 98 ff . ;  zu den 
späteren Vorkommnissen KLMPF, Interregnum, C. 204 ff. 

Auf die in der bisherigen Forschung umstrittene Aadiener Reliquiarkrone braudit in 
diesem Zurammenliange nidit eingegangen zu werden; den kunrtgeschiditlichen Befund 
und eine Zusammenfassung der gcramtcn Literatur bieiet PERCY ERKST SCHRAMM, Herr-  
sdiaftszeichen und Sraarssymbolik 3. Crurrgart 1956. S. 876-883. 
"' Richards Anhänger zählt auf KIENAST, Fürsten 2 , l  C. 147 ff .  
"O LACOMBLET, UD 2 C. 237 Nr. 437 U. KNIPPIEIG, Rcg. 3, 1 S. 263 Nr. 1950i51. 
12' LACOMBLET, UB 2 C. 239 Nr. 441; KNIPPING, Reg. 3, 1 C. 264 Nr. 1955. Ober dar 
Verhältnis Stadt - Erzbisdiof vgl. C ~ n o ~ u i s  C. 87-111. 
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keit. Der König verzichtete darauf, mit Truppen in die Stadt zu kommen, 
innerhalb der Mauern Hoftage abzuhalten, im Gebiet des Erzbischofs in 
der Nachbarschaft Befestigungen anzulegen und die Bürgerschaft für 
Konrads von Hochstaden Schulden haftbar zu machen. Die Vertreter der 
Stadt legten Wert auf die Bestätigung ihres eigenen Gerichtsstandes und des 
ius de non evocando. Man hat darauf aufmerksam gemacht, daß durch die 
Urkunde vom 27. Mai 1257 Köln sich beinahe ebenbürtig neben seinen 
Erzbischof stellte, andererseits der König zum Zuschauer im Ringen beider 
Mächte he rab~ank '~~ .  Erst am 3. Juni, eine volle Woche später also, erhielt 
dann Konrad von Hochstaden die Bestätigung der Zündorfer Uberein- 
k ~ n f t ' ~ ~ .  Im Unterschied zum Katalog der von Konrad erhobenen Forde- 
rungen ist die Ratifikationsurkunde sehr wortkarg. Daraus aber auf die 
Absicht schließen zu wollen, der König habe jetzt die Möglichkeit größerer 
Freiheit des Handelns gefunden, wäre verfehlt. In den Zündorfer Ab- 
sprachen und in der Privilegienbestätigung für die Stadt Köln wurden des 
Königs Interventionsmöglichkeiten derart stark beschnitten, daß Konrad 
von Hochstaden seine Territorialpolitik auch weiterhin ohne Hemmungen 
durch den Herrscher betreiben konnte. Schon als Richard in Mainz seinen 
ersten Hoftag hielt und im September ins nördliche Elsaß brach die 
Fehde zwischen Erzbischof und Bürgerschaft auslZ5. Auf der Seite des Kur- 
fürsten standen der Herzog von Limburg und die Grafen von Jülich und 
Berg, seit dem 27. Februar 1258 dann auch - wenn auch ohne die Mög- 
lichkeit zu aktivem Eingreifen infolge seiner eigenen Schwäche - der 
Mainzer Erzbischof. Am 28. Juni jenes Jahres wurde dann der sogenannte 
„Große Schied" getroffen'26, während der König noch immer am Mittel- 
rhein weiltelZ7. 
Sehr rasch sollte sich Richards Doppelstellung als König in Deutschland 
und als eines der Großen in England als Hemmnis für eine kontinuierliche 
Herrschafisausübung im Reich erweisen. Als in England die Barone gegen 
König Heinrich 111. die Provisionen von Oxford durchsetzten, sah sich 

'11 WAND, Englandpolirik, S. 93. '" MG Conit. 2 C. 486 Nr. 387. 
1 2 " ~ ~ ~ o ~ ~ - Y ~ ~ ~ ~ ,  Richard of Cornwall, C. 93; ausführlicher ist KEMPF, Inter- 
regnum, C. 207 ff. 
' 2 z  Zusammenfassend dazu KNIPPING, Reg. 3 , l  C. 266 ff. Nr. 1977-1994. 
'" L~cohrßLET, UB 2 S. 244-252 Nr. 452; KNIPPING, Reg. 3, 1 C. 269 NT. 2003. - ZU 
den verfasrungs-, rcchis- und sozialgeschichtlichen Aspekten, die dicre Ubercinkun.4 bieiei, 
HANS MARTIN KLINIENBERG, Zur Interpretation des Großen Schieds von 1258. Jb. d. 
Kölnischen Geschichtsvereins 25, 1950, S. 91-127, ber. S. I00 ff., 108 ff. U. 112-120. - 
Zur Einordnung dieser Aktes in die allgemeinen Zusammenhänge und zum Wirken 
Alberts d. Gr. vgl. ALFRED WENDEHORST, Albcrtus Magnus und Konrad von Hochrtaden. 
Rhein. Vjrbll. 18, 1953, C. 30-54, bes. C. 35 ff. U. 43 ff. Jünqsr WI~PLTNGWOF~ S. 20 f. U. 23. 



80 Alois Gerlich 

Richard der Nutzung seiner großen persönlichen Reichtümer und dainit 
auch des politischen Einflusses in beiden Ländern vorderhand beraubt. Der 
erste Aufenthalt in Deutschland mußte rasch abgebrochen werdenzz8. 
Im Vordergrund der englischen Politik standen in jenen Monaten die Be- 
mühungen um einen Ausgleich mit Frankreich, um auf diesem Wege den 
Haupteinwändcn der gegen die Kontinentalunternehmen opponierenden 
Adelsfraktion Genüge zu tun und für das Königtum selbst eine Atempause 
im Ringen der Westmächte zu finden. Nach zähen Verhandlungen wurde 
der Vertrag von Paris 1259 geschlossenM12% Dem Ausgleich stimmte auch 
Richard iii seiner Eigenschaft als römischer König Vielleicht hoffte er 
damals, nach der Bereinigung der westeuropäischen Gegensätze im Zen- 
trum des Kontinents wieder einen größeren Spielraum Für seine Initiative 
z~rückzuerhalten'~', doch nahmen die innerenglischen Verwicklungen auch 
weiterhin alle seine Kräfte in Anspruch. Unter solchen Voraussetzungen 
konnte voii einem lebenserfüllten Verhältnis zwischen dem röinischen 
Königtuin und den rheinischen Kurfürsten keine Rede sein. Die Kurfürsten 
hingegen wurden immer mehr zum Versuch gelockt, ihren Eigenstand in 
der Reichsverfassung und im Kreise ihrer territorialen Nachbarn weiter 
auszubauen. Jeder von ihnen stand dabei wie vordem so auch in den 
nächsten Jahren unter dem Zwang individueller Notwendigkeiten des 
Handelns. 

Zu jenen Zusammenhängen D ~ i u i i o r ~ - Y o u z i ~  C. 97 U. WAND C. 94. Uber den 
lokalen Anlaß einer Königsbesucher in Huy am 29. Dezember 1258 hinaus ist im Blick auf 
Itincrarbeobachtungen und die Analyse der niederlothringischen Mxhtverhälmirse auf- 
schlußieich A. Jonis, La risite 3 Huy de Ridiard de Coriiouailles, roi des Romains. Le 
Moycn Age 64,1958, C. 271-283, bes. C. 278 ff. 
""MICHEL GAVRILOW~TCH, Etude sur Ic rraird dc Paris de 1259 entre Louir IX, roi de 
Francc, ct Henri 111, roi d' Anglcterie. Paris 1899, passim. - I. J. SANDERS, l l i e  Texts of 
the Peace of Paris 1259. EHR 66, 1951, C. 81-97. - PIERRE CHAPLAIS, Le tiaitd de Paris 
1259 et I'infeodation de la Gascogne allodiale. Le Moyen Age 61,1955, C. 121-137; DERS., 
n i e  Making of the Treaty of Paris (1259) 2nd the Royal Style. EHR 67, 1952, C. 235 Lir 
253. - Zu den geistigen Grundlagen dei französischen Königpolitik: L u ~ w i c  Buisso~,  
König Ludwig IX., der Heilige, und das Rechc. Freiburg 1954. 

Dar ist bereits während dci Vorverhandlungen geschehen. Sdion in Oppenheim ver- 
zichtete Richard am 22. Mai 1258 auf seine Besitzansprüche in Frankreich und wieder- 
holte dann diese Erklärung am 10. Februar 1259, um einer Störung des Friedenswerkcr aus 
dem Reich vorzubeugen. WACHTEL, Thronkandidatur, C. 160; T R A ~ T ~ ,  Könige von 
England, S. 114; SAMDERS, Texts, S .  89 Anm. 3 U. allgcm. C. 85 8. Beauftragter des 
römischen Königs war während des späteren Verhandlungsabschnirtcs Graf Arnold von 
Looz. K i w ~ s r ,  Fürsten 2, 1 S. 154. TRAUTZ, Könige von England, C. 114. 
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3. Wirken in den Landschaften und Plan 
eines neuen Königtums 

Die kastilische Partei in Deutschland zerfiel, weil Alfons X. nicht auf dem 
Schauplatz des Kampfes auftratI3=. Auch nahm ihm der Friedensschluß von 
Paris die Hoffnung auf einen weiteren Rückhalt an Frankreich. Die kastili- 
schen Initiativen, die bis 1275 die kuriale Diplomatie mit wechselnder 
Stärke beschäftigten, zu militärischen Interventionen in Oberitalien führten 
und Gregors X. Kreuzzugsprojekt störten, können hier außer Betracht 
bleiben'33. Alfons forderte zwar auch weiter das Herzogtum Schwaben als 
Erbteil seiner Mutter, begegnete aber allgemeiner Ab lehn~ng '~~ .  Insbeson- 
dere die Kurfürsten am Rhein ließen seine Ansprüche unbeachtet'35. 
Dies ist, wie auch viele andere Dinge, die natürliche Folge eines Genera- 
tionswechsels: In  den Jahren 1260161 kamen in den drei Erzbistümern an 
Rhein und Mosel neue Metropoliten zur Regierung. Für sie war der kastili- 
sche König als Herrscher des Reiches eine Schattengestalt. Auch der Pfalz- 
graf, der Herzog von Sachsen und der Markgraf von Brandenburg beach- 
teten kaum noch seine Ansprüche. Nur  in Böhmen konnten für einige Zeit 
noch kastilische Geschäftsträger auftreten, ihre Intentionen entsprachen 
aber nicht den von Ottokar 11. gehegten Plänen'36. Vberdies ist auch in den 
ostdeutschen Kurfürstentümern ein Generationswechsel zu beobachten. In  
den Jahren 1260 und 1266167 starben in den sächsischen und branden- 
burgischen Linien der Askanier die Wähler Alfons' von Kastilien. In  Kur- 
sachsen wirkte sich fortan die Rivalität der Nachkommen in Lauenburg 
und Wittenherg lahmend aus. In  Brandenburg gestalteten die Markgrafen 
Otto mit dem Pfeil und Woldemar ihren Machtraum neben den Meißner 
Gebieten der Wettiner zum bedeutendsten Territorium Nordostdeutsch- 
lands. 
Für die englische Partei hatte in solchen Entwicklungen an sich die Mög- 
lichkeit beschlossen liegen können, ihren Einfluß auszubreiten. Zwei Ur- 
sachen aber sind für den disparaten Zustand des Reiches in den sechziger 
Jahren des 13. Jahrhunderts hervorzuheben: Einmal die individuellen 
Projekte der einzelnen Kurfürsten, die immer nur auf bestimmten Weg- 
strecken eine Gemeinsamkeit des Handelns zuließen, zum anderen die 
Stoßhaftigkeit in der Reichs~olitik Richards von Cornwall. Er wurde, wie 

1" Aufzählung der Parteigänger: KEZIPF, Interregnum, C. 211-218; KIENAST, Fürsten 2, 1 
C. 145-152. 
133 BURKHARD ROBERG, Die Abdankung Alfons' X. von Kastilien als deutscher König. 
HJb 84, 1964, C. 334-351, bes. C. 541 ff. u. 349 ff. - Vgl. a. ST~iczn, Alfons der 
Weise, C. 95. ' 3 q 0 n ~ ~ ~ ,  Abdankung, C. 345. 



Fritz Trautz gezeigt hat's?, ebensowenig Exponent seiner Dynastie in 
Europa wie Kar1 von Anjou für das Haus Kapet. 
Als der römische König Ende 1258 nach England zurückkehren mußte, 
setzte er als seinen Sachwalter in Nordwestdeutschland Konrad von Hoch- 
staden ein'38. Dieser Akt zeitigte allerdings keine besonderen Folgen. Der 
Streit zwischen Erzbischof und Bürgerschaft von Köln ging, ohne da8 hier 
die Einzelheiten gezeigt zu werden brauchen, zunächst weiterl3=. Diese 
Machtfrage hinterließ Konrad seinem Nachfolger ungelöst. Allerdings 
glückte ihm die Abrundung seiner Maßnahmen im Siegerland. Am 1. Okto- 
ber 1259 widerrief er die Zusage eines Geldlehens, die sechs Jahre zuvor 
dem Grafen Otto von Nassau gemacht worden war. Konrad begründete 
diesen Schritt damit, der Graf habe ihm in den Auseinandersetzungen mit 
Limburg in der Zwischenzeit keine Hilfe geleistet. Außerdem wurde da- 
mals das kölnisch-nassauische Kondominat in Siegen erneut auch von seiten 
des Grafen bestätigt140. Ober diesen lokalen Anlaß hinaus weist auf den 
Rahmen der Kolner Politik insgesamt Ottos Verpflichtung, eine Garantie 
dieser neuen Maßnahme durch die Grafen von Geldern, Jülich und Berg, 
den Lütticher Elekten aus dem geldrischen Hause, den Herzog von Lim- 
burg sowie die Stadt Siegen beizubringen. Die Liste zeigt, daß die dem 
Grafen aufgezwungene Regelung nur Glied eines umfassenderen Planes 
war. Am 14. November 1259 trafen sich dann Erzbischof Konrad, die 
Grafen Otto von Geldern, Dietrich von Kleve und Wilhelm von Jülich mit 
Vertretern des Bischofs Heinrich von Utrecht und der Gräfinnen von Berg 
und Sayn sowie Gesandten der Kölner Bürgerschaft. Auch die ,,nobiles et 
ministeriales terre et nuutii civitatum diversarum" werden summarisch 
genannt. Diese Machte schlossen einen Landfrieden unter besonderem 
Hinweis auf den „honor Dei et sancte ecclesie ac sacri imperii et domini 
nostri Rycardi regis Romanorum ill~stris '~~". 
Man vereinbarte, alle Land- und Wasserwege sollten dem Handelsver- 
kehr offenstehen, die Kaufleute, Pilger und Reisenden dürffen sie unge- 
hindert benutzen. Zölle und Geleitsabgaben blieben im bisherigen Umfange 
bestehen. Jeder Vertragsteiinehmer wurde zur Aufstellung einer Land- 
friedenstruppe angehalten, doch verzichtete man auf eine Fixierung der 
Kontingente. Dieser Landfrieden vom 14. November 1259 umfaßte die 
wichtigsten Mächte zwischen Eifel und Bergischem Land, dem Maasbogen 

1% TRAUTZ, Könige von England, C. 116, auch für das Folgende. 
13R KNLPPING, Reg. 3, 1 C. 272 Nr. 2029. 
1SQ Zusammenfassend KNIPPING. RCP. 3. 1 C. 273-277 NI. 2033. 2035. 2042-2048. . " .  
2033;54, C. 282 f. Nr. 2099-2103 U. C. 286 f. Nr. 2122 U. 2136. 
'$0 KNWING, Re.. 3, 1 C .  279 Nr. 2071: die Urkunde vom 22. März 1253 d i u k t  
CARDAUNS C. i59 ~ r .  10. IL1 MG Const. 2 C .  605 Nr. 441. 
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und der Zuidersee, seine Achse war der Rhein. Die Einbeziehung auch des 
Lütticher Elekten war dynastisch und hierarchisch von Geldern und Köln 
her begründbar; sie hatte spezielle Bedeutung für den Nordteil seines 
Hochstiftes und sollte ihm Sicherheit gegenüber Brabant bieten14z. Das Ab- 
kommen zeigt Konrads von Hochstaden Vorrangstellung in seinem nieder- 
rheinischen Dukatssprengel, der - ein volles Menschenalter vor der 
Katastrophe von Worringen - noch durchaus intakt war143. Ausgerichtet 
war diese Ubereinkunft auch auf die Handelsbedeutung der Städte an der 
unteren Maas und am Niederrhein sowie in den Regionen heiderseits der 
Yssel, die Kristallisationszentren einer eigenständigen Wirtschaftsland- 
schaft zwischen dem Rheinmündungsraum und Westfalen bildeten144. 
Korrespondierend mit diesen rheinischen Vorgängen muß man den Kogeln- 
herger Vertrag vom 30. Mai 1260 würdigen14j. In dieser Uhereinkunft zwi- 
schen dem Kölner Erzbischof und Herzog Albert von Sachsen gedieh die 
auf Westfalen gerichtete Initiative Konrads von Hochstaden zur Abrun- 
dung. Die in den beiden letzten Lebensjahren jenes Erzbischofs folgenden 
Verträge bestätigen nur diesen Befund. Das Verhältnis zwischen Kurköln 
und Braunschweig war seit der Einkreisung der Grafschaft Arnsherg 
infolge des Kaufs der saynischen Herrscbaft Waldenburg gespannt. Vom 
Braunschweiger Gebiet und der Region an der oberen Leine aus griffen 
die Herzöge vornehmlich in die bessisch-meißnischen Landschaften im Sü- 
den sowie in die von den Hochstiften Paderborn, Köln und Münster hean- 
spruchten Teilräume und außerdem bis an die Machtkerne der Grafscbaf- 
ten Mark, Ravensberg und Arnsberg aus. Derartige Expansionen berührten 
immer empfindlich die Mainzer Stellung in Hessen, waren aber vor allem 

HE~NRICH SPXOEMBERG, Lüiiich und das Reich im Mitielalier, in:  Beiiräge zur belgisch- 
niederländischen Geschichte. Bcrlin 1959. C. 346-367, bes. C. 357 f. U. die Kaiten- 
skizze C. 353. 

EWIG, Dukar, C. 244 8.; D n o ~ c ~ ,  Lehnrecht und Landrecht, S. 304 fi. 
14' Ubcr diese Stadrgruppcn: FnAm PETRI, Die Anfänge des mirrelalrerlichen Ctädie- 
werenr in den Niederlanden und dem angrenzenden Frankreich, in: Srudien zu den Anfin- 
gen des europäischen Städtewesens (= Vorträge und Forschungen 4, hrsg. w o  THEODOR 
MAYER). Lindau - Konstanz 1958. C. 227-295. - W. JAPPE ALBERTS, Beirrägc zur 
Gerchichie der ostniederländis&en Stadt im Spätmittelalter, in: FRANZ PETRI - W. JAPPE 
A~nanTs, Gemeinsame Problemc deursdi-niederländi5cher Landes- und Volksforschung. 
Groningen 1962. C. 66-91. 
'~"ACOMBLLT, UB 2 C. 274 NI. 489. - ICNIPPING, Res. 3, 1 C. 283 Nr. 2106. Zur Ein- 
ordnung in die landsdiatlliche Gerarnrencwidrlung s. bes. P r ~ i r r ~ n ,  Bündnis- und Land- 
friedenrpolirik, C. 87 fi. Die Bcdcutung des Kogelnbergcr Vertrages für die Werergrenze 
des von Köln her gesialieren (jüngeren) Raumes Westfalen, der dic rvesrengrischen 
Gebiete in sich aufnahm, unierstreidit H C ~ M A N N  AUBIN, Der Raum Westfalen (1931), jetzt 
in: Grundlagen und Perspektiven geschichtlicher Kulrurraumforrchung und Kultur- 
rnoinholooie. hrsr. von I.uomic Pernv und FRANZ PETRT. Bonn 1965. C. 402-426. hier her. 
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mit den Absichten Konrads von Hochstaden unvereinbar. Auf dem Felde 
vor der Burg Kogelnberg trug Herzog Albert, der auch im Namen seiner 
Brüder handelte, alle welfischen Besitzungen im Herzogtum Westfalen dem 
Kölner Erzbischof zu Lehen auf. Andererseits sagte Konrad für sich und 
seine Nachfolger zu, jenseits von Werra und Weser keine Städte und Bur- 
gen ZU bauen oder zu errichten. Das gleiche sicherte Albert im Blick auf den 
Raum westlich beider Flüsse und auf einen Streifen von zwei Meilen 
außerhalb des Dukats, auf die Landgrafschaft Hessen und die Diözesan- 
sprenge1 Minden und Osnabrück zu. Für den Fall eines Krieges gegen 
andere Mächte vereinbarten die Vertragspartner Burgöffnungen im Kölner 
Erzstift, im Gebiet der Abtei Korvey und in den welfischen Landen. Von 
den übrigen Punkten ist der wichtigste Alberts Verzicht auf das Herzogtum 
Westfalen: „Albertus dux et fratres sui pro se et suis successoribus renun- 
tiaverunt omni actioni, quam visi sunt in ducatu Westfalie aliquiliter 
habuisse." Schließlich wurde noch in Aussicht genommen, diesen Vertrag 
auch von König Richard besiegeln zu lassen, um eine Bindung auch des 
Kronträgers an diese Fürstenabrede zu erlangen. Die wohl bedeutungs- 
vollste Stelle in jenem Dokument ist der Hinweis auf Werra und Weser 
als einer Grenze, „qui ipsorum terras separat". Terra bedeutet hier wie an 
einer anderen Stelle, wo die Rede ist von der „terra Brunswicensis ducatus", 
„Land" im Sinne der landrechtlich jeweils einheitlichen Auffassung beider 
Großräume durch die Vertragschließenden. Für Konrad von Hochstaden 
waren etwa der Bischof von Paderborn oder die Grafen von der Mark, 
Arnsberg und Waldeck in dem von ihm als Herzog beanspruchten „Land" 
Eingesessene. Ebenso faßte der Welfe sein Verhältnis zu den östlich der 
Grenzlinie beheimateten Großen auf. Die Weserlinie sollte das frühere 
niedersächsische Gesamtherzogtnm in zwei Dukatssprengel trennen. Daß 
diese von beiden Vertragspartnern in Kogelnberg formulierte Auffassung 
respektiert wurde, zeigen Dokumente aus der nächsten Zeit. Die Herzöge 
Albert und Johann von Braunschweig verbündeten sich am 13. September 
1260 mit Bischof Wedekind von Minden und nahmen bei dieser Gelegenheit 
den Kölner Erzbischof vom Vertragsfall ausi46. Noch deutlicher ist Konrads 
Vertrag mit dem Osnabrücker Bischof Balduin von Rüssel, der ein Bündnis 
im gesamten Raum zwischen Rhein und Weser enthält147, abermals also 
die Vorstellung des zwischen beiden Flüssen ausgedehnten Dukatssprengels 
aufscheinen läßt. Daß diese Konzeption nicht unwidersprochen blieb, zeigt 
ein Vakanzfall in Münster. Das Kapitel postulierte dort innerhalb von 
vier Wochen nach dem Ableben des Bischofs Wilhelin von Holte am 

'" KS~PPISG, Re:. 3, 1 C. 256 NT. 2124. I" KKN!PPING, Res. 3, 1 C. 288 Nr. 2154. 
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30. Dezember 1260 den Propst Gerhard Graf von der Mark zum Nach- 
f ~ l g e r ' ~ ~ ;  durch diese Wendung zum Vertreter einer Sippe, die Konrads 
Absichten Widerstand zu leisten vermochte, zeigten die Domherren an, 
da8 sie sich dem Kölner Vorherrschaftsanspruch zu entziehen trachteten. 
Bis zu Konrad von Hodistadens Tod am 18. September 1261 blieb nicht 
mehr genug Zeit, um die Nachfolgefrage in Münster in einem ihm geneh- 
men Sinne ZU Iosen. 
Die weitere Betrachtung des Verhaltens auch des Pfalzgrafen Ludwig II.149 
muß wieder vom territorialen Geschehen ausgehen und kann erst dann zu 
reichspolitischen Projekten vorstoßen. Aus den Ereignissen im Raum der 
Pfalzgrafschaft sticht eine Fehde mit dem Wormser Bischof hervor, der am 
21. Februar 1259 Neustadt an der Hardt  erobertelS0. Ludwig 11. setzte 
alles daran, diesen südwestlichen Vorposten seiner Macht im Mittelrhein- 
gebiet wieder zu erlangen. Nach mehreren Kraftproben, deren Einzelheiten 
unbekannt sind, fanden Mitte August 1261 in Gundheim erste Ansgleichs- 
gespräche statt. Sie führten zum Friedensschluß am 18. November. Bischof 
Eberhard von Worms mußte sich mit seiner oberlehensherrlichen Stellung 
begnügen, die Bistumslehen im unteren Neckarlande selbst aber wieder an 
Ludwig zurückgeben. Für die Auslieferung Neustadts zahlte Ludwig 
500 Mark Silbcr, die Hälfte der ursprünglich dafür vorgesehenen Summe151. 
Bemerkenswert ist, daß König Richard, der von Mitte August 1260 
an für mehr als vier Wochen während seiner zweiten Deutschlandreise in 
Worms geweilt hatte, sich damals nicht in diesen Streit einschaltete. Bezie- 
hungen unterhielt er im Jahre vor dem Friedensschluß zum Grafen von 
Württernberg, dem Straßburger Elekten, den Städten Worms und Mainz 
sowie einer Reihe reichsministerialischer Familien, während der Rückreise 
auch zum Grafen von Katzenelnbogen. Dieser Kreis umfaßt also eine An- 
zahl von Nachbarn der Pfalzgrafschaft, nicht aber den Pfalzgrafen Lud- 
wig 11. selbst! Da sich Richard jedoch nur kurz am Mittelrhein aufhielt, 
konnte sich keine „Königspartei" formieren, die er gegen den Pfalzgrafen 
hatte aktivieren können. Diesen Befund der Augenblickslage bestätigen 
Seitenblicke auf die benachbarten Kurfürsten~ümer. 
Im Trierer Erzstift wurden zu jener Zeit alle Kräfte durch ein Bistums- 
schisma gelähmt. Erst im November 1260 war es vom Papst durch die 
Provision des Metzer Domdekans Heinrich von Finstingen beendet wor- 
den; jener aber begann seine Tätigkeit im Augenblick tiefster Verschuldung 

149 HAUCK, Kirchengerchidiic 5 S. 1154. 
"Q Hierzu für die Jahre 1258-1260 knapp KEMPT, Interregnum, C. 223 ff. 
150 KOCH - WII.LE 1 C. 40 NT. 700. 
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der Trierer Kircheljz. Der Wechsel in  Kurtrier brachte also für Richards 
Königtum den nur bescheidenen Vorteil, daß dort ein relativ schwacher 
Gegner wegfiel. Andererseits schlug die augenblickliche Position der Trierer 
Kirche auf der Habenseite der Königspolitik kaum zu Buch. Der neue 
Mainzer Erzbischof stand dem König mißtriuisch gegenüber. Werner von 
Eppstein gab irn Frühsommer 1260 eine erste Probe seiner Aktivität, als er 
kurz vor König Richards Auftreten im Bunde mit den Bischöfen von 
Worms und Speyer sowie den Wild- und Raugrafen in die PfalzgrafschaR 
einfiel und Alzey wegnahm153. Dann aber verließ er den Kampfplatz, um 
sich in Rom im Oktober oder November konsekrieren zu lassen154. Auf 
diese Weise vermied er eine Begegnung mit dem Herrscher und beugte der 
Möglichkeit einer Königsintervention in die Auseinandersetzungen zwi- 
schen den beideu mittelrheinischen Mächten vor. Einer Entfaltung der 
Königsinitiative im Blick auf die Stadt Mainz kam er durch die Anerken- 
nung der bürgerschaftlichen Sonderrechte zuvor155. Königtum und Kur- 
fürstentum am Mittelrhein standen also während des Sommers und Herb- 
stes 1260 beziehungslos nebeneinander. 
Für Ludwig 11. von der Pfalz war dies ein günstiger Umstand. Denn es 
kam nicht zu einem Arrangement zwischen König Richard und Erzbischof 
Werner von Mainz, durch das sich der Ring seiner Gegner geschlossen hätte. 
Des Pfalzgrafen Wirken in Bayern wurde seit der Landesteilung von 1255 
durch die nicht endende Kette von Ausgleichsbemühungen mit dem Bruder 
bestimmt. Immer wieder griffen Prälaten und die Herzogsministerialen 
helfend in diese Friedensbemühungen ein1jsa. Eine neue Bestätigung seiner 
Gerechtsame am Rhein erhielt Ludwig 11. nach intensiven Verhandlungen 
mit Herzog Heinrich im Freisinger Schiedsabkommen vom 24. Januar 
1262156. Dieser Vertrag hat insofern eine erhöhte Bedeutung, als nun die 
Auseinandersetzungen der beiden Wittelsbacher sich allein auf die Gerecht- 
same in Bayern konzentrierten und nach jahrelangen Mißhelligkeiten erst 
am 5. März 1265 zu einem neuen Austrag führtenlS7. Neben diesen Ent- 

'j2 GOERZ, Reg. Trier 1 C. 50; HAUCK, Kirchengerchichte 5 C. 1157 
'j3 BOHMER - WILL 2 C. 351 Nr. 18. 
 ÖH ÖHM ER - WILL 2 C. 352 F. Nr. 27-32 U. 37; dazu HADCK, Kirdiengerchidite 5 
C. 1137. '" Bööiiuen - WILL 2 C. 352 Nr. 23. 
'jS0 Zur Rolle der eeistlichen und weitlidien Großen des Landes als der ~oiirischen " 
Partner der Herzöge vgl. jerzi die während der Druckleguiig erschienene Untersuchung 
von KARL BOSL, AUS den Anfängen der landsrändirchcn Bewegung und Verfassung. Der 
Vilshofener Vertrag von 1293, in: Wirtschaft, Geschichte und Wirtsdiaftsgeschichie - 
Festschrift Friediich Lütge. Smrtgari 1966. C. 8-27, bes. C. 13 B. 
'j6 KOCH- WILLE 1 C. 42 Nr. 727. 
'ji Kocii - WILLE 1 C. 45 Nr. 769. 
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wicklungen tritt in jenen Jahren die Vormundschaft über Konradin von 
Staufen in Ludwigs 11. Reichs- und Hauspolitik in den V~rdergrund'~~. 
Von Bayern aus wurde der Pfalzgraf in zwei Richtungen aktiv: Am 
6. Oktober 1259 schuf die zweite Ehe der Witwe Elisabeth des Königs 
Konrad IV. mit dem Grafen Meinhard von Görz-Tirol, dem Sdiopfer des 
Landes Tir01'~~, den politischen Verbund zwischen der Zentralalpenregion 
und ihren Straßen nach Italien mit der weiten Ebene nördlich des Gebirges. 
Im Winter 1261162, nachdem er sich am Rhein vorläufig der ärgsten 
Bedrängnisse entledigt hatte, wurden die Grundlagen für Konradins Wir- 
ken in Schwaben verstärkt. Hoftage an Pfingsten 1262 in Ulm und dann 
Anfang August in Rottweil stehen am Beginn des eigenständigen Auftre- 
tens des Staufers im Herzogtum. Die Gebiete der geistlichen Fürsten von 
Konstanz, St. Gallen und Kempten, die Herrschaften der Grafenfamilien 
an den Oberläufen von Donau und Nedsar, Gerechtsame der dort ansässi- 
gen Ministerialen und vor allem das Eigenpt zwischen Bodensee und 
Iller boten eine zwar vielgliedrige, im ganzen gesehen aber immer noch 
stattliche Basis für das Handeln des jungen Herzogs. Weiter im Norden 
war allerdings das staufische Haus- wie das Reichsgut schütter geworden. 
Im Kernraum Schwabens war auf den Grafen Ulrich von Württemberg 
kein Verlaß. Pfalzgraf Ludwig 11. hielt sich bei allen jenen Vorgängen 
während des Jahres 1262 zurück; vielleicht hätte sein persönliches Eingrei- 
fen in Schwaben zu starke Widerstände geweckt. Westlich an Ludwigs 11. 
oberbayerisches Fürstentum anschließend sollte Konradin in Südschwaben 
und am Hochrhein einen durch die wittelsbachischen Positionen gedeckten 
Wirkungsbereich erhalten, in den König Richard nicht direkt eingreifen 
konnte. Im Prinzip wahrte Ludwig 11. die fünf Jahre zuvor entworfene 
Vorstellung eines wittelsbachisch-staufischen Machtsystems in Süddeutsch- 
land. In der konkreten Lage blieb allerdings abzuwarten, wie sich der 
König, der Ende Juni 1262 England zu seiner dritten Reise ins Reich ver- 
ließ, diesem Herrschaftsgefüge gegenüber verhalten werde. Alarmierende 
Nachrichten über Wahlvorhereitungen im Kreise der Kurfürsten und 
besonders die Agilität des Pfalzgrafen verursachten diese neue Fahrt des 
Königs nach Deutschland. 
Allein schon im Itinerar hebt sich diese Reise von Richards früheren 
Unternehmen ab: Wie in den vergangenen Jahren zog er aus dem Nieder- 
rheingebiet bis ins Elsaß, dann aber stieß er bis nach Basel vor! In jenen 
Wochen ist die Absicht, möglichst weit flußaufwärts den Rhein zu beherr- 

1% HHAMPE, Konradin, S. 21-41, auch für das Folgende. 
ISS HERMINN WIESTLECXER, Mcinhaid 11. - Tirol, Kärnten und ihre Nachbarländer am 
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schen, klar ausgeprägti60. Man hat bereits darauf aufmerksam gemacht, daß 
dies Unternehmen nichts mit der Vorbereitung eines Romzuges zu tun, 
Richard vielmehr schon während der zweiten Reichsfahrt die nur geringen 
Aussichten auf Erlangung der Kaiserkrone abzusdiätzen gelernt hat'G1. 
Eine Schutzerklärung für Zürich und der zeitweilige Aufenthalt des Gra- 
fen Rudolf IV. von Habsburg in seiner Umgebung sind Zeichen für die 
Anerkennung des Königs durch am Oberrhein und in den Zentralalpen 
beheimatete KräftexG2. Allen, die sich damals bei Richard einfanden, wur- 
den jedoch auch die wachsenden Schwierigkeiten bekannt, denen sich der 
König und sein Bruder in England und erneut auch in Frankreich ausge- 
setzt sahen. Gewiß blieb auch nicht verborgen, daß Papst Urhan IV. 
Richard gleichermaßen wie dessen Rivalen Alfons als „erwählte Könige" 
t i t~ l ie r te '~~.  Herren und Städte am Oberrhein mochten sich sagen, es sei 
unvermeidlich, mit diesem König so lange zu verkehren, wie er sich in ihren 
Regionen aufhalte. Nach seinem Weggang aber müsse man sich wieder mit 
den Mächten der Nachbarschaft zu arrangieren trachten. Entscheidend für 
diesen völlig ungefestigten Zustand war das Verhalten des Pfalzgrafen. 
Am 1. Juli 1262, wenige Tage nach dem Eintreffen des Königs auf dem 
Kontinent also, hatte sich Ludwig 11. mit dem neuen Kolner Erzbischof 
Engelbert 11. von Valkenburg getroffen. Fast schon herkömmlicherweise 
vereinbarten beide zunächst wiederum einen schiedsgerichtlichen Austrag 
ihrer Streitigkeiten in Bacharach und auf mehreren Burgen der Umgebung 
jener Stadt164. Wichtiger aber als diese in der Routine kurfürstlicher Ab- 
sprachen verharrende Vbereinkunff mit lokaler Bedeutung ist das gleich- 
zeitig abgeschlossene Bündn i~ '~~ .  Die beiden Kurfürsten schlossen ein Bünd- 
nis auf Lebenszeit und nahmen nur das Reich sowie jedermann, gegen 
den man nicht mit Ehren die Waffen erheben könne, vom Vertragsfalle 
aus. Der Erzbischof versprach dem Pfalzgrafen außerdem „quod Bawariam 
non intrabimus". Beide Klauseln sind bedeutungsvoll. I n  ihnen wird auf 
die unterschiedlichen Notwendigkeiten niederrheinischer und süddeutscher 
Zustände und Verhaltensweisen Rücksicht genommen: Ludwig 11. konze- 
dierte dem Kölner Erzbischof, daß dieser in der Hinwendung zum aus 

"0 Tnnu~z,  Könige von England, C. 114. Zu Richards Beziehungen zum Elraß s. a. 
JOSEPH BECKER, Geschichte der Reichsiandvogtei im Elsaß von ihrer Einrichtung bis zu 
ihrem Ubcrgang an Frankreich. Straßburg 1905. S. 6 8. 
1" DDENHOLM-YOUNG, Ridlard of Cornwall, C. 104 ff. 
1 6 ~ ~ ~ ~ O ~ ~ - Y ~ ~ ~ ~ ,  Richard of Cornwaii, C. 116. 
163 DLSHOLM-YOUNG, Rimard of Cornwall, C. 113 ii. - KEMPF, Interregnum, C. 239. 
'G* KXIPPING, Rcg. 5, 2 C. 8 Nr. 2213; zum Schiedsgericht die Abspradie vom 
27. Aupusc 1262 ebd. C. 9 Nr. 2218; VON WINTERFELD, Bündnisse, C. 6 Aiim. 5. '" KKNIPPING, Reg. 3, 2 S. P Nr. 2214. 
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England wiedergekommenen König eine aus Konrad von Hochstadens Zeit 
überlieferte Grundlinie seiner Politik fortsetzte. Andererseits aber verhin- 
derte er, daß Engelbert Richard von Cornwall ein Aufgebot zuführen 
könnte, das jenem einen Vorstoß bis nach Bayern erlaubt hätte. Richards 
gesamtes Unternehmen im Reich war durch diese Neutralisierung des Köl- 
ner Erzbischofs1" im Blick auf eine Auseinandersetzung zwischen dem 
König und dem Pfalzgrafen in Frage gestellt. 
Tatsächlich bewegte sich der König fast nur im linksrbeinischen Gebiet. 
Mitte September 1262 hielt er sich auch einmal kurz in Frankfurt auf'". 
Hagenau und Mainz, beides Orte außerhalb des Pfälzer Machtbereichs, 
diesem jedoch unmittelbar benachbart, boten dem Kronträger jeweils die 
längste Bleibe. Mehr oder minder waren alle Maßnahmen, die er damals 
ergriff, gegen die wittelsbachisch-staufischen Stellungen gerichtet. In diesen 
Zusammenhang gehört nicht zuletzt auch die Belehnung des Königs Otto- 
kar 11. mit Böhmen und Mähren, dem Herzogtum Osterreich sowie der 
Markgrafschaft Steier'G8. Diese Lehensurkunde vom 9. August 1262 betont 
in auffälliger Weise, Ottokar habe den römischen König freiwillig und 
ohne alle Bestechung anerkannt. Hinter diesem Hinweis steckt nicht nur die 
Erinnerung an die zwielichtige Rolle, die der Böhme in der Doppelwahl von 
1257 gespielt hatte, sondern auch seine Abkehr von einem Wahlprojekt, 
das ihn noch vor ganz kurzer Zeit besdiäftigte. Richards Verfügung birgt 
aber ihren Hauptgehalt in den im Blick auf den Südosten Deutschlands for- 
mulierten Teilen: Osterreich-Steiermark werden Ottokar zugesprochen und 
seine dort seit mehr als zehn Jahren faktisch geübte Herrschaft von Richard 
hingenommen. Im Osten und Süden der wittelsbachischen Gebiete sollte auf 
diese Weise ein Landerblock geschaffen werden, von dem aus man Lud- 
wig 11. samt seinem staufischen Mündel in Schach halten konnte. Daß dem 
Belehiiungsakt die landrechtliche Relevanz abging, kümmerte damals weder 
Richard noch Ottokar. Wohl aber konnte dann in den siebziger Jahren 
König Rudolf von Habsburg ohne Rücksicht auf den Aachener Akt, die 
Verstimmung der rheinischen Kurfürsten über Ottokar ausnutzend, seine 
eigene Hausmacht im Ostalpen- und Donauraum aufrichten. 
Die Einkreisung des Wittelsbachers wurde von Richard auch am Rhein, 
hier allerdings in bedeutend kleineren Dimensionen, im Sommer 1262 be- 
trieben. Am 21. August sicherte er dem neuen Trierer Erzbischof eine Bei- 

'" vuow \VINTERFELD. Bündnisse. S. 7. -~ ~~ 
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steuer von 2000 Mark zur Bezahlung seiner Schulden an der römischen 
Kurie zu; für die Klöster Marienburg und Pedernach bei Boppard wurden 
wenig später Schutzurkunden ausgestellt, um auf diesem Wege zur Erhal- 
tung des Reichsgutes beizutragen'69. Zwar treten in der Marienburger Ur- 
kunde der Kölner Erzbischof und auch Pfalzgraf Ludwig 11. auf, doch 
sollte man diesen Umstand nicht als ein Indiz für eine Kooperation des 
Königs mit diesen Kurfürsten wertenl'O. Die Zeugenschaft ist vielmehr 
ein Zeichen für die Kontrolle, die man über den König ausübte. Unter 
anderen Vorzeichen ist hingegen die Aufzählung des Reichskämmerers 
Philipp von Falkenstein und der Angehörigen der Familien Bolanden und 
Hohenfels zu interpretieren. Richard zog jene Ministerialensippen auf seine 
Seite, um sie als Werkzeuge für seine Vorhaben am Rhein einzusetzen. 
Denn in erster Linie wurde dadurch Ludwigs 11. Machtbereich westlich des 
Stromes berührt. Gleicbes gilt auch im Blick auf die mehr als nachsichtige 
Verhaltensweise des Königs gegenüber Hagenau und seine Vermittlungs- 
versuche im Streit zwischen Bischof und Bürgerschaft von Straßburg. Weni- 
ger bedenklich im Sinne der wittelsbachischen Defensive war das Zusam- 
mentreffen des Königs mit Erzbischof Werner von Mainz im November 
1262'". Denn auch dessen Stellungen wurden durch die Bevorzugung der 
am Donnersberg und in der Wetterau ansässigen Ministerialen ebenso wie 
die des Pfalzgrafen bedroht. Faktisch konnte sich aus diesem Umstand eine 
gemeinsame Frontstellung beider Kurfürsten gegen den König ergeben. 
Die eigentliche Richtung seiner Vorhaben enthüllte Richard dann Ende 
November und Anfang Dezember 1262 in Urkunden für Stadt und Stift 
Zürich: Am 20. November hob er eine von Konradin ausgesprochene Acht 
über die Zürcher Bürgerschaft mit der Begründung auf, der Staufer maße 
sich das an das Reich heimgefallene Herzogmm Schwaben an; außerdem 
wird erklärt, die Stadt sei nicht Pertinenz des Herzogtums, sondern gehöre 
unmittelbar zum Reich. Dem Stift Zürich bestätigte der König dann am 
3. Dezember während des Mainzer Hoftages nicht nur einige Gerechtsame, 

Vgl. HEYEN, Boppard, C. 120 8. U. 126 ff. 
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sondern wie seine Vorgänger die Privilegien und Gewohnheiten insge- 
samt172. In solchen Wendungen liegt die Verleugnung aller Zusagen, die 
Richards Beauftragte vor der Wahl im Blick auf das Herzogtum Schwaben 
gemacht hatten. Möglicherweise hatte noch ein Vierteljahr zuvor Ludwig 11. 
nochmals auf die vor der Wahl und Krönung zugesagte Verbriefung der 
lionradinischen Rechte gedrungen. Nun aber griff der König die staufischen 
Rechtspositionen an'73. Wiederum aber sollte auch jetzt die Königspolitik 
nicht über Ansätze hinausgelangen. Denn erneut hinderten den König die 
Verwicklungen in England, im Reich nachhaltiger aufzutreten. Vielleicht 
schon in Hagenau hatte er von den Schwierigkeiten seines gerade schwer 
erkrankten Bruders gehört. An der Jahreswende war die Heimkehr drin- 
gend notwendig geworden. Noch am 15. Januar 1263 weilte Richard am 
Rhein, dann reiste er über Trier und Niederlothringen an die Küste, schon 
am 10. Februar langte er auf der Insel an174. Dort verlief die Entwicklung 
auch für ihn unglücklich: Starke finanzielle Engagements, militärische 
Kraftproben oline positives Ergebnis im Sinne des englischen Königtums 
und schließlich eine lange Gefangensdiaft bis zum September 1265 machten 
Richard unfähig zum Handeln. Rund fünfundeinhalb Jahre vergingen, 
ehe er wieder nach Deutschland zurückkehren konnte. 
Mit diesen Erwägungen wird zunächst nur eine Seite, die des Königs, in 
einem vielfältig verschlungenen und vielschichtigen Geschehen berührt. Noch 
nicht behandelt wurden die Momente in den Magnahmen der Kurfürsten 
während der Jahre 1261162, durch die Richards dritte Deutschlandreise 
verursacht worden war. Dazu aber ist es notwendig, über den bisher heach- 
teten Rahmen hinaus in Langschnitten das Vorgehen eines jeden Kurfürsten 
am Rhein nochmals aufzugreifen und zugleich die Verschlingungen ihres 
Handelns in jener relativ kurzen Zeitspanne zu betrachten. 
Die in sich einheitlichste Entwicklung ist in Köln vorhanden. Erzbischof 
Engelbert setzte die Maßnahmen seines Vorgängers Konrad nicht nur 
gegenüber den Grafen von Nassau, Jülich und Arnsberg sowie den Bischö- 
fen von Münster und Paderborn fort'75, zumindest bis in den Frühsommer 
1263 bestimmte der Gegensatz zu den Nachbarn in den Grafschaften Berg 
und Mark sein Verhalten"? Auch in der Stadt Köln wurden die Inter- 
ventionsversuche zugunsten der Zünfte und zum Nachteil der Patrizier 
fortgeführt"'. Als Engelbert im November 1263 in die Gefangenschaft der 

"2 HAMPE, Konradin, S. 47 f.  HAMPE, Konradin, S. 31 ff. 
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Bürger fiel, wurden die Grafen von Geldern und Jülich auf den Plan ge- 
rufen. Denn ihnen war damals am Gleichgewicht der Kräfte im Verhältnis 
des Erzbischofs zur Stadt gelegen. Zusammen mit den Bischöfen von 
Lüttich und Münster trafen sie eine Sühne, durch die Engelbert nach drei 
Wochen wieder befreit wurde; dieser suchte dann sofort die moralische 
Unterstützung des Pap~ tes '~~ .  Vom König hatte der Kurfürst während die- 
ser Verwicklungen nichts zu erwarten. Zwar hatte er gleich nach seiner 
Erhebung auf den Kölner Stuhl am 2. Oktober 1261 eine Gesandtschaft 
nach London geschickt, durch die er die Belehnung mit den Regalien am 
9. November 1261 erhielt, bevor sich der Erzbischof selbst nach Orvieto 
begab, um dort am 31. Dezember Weihe und Pallium zu erhalten'79, für 
den Herrscher blieb jedoch auch weiterhin die Bestätigung der Kölner 
Stadtprivilegien bindend. Wie bereits skizziert wurde, durcheilte der 
König auf seinem dritten Zug ins Reich nur während der Anreise zum oLe- 
ren Rheintal das kurkölnische Machtgebiet. Im Vergleich zu beiden vor- 
ausgegangenen Aufenthalten waren also die Beziehungen zwischen dem 
Kölner Erzbischof und dem König erheblich lockerer geworden. 
Auch in Kurmainz sind Wandlungen nach dem Amtsantritt des neuen 
Erzbischofs erkennbar. Die Gebiete der Mainzer Kirche wurden unter Wer- 
ner von Eppstein wieder zu einem Kraffzentrum. Die nachhaltigen Impulse 
auf dem Felde der Territorialpolitik hat Emilie Fenner beschrieben'ao; hier 
brauchen nur wenige Fakten unter dem Blickwinkel ihres reichspolitischen 
Gewichts herausgegriffen zu werden. In den Beziehungen zur Stadt Mainz 
scheint Werner den Bahnen seiner Vorgänger gefolgt zu sein, zumal 
König Richards Privilegienerteilung während der zweiten Reichsfahrt dem 
Ihrfürsten eine elastische Haltung gegenüber der Bürgerschaft nahelegteIa1. 
Das Verhältnis der Stadt zum Erzbischof war mithin in Mainz keinesfalls 
derart gespannt wie in Köln. Die Schulden des Erzstiftes beim Papst, die 
aus der letzten Vakanz entstanden waren, scheint Werner größtenteils auf 
die kirchlichen Institutionen seines Amtssprengels abgewälzt zu habenlaz. 
Während der Eppsteiner auf dem westlichen Flügel seines mittelrheinischen 
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Einflußrauines militärisch aktiv wurde, betrieb er in den ersten Amtsjahren 
im Mainviereck den Ausgleich mit den Grafen von Rieneck und ging am 
unteren Main mit den Herren von Hanau zusammenx83. In größeren Zu- 
sammenhängen gesehen, sollten diese Friedensbemühungen potentielle Ver- 
bündete des Pfalzgrafen davon abhalten, mit diesem gegen Kurmainz vor- 
zugeben. Neben dieser Tendenz, den eigenen Machtbereich gegen Einflüsse 
aus der Pfalzgrafschaft abzuschirmen, zeichnete sich damals auch die Ab- 
sicht ab, dem König Interventionsmöglichkeiten zu nehmen. Dies Streben 
nach Eigenständiglreit in Landschaft und Reich charakterisiert dann wäh- 
rend eines Vierteljahrhunderts Werners Wirken'84. - Die nach Werners 
Rückkehr von der Kurie im Mai 1261 veranstaltete Synode in Mainz steht 
am Anfang dieser Entwicklungsphase. Vielleicht hat man auf Wunsch des 
Papstes auch über die Europa drohende Gefahr eines Tatareneinfalles ge- 
sprochenx8j. Für den Erzbischof aber und seine Suffragane aus Worms, 
Speyer, Straßburg und Würzburg - seine wichtigsten Partner am Rhein 
und in Franken - standen näherliegende Probleme im Vordergrundxa6. 
Da Ludwig 11. noch stark durch die Schwierigkeiten in der Pfalzgraf- 
schaft beansprucht war, wandte sich Werner von Eppstein wieder dem 
Kampfplatz Hessen zu. Wahrend der Synode wurden Landgräfin Sophie 
und ihr Sohn Heinrich exkommuniziert, die Ansprüche der Mainzer 
Kirche wurden erneut geltend gemacht. 
Vielleicht waren diese neuen hessischen Verwicklungen, die anderwärts 
bereits ausgiebig dargestellt worden sind, eine der Ursachen für Werners 
Reise nach Prag. Dies Unternehmen erinnert an die Fühlungnahmen des 
Kölner Erzbischofs und sticht aus Werners sonstigen Maßnahmen allein 
schon durch die Weiträumigkeit des Itinerars hervorls7. Bei allen Unruhen 
in Hessen, Thüringen und der damit direkt mitbetroffenen Mark Meißen 
waren Mainz und Böhmen meist als Anrainer in das Kräftespiel einbezogen 
worden. In solchen Zusammenhängen braucht nur etwa an die Vorge- 

BÖHMER - WILL 2 C. 351 Nr. 20 U. S. 355 Nr. 50i5l. Hierzu allgem. neben F r x u ~ n  
(s. Anm. 180) bes. A L ~ E R T  KLEIN, Studien zur Territorienbildung am ,unieren Main. 
Grundlagen und Anfinge des Mainzer Besitzes im Sperrarr. Würzbiirg 1938. C. 97 ff. U. 
105-111. Zu den Voraussetzungen rechtlicher Art bes. CLAUS CRAMER, Landeshoheit und 
Wildbann im Spersari. Aschaffenbuigei Jb. 1, 1952, C. 51-123; zum jüngsten Forschungs- 
siand zusammcnfasrend G ~ N T H E K  C~nrsT,  Asdiaffenburg. Grundzüge der Vermaltun: des 
Mainzei Obersiifir und des Dalbergsraaies. München 1963. S. 12-18 U. 49-55. 
' ~ < G ~ O R G  WILHSLM SANTE, Weiner von Eppsiein. ICuifüist von Mainz 1259-1284, in: 
Nassauische Lebensbilder 4. Wiesbaden 1950. C. 1-23. 
'" AUGUST POTTHAST, R C ~ C S I ~  Pontificum Romanorum 2. Berlin 1875. C. 1461 Nr. 17 964. 
1" " r  Mainzer Synode selir knapp BÖHMER - WILL 2 C. 354 NI. 43/44, zur gleich- 
zeiiigen Kölner Versammlun~ KNIPPING, Reg. 3, 1 C. 288 Nr. 2146. 



94 Alois Gerlich 

schichte des Sturzes König Adolfs von Nassau erinnert zu ~e rden '8~ .  
Offizieller Anlaß für Werners Reise war Ottokars 11. und seiner Gemahlin 
Kunigunde Krönung. Der Mainzer Erzbischof als der für Böhmen zustän- 
dige Coronator war hierzu allein befugt1**. Am 21. November 1261 ver- 
pflichtete sich Ottokar, die Kosten für Werners Reise von Erfurt bis nach 
Prag zu bezahlenlS0. Als an Weihnachten die Krönung stattfand, iirß sich 
Werner die ausschließliche Zuständigkeit des Mainzer Erzbischofs für die- 
sen Akt bestätigen. Der König mnßte sich verpflichten, dies Mainzer Vor- 
recht auch gegenüber dem Papst zu verteidigen. Damit sollte einem Ein- 
griffsversuch, wie ihn Erzbischof Gerhard sieben Jahre zuvor erlebt hatte, 
ein Riegel vorgeschoben werden's1. Die Aufsehen erregende Formulierung 
deutet möglicherweise aber auch auf einen Versuch reich~~olitischer Koope- 
ration zwischen Mainz und Böhmen hin, den man nicht durch eine Inter- 
vention der kurialen Diplomatie stören lassen wollte. Eine Stütze findet 
diese Vermutung in einer anderen Urkunde. Wohl unmittelbar nach der 
feierlichen Handlung stellten die Grafen Gottfried von Eppstein, Friedrich 
von Beichlingen, Heinrich von Weilnau, Dieter von Katzenelnbogen und 
Heinrich von Schwarzhurg sowie der Reichshofkämmerer Werner von 
Bolanden das Zeugnis ihrer Teilnahme an der Krönung aus und bescheinig- 
ten dem Böhmenkonig die Rückerstattung aller Aufwendungen, die der 
Erzbischof gemacht hatte's2. In dieser Urkunde wird Ottokar 11. auch als 
Herzog von Osterreich und Steiermark sowie als Markgraf von Mähren 
bezeichnet. Dieser trachtete danach, den Anschein eines Einverständnisses 
des Mainzer Kurfürsten mit seinen Eroberungen seit dem Erlöschen des 
Babenbergerhauses und Kaiser Friedrichs 11. Tod zu erwecken. Zumindest 
nahm Werner von Eppstein eine solche Formulierung damals, noch vor der 

'8s HANS PATZE, Erzbischof Gerhard 11. i o n  Mainz und König Adolf von Nassau. 
Teirirorialpolirik und Finanzen. Herr. Jb. f. LG 13, 1963, S. 83-140; F n i ~ z  TRAUTZ, 
Studien zur Geschichte und Würdigung K ö n i ~  Adolfr von Nassau. Gerchichrliche Landcs- 
kunde, Veröff. d. Insriiutr f. Geschichil. Landeskunde a. d. Univ. Mainz 2. Wiesbaden 
1965. C. 1-45. 
lF' Zur Eingliederung Böhmens und Mähiens in die Mainzer Kirchenprovinz H s i ~ ~ ~ t t i  
B ü ~ n i e n ,  Erzbirchof Willigis von Mainz und das Papsttum bei dcr Bisrumscrrichrung in 
Böhmen und Mähren im 10. Jalirliunderr. Rhein. Vjsbll. 30, 1965, C. 1-22. Die älieren 
Projekrc bchandeli B~TTNER,  Die Mainzcr Erzbischöfe Friedrich und \Vilhelm und das 
Papsrium der 10. Jaliihundcrts, in: Gesdiichtliche Landeskunde 111, 1 = Fertrdirifi Johan- 
nes Bärmann 1. Wicsbaden 1966. C. 1-26, bes. C. 11, 17 ff. U. 23 ff. - Die Abhängigkeit 
des pizernyslidischen Krönungsordo vom Mainzer Ordo von 961 und dar l<rönungsrecht 
der Mainzer Erzbischofs stellt heraus WEGENER, Böhmen-Miliren, C. 99-112 U. 229 f. 

B ö n ~ ~ n  - Wirr 2 S. 355 Nr. 55. 
BÖHMER - WILL 2 C. 356 NI. 58159, dazu C. 359 Nr. 82 end POTTHAST, Reg. 2 C. 1261 

Nr. 15 327128. DEUANDT, Res. Katzenelnbogen 1 C. 102 Nr. 144. 
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dann unter ganz anderen Umständen eingeholten Aachener Belehnung mit 
den Reichsfürstentümern durch König Richard, unwidersprochen hin. 
Aber auch unter anderen Aspekten sind die Prager Urkunden vom Dezem- 
ber 1261 aufschlußreich. Wichtig ist hier vor allem die Erwähnung des 
Herrn von Bolanden. Sie zeigt, daß sich der Erzbischof, der im Raum des 
Donnersbergs aktiv geworden war, einen Teil der Reichsministerialität am 
Mittelrhein verpflichtete. Der Umstand gewinnt noch mehr Profil, als in 
einer anderen Nachricht mitgeteilt wird, Werner habe Philipp von Hohen- 
fels, den Reichsvikar König Richards im Rheinland, wegen der Bedrückung 
bestimmter Mainzer Kirchen und des Klerus allgemein exk~mmuniziert '~~. 
Die Aufspaltung der Reichsministerialität, das Zusammenwirken mit den 
am Rhein bedeutenden Grafenfamilien und damit indirekt auch der Gegen- 
satz zum Königtum kennzeichnen Werners Wirken 1261. Die raumgebun- 
denen Vorgänge sind aber auch jetzt wieder Glied größerer Entwicklungen 
im Reich. 
Da diese Geschehnisse sich aus der Natur der Sache heraus unter größter 
Geheimhaltung durch alle Beteiligten vollzogen, ist man heute weithin auf 
Vermutungen angewiesen. Jedoch kann auch hier wieder der Vergleich von 
an sich scheinbar disparaten Vorgängen weiterhelfen. Die zunächst einzige 
sichere Aussage über eine auf das Gesamtreich hingeordnete Kurfürsten- 
initiative birgt ein Vertrag, der wahrscheinlich ebenfalls im Dezember 
1261 zwischen dem Markgrafen Otto 111. von Brandenburg und König 
Ottokar 11. von Böhmen geschlossen wurdelg4. Die Einung scheint auf den 
ersten Blick keine Beziehungen zu den rheinischen Entwicklungen zu ha- 
ben. Man brauchte dies Abkommen hier auch kaum zu beachten, wäre 
außer den routinemäßigen Bestandteilen derartiger Einungen nicht Ottos 
Zusage im Vertrag enthalten, er wolle sich bei der Wahl eines neuen 
römischen Kaisers und Königs von Deutschland Ottokars Willen unter- 
werfen. Ihr Gewicht erhält eine derartige Aussage erst durch den Um- 
stand, daß sie wahrscheinlich während der Prager Ereignisse um Weih- 
nachten 1261 gemacht wurde195. Eine bestimmte Kandidatur läßt sich aus 
dem Kurfürstenbund Böhmen - Brandenburg nicht erkennen. Nur soviel 
ist sicher: Aus völlig verschiedenen Ursachen heraus waren an der Jahres- 
wende 1261162 mindestens vier Kurfürsten - Mainz, Pfalz, Böhmen 
und Brandenburg - mit Richards Herrschaftsübung unzufrieden. Sicher 
waren auch ihre Vorstellungen über eine Neubesetzung des Thrones unter- 
einander verschieden. Wie nun ist Licht in diese von vielen widrigen Um- 

'03 B ö ~ u e n  - WILL 2 C. 356 Nr. 61. 18' MG Const. 2 C. 635 Nr. 463. 
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ständen in ihrer Erkenntnismöglichkeit verstellte Situation der Reichspoli- 
tik zu bringen? 
Kar1 Hampe sieht den Hauptfaktor der Prager Konferenz im Mainzer 
E r ~ b i s c h o f ~ ~ ~ ,  der über Philipp von Hohenfels verärgert gewesen sei; 
er habe zunächst einen - vergeblichen - Wink an die Adresse Alfons' von 
Kastilien gegeben, habe sich dann aber durch seinen Konstanzer Suffragan 
für eine Kandidatur Konradins von Staufen gewinnen lassen'97. Auch den 
neuen Trierer Erzbischof möchte Hampe als zeitweiligen Anhänger dieses 
Wahlprojektes ansprechenlg8, läßt hingegen den Pfalzgrafen „diesmal 
den Plänen ferner" stehenlg9. Vielleidit kann man durch subtilere Be- 
achtung der Chronologie der Ereignisse einer Klärung näherkommen. Wie 
bereit? gezeigt wurde, überwand Ludwig 11. von der Pfalz im Sommer und 
Herbst 1261 die Krise im Kampf mit den Nachbarn am Rhein. In jene 
Monate fallen auch seine Vorbereitungen für Konradins Einführung in das 
Herzogtum Schwaben. Besonders der Meinungsaustausch des Wittelsbachers 
mit dem Konstanzer Bischof hat seinen Platz in jener Zeitspanne. Der 
Freisinger Vertrag vom 24. Januar 1262 garantierte dann Ludwig 11. die 
Bewegungsfreiheit außerhalb Bayerns; umgekehrt nahm dies Abkommen 
dem Bruder die Möglichkeit, Ludwigs Vorhaben am Rhein und in Schwaben 
zu stören. Es scheint durchaus nicht ausgeschlossen zu sein, daß in dieser 
Konstellation Ludwig 11. den Konstanzer Bischof bei Werner von Epp- 
stein für Konradins Erhebung zum König, so wie dies Hampe annimmt, 
wirken ließ. Den Konstanzer Bischof Eberhard 11. von Waldhurg also 
müßte man in jener Entwicklungsphase als den eigentlichen Propagandisten 
für die staufische SacheZoo, zugleich aber auch als einen Vermittler zwischen 

lQ6 KAMPE, Konradin, S. 42 ff. I*' HAMPE, Konradin, S. 43 m. Anm. 4 u. 5. 
'88 HAMPE, Konradin, S. 44 mit allerdings nicht überzeugender Begründung dieser 
Einzelheit in Anm. 1. 
'" HAMPE ebd. Anm. 2. - Ludwigs 11. Zuiüdirtehen im Blick auf eine Kandidatur 
Konradins kann jedoch nichi mir Beobachtungen am Itinerar und auch nicht mir einer 
Bevorzugung Philippr von Hohenfels motiviert werden. Angesichts seiner Gef'ährdung 
durch Wernei von Eppsiein war die Hinwendung des Herrn von Hohenfels zum Pfalz- 
grafen durchaus nichrs Un~cwöhnlicher, sondern enwprach den Notwendigkeiten der 
Seibstbehauptung angesichts der Machtvcrhälinisse am Mittelrhein. Ubrigens irri HAMPE 
ebd. U. in Anm. 3, wenn er den Kölner Erzbischof Engelbert 11. von Valkenburg als 
Philipps Bruder bezeichnet; der kölnisch-pfälzische Vertrag vorn 1. Juli 1262 wird denn 
auch von ihm unter unzutreffenden Gesichtspunkten gewürdigt. 
"0 Vielleicht schon damals übernahm Bischof Eberhard 11. von Konstanz die Obhut über 
den jungen Staufer, die von PAUL LADEWIG - THEODOR MÜLLER, Regesten zur Gcschidite 
der Bischöfe von Consranz 1. Innibrudi 1895. S. 233 Nr. 2019 unbestimmt crsi in dar 
Frühjahr 1262 angeserzi wird. - Auf die Sondereniwicklung im Verhalten der Mächte der 
Bodenseeraurnes weist, mit Referat der älteren Literatur, KÄMPF im Nachrrag zu HAMPE, 
Konradin. C. 397 hin. 
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den beiden mittelrheinischen Kurfürstenz0', ansprechen. Ob der Mainzer 
Erzbischof bereits vor oder erst nach der Prager Konferenz für die staufi- 
sche Kandidatur gewonnen wurde, läßt si& nicht mehr erkennen. Die 
Alternative ist auch unerheblich im Blick auf die weiteren Ereignisse. 
Durch Ottokars 11. Verhalten wurde der Anlauf in der Reichspolitik der 
Kurfürsten am Mittelrhein in Richtung auf eine neue staufische Kandidatur 
abgeschnitten: Der Böhmenkönig zeigte sich Werner von Eppstein und den 
anderen Kurfürsten gegenüber solange freundlich, bis er durch den Mainzer 
Erzbischof gekrönt worden war. In  der Frage einer Neubesetzung des 
Thrones verhielt er sich ähnlich wie sechs Jahre zuvor beim Besuch Konrads 
von Hochstaden. Innerhalb eines guten Halbjahres schloß der Przemyslide 
ein Wahlabkommen mit Otto von Brandenburg, durch das er gewisse 
Hoffnungen auf eine Zusammenarbeit auch mit den westdeutschen Kur- 
fürsten nährte; dann denunzierte er seine Standesgenossen an der Kurie und 
traf sein persönliches Arrangement mit Richard von Cornwall! Die Ereig- 
nisse von 1261162 aber sollten ebenso wie sein Verhalten 1256157 
für ihn selbst eine bittere Konsequenz zeitigen: Als er sich hochfahrend 
nach Richards Tod der Wahl Rudolfs von Habsburg widersetzte, er- 
innerte man sich am Rhein sehr wohl seiner Hinterhaltigkeiten, Desavouie- 
ruiigen und Denunziationen; dann war man nur zu bereit, die Ausdehnung 
der Revindikationsforderungen Rudolfs von Habsburg auch auf das Her- 
zogtum Wsterreich und die Steiermark zu unterstützen, zur Machtminde- 
rung des Bölimenkönigs die Hand zu reichen und schließlich seinem 
Untergang leidenschaftslos zuzusehen. 
Zusätzliche Einblicke in die Wahlvorbereitungen des Jahres 1261 ge- 
statten Bullen Urbans IV. Sie vermitteln parteiisch gefärbte Aussagen, 
lassen aber auf ihre Art das Geschehen erkennen. Am 3. Juni 1262 richtete 
der Papst ein Schreiben an Ottokar, in dem er für die ihm durch den 
Magister Peter überbrachten Nachrichten dankt und den Böhmenkönig ob 
seines Verhaltens lobtZo2. Die Bulle enthält weiter den Hinweis, der Mainzer 
Erzbischof habe Ottokar und die anderen Kurfürsten zu einem Wahltag 
geladen. Wann das geschehen ist, kann man aus der nur unbestimmten 

"' Die Möglichkeit für diese Annahme besteht allerdings nur im Mai 1261: Damals sdieint 
der Konstanzcr Bischof zum Mainzer Provinzialkonzil gereist zu sein; LADEWIG - MÜLLER, 
Reg. Konsianz 1. C. 232 Nr. 2038139. Während der nächsten Jahres hielt sich Eberhard 11. 
dann fast  ununterbrochen in Konstanz auf;  ebd. Nr. 2040-2057. Auch die Vorhaltungen, 
die Urban IV. im Juni 1262 auf dic böhmischen Denunziationen hin dem Konstanzer 
Bischof madit, zeigen an, daß  dicrer irn Reich als Sadiwaltcr der Stauferpaitei aufgctretcn 
war (POTTHAST 2 S. 1491 Nr. 18 347 U. LADEWIG - MÜLLER 1 C. 234 NI. 2058); das 
kann aber gur berciis im Frühsommer 1261 geschehen sein. 
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Außerung „de novo" nicht entnehmen, doch läßt sich Werner von Eppsteins 
Initiative wenigstens annähernd berechnen. Denn am 11. Mai 1262 be- 
nachrichtigte Richard von Cornwall seinen Bruder, er müsse schleunigst 
nach Deutschland gehen, weil er von Gesandten seiner Anhänger darum 
dringend gebeten worden sei. Es gibt keinen Grund, diesen Hinweis nicht 
mit dem Wahlprojekt in Verbindung zu setzen. Auch läßt Richards Verhal- 
ten während des Zuges durch die Rheinlande auf eine derart wichtige Ur- 
sache schließen. Besonders durch den Besuch der Wahlstadt Frankfurt am 
17. September 1262 kehrte er am gehörigen O r t  seine persönliche Präsenz 
hervor. Nimmt man für die Ubermittlung der eben erwähnten Aufforde- 
rung zur Reichsfahrt von Nordwestdeutschland nach Südengland etwa zwei 
Wochen an, könnte der Abgang des Richard alarmierenden Hinweises auf 
ihm feindliche Umtriebe in die letzten Apriltage fallen. Für die Bestim- 
mung eines Wahltages scheint es andererseits damals noch keine festen Nor- 
men gegeben zu haben. Vergleichsweise lassen die Mainzer und Pfälzer 
Berufun~sschreiben des Jahres 1291 Zeitspannen von f'unf und vier Mona- 
ten zu, erst die Goldene Bulle hat diese Frist normativ auf ein Vierteljahr 
beschränktzG3. Als Möglichkeit bleibt unter Berücksichtigung dieser Fristen 
bestehen, daß eine Kurfürstenversammlung für den April 1262 bereits 
während der Prager Konferenz in Aussicht genommen, vielleicht auch erst 
iin Januar durch den Mainzer Erzbischof einberufen wurde. Ludwigs 11. 
Anwesenheit in Freising am 24. Januar sowie Richards und Urbans IV. 
Reaktionen Anfang Mai und Juni 1262 lassen den Ansatz einer derartigen 
Wahlanberaumung erst zu Beginn des neuen Jahres als wahrscheinlicher 
geltenzo4. Durch Ottokars 11. Denunziation, für die man sich in Prag im 
Februar und vielleicht noch März Zeit lassen konnte, wurde das Vorhaben 
durchkreuzt. Werner von Eppstein mußte sich als der Geprellte fühlen. 
Nun bedurfte es nicht mehr der Banndrohung, die Urban den rheinischen 
Erzbischöfen zusammen mit seinem Belobigungsschreiben für Ottokar zu- 
stellen ließzo5, auch die scharfe Zurechtweisung des Konstanzer Bischofs 
war nicht mehr nötigzoG. Denn mit Böhmens und damit auch Branden- 
burgs Ausscheiden war angesichts der Unsicherheiten in Köln, Trier und 
Sachsen Kouradins von Staufen Kandidatur zu einer Angelegenheit gewor- 
den, die neben dem Pfalzgrafenzo7 nur noch der Mainzer Erzbischof be- 
jahte. 

"3 Die Berufungisdireiben MG Conrr. 3 C. 455 17. Nr. 4681469 und die Goldene Bulle, 
cap. I, 15 mir cap. XVI I I  bei KARL Zeu~rn ,  Quellenrammlung zur Gcsdiidite der 
deursdien Reidisverfarrung. 2. Aufl. Tübingen 1913. S. 196 Nr. 206. 

Unsicher ist die Terminbercchnung bei KEMPF, Interregnum, C. 229. 
2" P o ~ r i i n s ~  2 S. 1491 Nr. 18 348. 2 0 V ~ ~ ~ ~ n s ~  2 C. 1491 Nr. 18 347. 

VxI. Kocw - WILLE 1 C. 42 Nr. 731. 
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Die Folge dieses Scheiterns eines Anlaufes zur Konigswahl, durch die die 
ohnehin verworrenen Verhältnisse im Reich noch mehr kompliziert worden 
wären, ist dann vom Herbst 1262 an die Konzentration des Wirkens in der 
Landschaft besonders bei den rheinischen Kurfürsten. Im Verhältnis zwi- 
schen dem Mainzer Erzbischof und dem Pfalzgrafen auf der einen und dem 
König auf der anderen Seite kam es 1262 zu keinem Eklat. Beide aber 
machten dem Kronträger deutlich, wer am Mittelrhein Machtpolitik trei- 
ben konnte: Nachdem sich der Pfalzgraf vom Hofe zurückgezogen hatte, 
trat dort der Erzbischof auf. Richard konnte ihn nicht abweisen, obwohl 
Werner noch kurz zuvor mit Konradins Kandidatur sympathisiert hatte. 
Der König geriet vielmehr in eine empfindliche Abhängigkeit von Werners 
Absichten. Vor allem mußte er alles vermeiden, das geeignet war, die gegen- 
seitige Neigung zur Annäherung in den mittelrheinischen Kurfürstentümern 
zu verstärkenzo8. Als im November Werner von Eppstein den König im 
Elsaß besuchte, legte er ihm Forderungen vor, durch die Philipp von Ho- 
henfels' Wirken in Richards Dienst erheblich eingeschränkt werden sollte. 
Nach neuen Verhandlungen, wahrscheinlich im Dezember in Mainz, mußte 
am 7. Januar 1263 Richards Vikar auf Steuerforderungen gegenüber den 
Mainzer Kirchen verzichten, eine Entschädigung und die schiedsgerichtliche 
Regelung einiger noch offener Fragen von untergeordneter Bedeutung in 
Aussicht stellen20*. Der König besiegelte diese Urkunde mit. Dadurch legte 
Werner von Eppstein auch ihn auf das Abkommen fest. Der Kurfürst hatte 
sich gegen den Kronträger und dessen Beauftragten durchgesetzt. Die 
Mainzer Stellungen am Rhein konnten vom König nicht mehr erschüttert 
werden. 
Angesichts solch wenig erfreulicher Entwicklungen hat in den Herbst- und 
Wintermonaten 1262163 Richards Vorhaben, die Anerkennung des Pap- 
stes zu erreichen, neue Impulse erhalten. Der König, dem deutlich vor 
Augen geführt wurde, mit welchen Schwierigkeiten er im Reich zu kämpfen 
hatte, versuchte von nun an, Urbans IV. Approbation und damit ein er- 
höhtes Prestige gegenüber den Kurfürsten und den Stauferanhängern zu 

2" HAMPE, Konradin, C. 47 bedarf entsprechender Korrektur in Clironologie und 
Moiivaiion. 
20' BÖHMER - WILL 2 C. 359 Nr. 85189; dazu S c ~ n o t i ~ ,  Mainz, C. 61 m. Anm. 2. - 
Allgemein hingewiesen sei auch auf die nach 1256 sichtbar werdende Differenzierung 
im Verlialien der Reichsminirterialirät, die arn Mirtelrhein zwischen Ridiard von Cornwall 
und den beiden Kirdienfürrten lavieren mufire, in Schwaben aber größtenteils Sympathien 
für Konradin hegte. DIETRICH VON GLADISS, Beiträge zur Geschichte der staufischen Reichs- 
rninirtcrialität. Berlin 1934. S. 48 f., 81 U. 94. - Die Wandlungen der Organiraiion des 
Rcichsgutes arn Mittelrhcin und die Stellung der Minirterialität in der Spärsrauferzeit und 
im lnrerregnurn behandelt KARL Bosr, Die Reichsrninisterialität der Salier und Staufer 1. 



gewinnen; auch die Rivalität Alfons' von Kastilien an der Kurie wollte er 
beseitigen. Doch erging sich der Papst in der Bulle „Qui Coelum" vom 
27. August 1263 nur in langatmigen Erörterungen über den Thronstreit 
seit 1257 und die Darlegungen beider Parteien, ohne in der Sadie selbst 
einen Standpunkt zu beziehen. Vier Tage später motivierte Urban in einem 
Schreiben an Richard diese Neutralität. D a  auch Alfons von Kastilien 
immer ungestümer seine Anerkennung forderte, setzte Urban IV. den 
2. Mai 1264 als Termin für eine Schiedsverhandlung fest und lud beide 
Kandidaten peremptorisch vor. Der Prozeß kam allerdings nicht in Gang. 
Versclileppungen und Todesfalle verhinderten in den nächsten neun Jah- 
ren die Erledigung des König Richard wurde dadurch ebenso- 
wenig in seinen Schwierigkeiten geholfen, wie der Initiative der Kurfür- 
sten eine Grenze gezogen. 

4. Die Politik der rheinischen Kurfiirsten von 1263 Gis 1273 

Nachdem König Richard Deutschland wieder verlassen hatte, wandten 
sidi der Pfalzgraf und der Mainzer Erzbischof ihren eigenen Problenien 

2'0 Auf d i e  anderwärir häu5g unter reditsthcorerischen und allgemcinhisrorisd'len 
Arpclsten bcliandclre Enrwicklung dcr kurialen Diplomaiie brauAt hier nichr nähcr ein- 
gegangen zu werden. (VgI. hierzu K ~ n r  Hnucn,  Kirdiengeschichie 5 S. 28-38 U. 41 E.). 
Zum \Veisium über seine Königserhcbung von 1257, das Ridizrd von Cornwali 1263 der 
Kurie rorlcgen lic5 und das in den Entwurf dcr Bulle ,Qui cocium" (zu dicser jetzt auch 
BIYLEY, Poimnrion, S. 163-201) aufgenommen wurde, vgl. hiiiz STUTZ, Mainzer Eist- 
siimmrechi, C. 472, sowie besonders jüngri Eoirnxo E. S~cxc r i . ,  De i  Hcerkziser (Den 
Kaiser madir das Heer). Studien zur Geschichie einer poliiisdien Gcdankenr, in: Abliand- 
lungcn und Uniersuchungen zur Gesdiichte des Kaiseigedankens im hfittelalter. Köln - 
Graz 1963. S. 1-170, bes. C. 123 ff. - Offen bleibi die Frage, ob jeiies\Weirrumalleininder 
cngsien Um~ebung  des Königs erarbeitet oder zumindest formal zum Zwedi der Vorlage 
bei der Kurie umgertaltct worden ist oder inwieweir man mit Einwirkungen aus dem Kreis 
der Kuifürsren red~ncn miiß (zu solchen Sdiwierigkciicn s. o. Anm. 170). Wolil am 
geringsten kann man die Möp!ichkeir einer Beeinflussung durch den Pfalzgrafen annehmen. 
Die Koniakie des Königs mit den Erzbischöfen von Köln und Trier sind, sowcir man 
I t i n e r a i b e o b a c h r u n ~  auch hier heranziehen kann, in jenen Wochen ielaiiv schivach. 
Hingegen Iäßi die zeitweilige Parallelität der Itinerare Richardr von Cornwall und 
U'ceriiers von Maini. die Möglichkeit zu, da8  der Mainzer Erzbisdiof ein Wcirtum im 
Winrer 1262163 miigesialicn und auf dicsem Wege seinc und seiner Standergenossen 
kuifürstlidie Prärogaiiven der Kurie gegenüber erneut gelrend machen konnte. Dar inuß 
allerdings, da  sichere Hinweise in den Quellen fehlen, eine Vermutung biciben! - Zu den 
rechrsilieoretischen Ubeilegungen und diplornaiischen Akrionen, die andererseits von 
Alfons X. und seinen kasrilischcn Berarern um 1263 an der Kurie uniernomrnen wurden, 
vgl. als jüngste Zusammenfassung einer verhältnismäßig breiten Forschuiig: PERCY ERNST 
SCHRAMM, Das kasiilische Königtum in der Zeit Alfonsos dcs Weisen (1252-1284), in: 
Festschrifi Edmund E. Stengel. Münster - Köln 1932. S. 385-413; WILI~ELM BERGES, 
Kairerrecht und Kaiseitheorie der ,Siete Partidas", in: Fertsdxift Pcrcy Ernst Schramm 1. 
Wiesbaden 1964. S. 143-156. Zu den Sdiwierigkciten, denen Ridiardr von Cornwall 
Gesandte nach den skizzierten Kontakten mit den rheinischen Kurfürsten im Verkehr mit 
der Kurie 1263 ausgesetzt waren, vgl. ebd. S. 150. 
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noch intensiver als zuvor zu. In beiden Kurfürstentümern erstarkte die 
Tendenz zum Ausgleich der Streitigkeiten, auf Seiten des Wittelsbachers 
wurde die alte Leitlinie der Kooperation mit der Stauferpartei im Reich 
weiter verfolgt. Ludwig 11. regelte zunächst im April 1263 die Beziehungen 
zu Konradin. Der Staufer schenkte ihm für den Fall seines Todes ohne 
Erben sein gesamtes Eigen und versprach, auch für die Oberleitung seiner 
Lehen in wittelsbachische Hand zu sorgen. Unmittelbar danach wurden 
die staufischen Gerechtsame im Inntal an Ludwig ausgeliefert; da sie 
Trienter Kirchlehen waren, übertrug sie der Bischof dem Pfalzgrafenz". 
Ahnliche Absprachen folgten in den nächsten Jahren im Blick auf Konra- 
dins Lehen vom Bamberger Hochstiftziz, wobei Burggraf Friedrich von 
Nürnberg als Vermittler auftratz13. Den vorläufigen Endpunkt der Ent- 
wicklung brachte eine neue Eventualschenkung Konradins am 24. Oktober 
1266, in die nun auch Herzog Heinrich einbezogen wurde. Umfangreiche 
Verpfändungen in Schwaben und der nachmaligen Oberpfalz, sowie 
schließlich auch eine vom Regensburger Bischof vermittelte Klärung der 
Rechtsverhältnisse hinsichtlich des Wittums für Konradins Mutter am 
6. November 1266 rundeten diese Maßnahmen abzi4. Daß alle jene Vor- 
gänge parallel liefen mit neuen Initiativen in Schwaben und der Vorberei- 
tung des Italienzuges, hat bereits Kar1 Hampe dargelegtzi5. Hier braucht 
nur nochmals darauf hingewiesen zu werden, daß die von Ludwig 11. ver- 
folgten Projekte alle in enger Verbindung standen mit den Notwendigkei- 
ten wittelsbachischer Selbstbehauptung am Rheinzi6. 
Die ausgeprägteste Konzentration des Geschehens auf den Mittelrhein ist 
1263164 in Kurmainz zu beobachten. Erzbischof Werners Einmischung in 
den hessischen Erbfolgekrieg hatte sich als Fehlschlag erwiesen. Der Epp- 
steiner erkannte, daß ein gleichzeitiges Engagement ain Mittelrhein, am 
Untermain, in Hessen und Thüringen und überdies in einem Königswahl- 
~ r o j e k t  zu vielseitig war und über die Kräfte des Mainzer Erzstiftes ging. 
Daher einigte sich Werner im Langsdorfer Vertrag vom 10. September 1263 

P" KOCH - W~LLE 1 C. 43 Nr. 749-751. 
"? KOCH - WILLE 1 C. 44 Nr. 764. FRIEDRICH GB~NBECK, Die weitiidien Kurfürsten als 
Träger der obersten Erbämier des Hodistifies Bamberg. Berichte d. Hirt. Ver. Bamberg 75, 
1925, S. 1-187, bes. C. 53 ff. U. 65 ff. - Neuerdings MAX SPINDLER, Landesfürstcn- 
tum, S. 67. ?'"OCH - WILLE, ebd. U. S. 45 Nr. 774. 

KOCH -WILLE 1 C. 46 Nr. 793-797. P'5 HAMPE, Konradin, C. 50-58. 
2'6 Auf die Problematik der Konradinisdien Erbschaft im Blidi auf die icrritorialen und 
reidispolirisdien Ambitionen dcr Wiirelsbadier Ludwig 11. und Heinrich har scharfsinnig 
SPINDLER, Landesfürstenrum, S. 42 hingewiesen. Diese Frage ist nur ein Symptom unrcr 
viclen anderen für die Vielgliedrigkcit der Aufgaben der Herzöge von Bayern und Pfalz- 
rrafen bei Rhein seit dem 13. Tahrhundert. Der gesamte Komplex dieser Fragen bedarf 



mit der Landgräfin von Hessen und deren Sohn21". Dann wandte er sich 
dem Pfälzer Bereich zu. Die Lorscher Frage war im Verhältnis zwischen 
beiden Kurfürsten erneut als Streitgegenstand aufgetreten. Die Verhand- 
lungen zogen sich länger als in Hessen hin. Ein Vergleichsentwurf vom 
15. April 1264 gibt in diese Vorgänge Einblidrz18. Auch hier übernahm 
Burggraf Friedrich von Nürnberg zusammen mit dem Grafen Dieter von 
Katzenelnbogen und einigen anderen Schiedsrichtern die Vermittlung. In  
ihrem Vertragsentwurf verdient der Hinweis auf einen ihnen vom König 
erteilten Auftrag Aufmerksamkeit. Offenbar wurde, ohne daß man nähere 
Vermutungen anstellen kann, von kurfürstlicher Seite 1262 an den König 
das Ansinnen gestellt, einen Ausgleich der Gegensätze herbeizuführen. Mit 
der Bestellung der Leiden Vorsitzenden des Schiedsgerichtes gab jedoch der 
Kronträger zu, er könne nichts anderes tun, als Vertrauensleute der streiten- 
den Parteien selbst mit der Kiärung des Falles zu beauftragen219. Im 
Hcmsbacher Ausgleich wurden zunächst Gerechtsame des Pfalzgrafen gegen 
solche der Herren von Stralenberg und der Schenken von Erbach abge- 
grenzt. Dann wandte man sich den pfälzischen und mainzischen Ansprü- 
chen, die sich aus den ehemaligen Lorscher Lehen in Weinheim und Wall- 
hausen ergaben, zu. Diesen Fragenkomplex griffen schließlich die beiden 
Kurfürsten persönlich auf. Am 4. Juni 1264 räumte der Erzbischof ein, die 
Burg Weinheim samt der davorliegenden Neustadt gehöre nicht zum Lor- 
scher Abteiland, sondern zur P fa l zg ra f~cha f t~~~ .  Auf der Grundlage des 
status qua wurde so ein wichtiger Schritt zur territorialen Abschichtung 
beider Machtbereiche an der Bergstraße getan. Der lokale Ausgleich aber 
wurde zur Vorstufe eines Versuches, das Verhältnis zwischen beiden Kur- 
fürstentümern umfassend zu regeln. 
Am 21. Juni 1264 vereinbarten Erzbischof Werner und Pfalzgraf Ludwig 
11. in Hemsbach einen Landfrieden, der bis zum Johannistag 1266 laufen 
sollte. Beide gingen von der nur allgemein formulierten Voraussetzung aus, 
jeder Vertragspartner müsse in seinem von Vorfahren und Amtsvorgängern 
überkommenen Besitzstand belassen werdenzz1. Der landschaftliche Gel- 
tungsbcreich wird mit den Worten „in terminis Palatii et in terminis 
ecclesie Maguntine" umschrieben und dann näher bestimmt durch die 

*I7 Dazu allgem. DEMANDT, Hessen, S. 152. 
"'8 KOCH - WILLE 1 S. 44 NT. 760 U. DEMANDT. R ~ o .  Katzenelnboqen 1. C. 104 Nr. 149. - - .  

Die Möglichkeit für eine Besrätigung des Gerichtscntscheids in einer Königrurkunde 
wurde wenig späier durch den für Richard ungünsiigen Ausgang der Sdilacht bei Lever 
und seine lange Gefangenschaft genommen; DEMHOLM-YOUNG S. 127 ff. 

BÖHMEK - WILL 2 C. 362 Nr. 112 U. KOCH - WILLE 1 C. 44 Nr. 761; dazu DEMANDT, 
Reg. Karzenclnbogen 1 C. 104 Nr. 149 Anm. 1. 
"" MG Consr. 2 C. 609 Nr. 442, Art. 1. 
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Flußlaufe von Lahn und Neckar, im Nordosten näherhin durch die Region, 
in der Hessen, Thüringen und Sachsen aneinanderstoßen, im Südwesten 
durch das Dorf Bischofsheim bei Mainz, wobei einschränkend no& hinzu- 
gefügt wird „sicut extenduntur termini ecclesie m e m ~ r a t e " ~ ~ ~ .  Werner von 
Eppstein erreichte durch diese Begrenzung, daß der Landfrieden beachtet 
werden mußte in den Mainzer Territorialteilen von Oberlahnstein über den 
Rheingau und die Region am rechten Ufer des Untermains bis zum Lor- 
scher Gebiet, das sich vom rechten Rheinufer bis in den Odenwald er- 
streckte. Andererseits schirmte der Pfalzgraf seine Territorialteile, die 
nördlich des Neckars lagen, gegen Angriffe ab. Die Bezüge zur unmittel- 
baren Vorgeschichte deutet das Abkommen mit der Bestimmung der Eck- 
punkte im Nordosten und Südwesten an. Hier schwingen die Auseinander- 
setzungen des Mainzer Erzbischofs mit der Landgräfin von Hessen und dem 
Herrn von Hohenfels nach. Für die nächsten zwei Jahre neutralisierte 
Werner den Pfalzgrafen sowohl im Blick auf Hessen als auch auf den 
hohenfelsischen Bereich im Mainzer Hinterland. Die Einschränkung des 
Vertrages auf die mittelrheinischen Lande tritt nochmals in den letzten 
Kapiteln hervor, in denen sich die Kompliziertheit der Verhältnisse ab- 
zeichnet. Denn nach einer allgemeinen Zusage gegenseitiger Hilfeleistun- 
gen werden - fast pflichtgemäß - vom Bündnisfalle König Richard und 
das Reich ausgenommenz". Dann jedoch erklärt Werner von Eppstein, das 
Hemsbacher Abkommen werde ihn nicht hindern, gegen den Trierer Erz- 
bischof und die Wildgrafen vorzugehen, „quia nostri inimici existunt"; 
andererseits behält sich Ludwig 11. vor, diese Gegner seines Vertragspart- 
ners zu unterstützen, ohne daß er damit gegen den eben geschlossenen 
Landfrieden verstoße. Der eigentliche Landfriedensbereich liegt also im 
rechtsrheinischen Gebiet und greift auf das linke Rheinufer nur im unmittel- 
baren Umland der Stadt Mainz über. Damit im Einklang steht die Ver- 
einbarung, die Erhebung von Zöllen durch den Pfalzgrafen in Fürstenberg 
oder Bacharach sowie den Grafen von Katzenelnbogen in St. Goar sei 
ebensowenig als ein Verstoß gegen das Hemsbacher Abkommen anzusehen 
wie des Grafen Dieter Kämpfe mit den Städten, die gegen seinen Zoll 
opponiertenz24. Die unterschiedliche Behandlung der unmittelbar am Rhein 
und westlich davon im Naheraum liegenden Regionen schränkte den Schau- 
platz für Auseinandersetzungen zwischen Mainz und Pfalz ein. Während 

229 MG CODSL 2 C. 609 NT. 442, Ari. 2. - Weilands Identifikation der Dorfes "Bissovis- 
heim" mir Bisdiofsheim rüdlidi vom Main (ebd. Anm. 3) gibt keinen Sinn im Vergleidi mir 
den anderen Grenzangabcn; begründbar allein ist (Gau-)Bischofsheim im heutigen 
Landkreis Mainz. ' $ 8  MG Const. 2 C. 610 Nr. 442, Art. 5. 
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man an der wirtschaftlichen Schlagader des Stromes Ruhe halten wollte, 
wich man Verwicklungen in der territorialen Schütterzone zwischen den 
Westflanken der Machtbereiche beider Kurfürstentümer nicht ausZz5. Der 
größere Vorteil dieser Klauseln lag auf der Mainzer Seite: Werner von 
Eppstein verhinderte nicht nur die Kooperation des Pfalzgrafen mit einem 
seiner Gegner im rechtsrheinischen Gebiet, dort wurden auch die sich er- 
gänzenden Mainzer und EppsteinerZZ6 Machtgebiete, die durch die Katzen- 
elnhogener Grafschaftsteile im Rheindurchbruchstal sowie um Groß-Gerau 
gedeckt wurden, gegen Angriffe von dritter Seite abgeschirmt. Auch der 
Aufbau der Mainzer Stellungen im Bachgau sollte vor Störungen bewahrt 
werden, Der Pfalzgraf hingegen erhielt in seinen Landesteilen am Neckar 
Sicherheit vor Interventionen aus dem Norden und konnte sich den süd- 
deutschen und ostfränkischen Schauplätzen der wittelsbachisch-staufischen 
Hauspolitik zuwenden. 
Nach dieser Hemshacher Absprache griff Werner von Eppstein die Sonder- 
fragen der Wetterau auf. Am 25. April 1265 verbesserte er das Bündnis, 
das sein Vorgänger mit dem Grafen von Ziegenhain geschlossen hatte, im 
Sinne des Mainzer ErzstiftesZz7. Dann schritt er auch hier zu einem allge- 
meinen Landfriedensvertrag. Am 15. Mai 1265 einigten sich der Mainzer 
Erzbischof, die Grafen von Eppstein und Weilnau sowie die Herren von 
Falkenstein mit den Reichsstädten Frankfurt, Friedberg, Wetzlar und 
Gelnhausen auf einen Landfrieden, der bis zum 24. Juni 1268 dauern 
solltezz8. Diesem Vertrag trat rasch auch Graf Eberhard von Katzenelnbo- 
gen beizz9. Der Geltungshereich dieses Abkommens wird teils durch die 
Benennung von sich ausformenden Verwaltungseinheiten, teils durch Was- 
serläufe umschrieben: Im Süden wird das Amt Starkenhurg genannt, 
dann bildet der Rhein bis zur Wispermündung die Grenze; sie verläuft 
weiter ostwärts bis zum Weilbach, folgt diesem und der Lahn bis Biskir- 
dien und Driedorf; anschließend werden der Schelderwald bei Dillenburg, 
der Lauf der Salzhöde, Kloster Schiffenberg, Laubach, der Wald bei Büdin- 
geu und Lohrhaupten aufgezählt; im Südosten wird das Vitztumamt 
Aschaffenhurg in den Friedensbezirk einbezogen, von dessen Grenze 
schließlich die Zirkumskription wieder zum Amt Starkenburg hinüher- 

WERNER VOGT, Unter~udlungen zur Geschichte der Stadt Kreuznach und der benach- 
barten Territorien im frühen und hohen Mittelalter. Diss. MainziDüsseldorf 1955. 
"' WALTER PIETSCH, Territorium der Herren von Eppsrcin, C. 18 8. Zu den früheren 
Entwicklungen und Vorausseizungen Worr-ARNO KROPAT, Reich, Adel und Kirdie in der 
Weiterau von der Karolinger- bis zur Siauferzeit. Werrciauer Gerchidiisblättei 13. 
Friedbere, 1964. 'ÖHMER - WILL 2 C. 364 NT. 124. 
""G Const. 2 C. 611-614 Nr. 444, Art. 1. 
22* MG Const. 2 C. 614 Nr. 414, Art. 23; dazu D E M A N D ~  1 S. 105 NI. 153. 
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zieht. Ein Umstand ist auffällig: Im Süden benennt der Mainzer Erzbischof 
Glieder seines Territoriums, dies vielleicht ein Zeichen für die Rücken- 
deckung des neuen Landfriedens am Hemsbacher Vertrag aus dem Vor- 
jahre; nach allen anderen Himmelsrichtungen hin wählte man geographi- 
sche Gegebenheiten, wobei die nördlichen Grenzpunkte Aufmerksamkeit 
verdienen. Durch die Ausbuchtung des Friedenshezirks über die Lahn hinaus 
und die von Schiffenberg nach Laubach ziehende Linie wurden Wetzlar 
als eine der reichsstädtischen Bundesteilnehmerinnen und insgesamt noch 
das Altsiedelland der Werrerau gegen Störungen aus dem Norden abge- 
schirmt. Schon auf Grund dieser Grenzziehung erweist sich der Landfriede 
von 1265 als Instrument, mit dem Werner von Eppstein der Machtaus- 
weitung der Landgrafen von Hessen zu steuern versuchte. Auch von der 
Gegenseite wird dieser Eindruck bestätigt: Landgraf Heinrich vereinbarte 
am 16. März 1265 mit Bischof Simon von Paderborn einen Landfrieden bis 
zum Frühjahr 1268230. Fast gleichzeitig griff er in die Wetterau aus, als er 
von den Pfalzgrafen von Tühingen Gießen kaufte, das nach Süden hin 
fortan der wichtigste Vorposten seines Territoriums sein sollte. Der Land- 
friedensvertrag zwischen Mainz und den Wetterauer Kräften ist als 
Reaktion auf diesen hessischen Vorstoß zu werten. Natürlicherweise fiel 
hierbei einem Mainzer Erzbischof aus dem Hause Eppstein die Führungs- 
rolle zu. Die Rechtssetzungen des Vertrages wurden weitgehend unter 
seinem Einfluß formuliert, wurde insbesondere die Bemessung von Zöllen 
und anderen Abgaben „in subsidium dicte pacis" getroffenz3'; die Städte 
mußren zur Verrechnung der Gelder ein Achterkollegium bilden23z. Die 
Vern~ittlung des Erzbischofs in einem Streit zwischen den Grafen von 
Katzenelnbogen und den Herren von Falkenstein über Jagdrechte in der 
Dreieich am 12. Juli 1265 beleuchtet, wie Werner von Eppstein die Ver- 
tragsparrner lenkte. Den Spruch, der zugunsten der Falkensteiner aus- 
fiel, formulierten Graf Heinrich von Weilnau, Reinhard von Hanau, der 
Frankfurter Reichsschultheiß und dessen Amüvorgänger, die unter Werners 
Vorsitz tagten. Die vier Reichsstädte in der Wetterau besiegelten die 
Schieds~rkunde~~~.  
In diesem besonderen Falle tritt der Mainzer Erzbischof mit einer Ent- 

2% MG Consr. 2 S. 610 Nr. 443. - Zur Labilität des Bündniswerens in den Terrirorien 
bciderseitn der mittleren Weser s. bes. PFEIFFER, Landfnedenspolitik, S. SS U. 90 f. 
2%' MG Consi. 2 C. 613 Nr. 444, Art. 17. 
2 s  MG Const. 2 Si 613 f .  NI. 444, Art. 19-22. 
23% DEMANDT 1 S. 105 NT. 154. - Zur Dreicidl als Zubeliör des Frankfurrcr Reichslandes 
vgl. jüngst KARL BOSL, Pfalzen und Forsten, in: Deutsche Königspfalzen 1. Görtingen 



Scheidung über eine alte Reichsg~tpert inenz~~~ hervor. Das lockt zu kurzen 
allgemeinen Betrachtungen. Denn in einer allgemeinen Verfügung scheint 
einige Monate darauf König Richard, der Anfang September aus der Gc- 
fangenschaft in England wieder freigelassen worden war und Plane Für 
eine neue Deutschlandreise dieser für die Herrschaftsstruktur 
wichtigen Frage sich zugewandt zu haben. Es ist bezeichnend, daß Aui- 
schlüsse erst auf dem Umwege über eine böhmische Uberlieferung zu er- 
halten sind. Offensichtlich trachtete Richard damals danach, im Zusammen- 
wirken mit dem päpstlichen Legaten den Böhmenkönig und die Leiden an- 
deren Kurfürsten im Osten Deutschlands näher an sich zu ziehen. Dem 
Przemysliden übertnig er in jenem - effektiv vergeblichen - Anlauf zu 
neuer Aktivität des Königtums den Schutz des Reichsguts rechts des Rhei- 
nes; den gleichen Auftrag für Reichsgerechtsame westlich des Stromes er- 
teilte er dem Mainzer Erzbischof. Die Abgrenzung der Zuständigkeitsbe- 
reiche darf man aber wohl nicht allzu wörtlich nehmen. Denn Werner von 
Eppstein war auf keinen Fall bereit, sich vom Böhmenkönig in die rechts- 
rheinischen Machtstellungen der Mainzer Kirche hineinregieren zu las- 
s e t ~ ~ ~ ~ .  Ottokar 11. mußte den Selbstand des Mainzer Kurfürsten dort eben- 
so hiiinehmen wie Richard von Cornwall. Ubrigens offenbarte der römische 
König seine miserable Lage in jenen Wochen den mit Werner im Land- 
frieden verbündeten Herren von F a l k e n ~ t e i n ~ ~ ~ .  Kurmainz schien die 
Widerwärtigkeiten nach 1256 wieder überwunden zu haben: In den Jah- 
ren 1264165 konnte der Mainzer Erzbischof, geschützt durch den Vertrag 
mit dem Pfalzgrafen und frei von Einwirkungen des Königs, zudem nach 
der Langsdorfer Lehensvergabe an den Landgrafen Heinrich in Hessen und 
Thüringen fühlbar entlastet, seine Macht weiter festigen; die diese Ent- 
wicklung stützende Funktion einer ansehnlichen Grafen- und Herren- 
gruppe am Mittelrhein hat in allen jenen Vorgängen eine erhebliche Be- 
deutung. Allerdings ließ die Verflochtenheit der Mainzer Politik in Ent- 
wickiungsablaufe so vieler Raume stets den Erfolg in einer Region durch 
Rückschlage in einer anderen in dcr Gesamtbilanz der Machtverhältnisse 
wieder geiahrdet oder überhaupt aufgehoben werden. Die Gestaltung 
des Verhältnisses zum Pfalzgrafen und die unausgetragenen Gegensätze in 

234 Uber Reichrgut und Reichrminisrerialität im Frankfurter Raum vgl. Bos~,  Reidis- 
minisrerialität 1 S. 287-316, wo die ältere Lit. 
Pa DEKHOLM-YOUNG, Ridiard of Cornwall, C. 131; KEMPF, Interregnum, C. 245. 
23"ber Ottokarr 11. Bündnispläne im Jahre 1266 sowie dessen Wirken als Reichsvikar 
irn Egerland und in Regensburg sowie Passau vgi. früher KEMPF S. 245 f .  und jüngst 
RICHTER, Böhmisdie Länder im Früh- und Hodimittelalier, S. 274 f. 
"' Den Brief drurkt DENHOLM-YOUNG S. 130. 
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Hessen wurden, je Ianger umso sdiarfer hervortretend, Leitmotive für das 
Handeln des Kurfürsten von Mainz. 
Gleichzeitig zu diesem landschaftsgebundenen Wechselspiel der Kräfte am 
Rhein entfaltete sich ein abermaliger Anlauf zur Erneuerung des staufi- 
schen Königtums. Hatte bereits Richard von Cornwall in seinem Schreiben 
an Ottokar von Böhmen Umtriebe Konradins erwähnt, wird in den 
nächsten Monaten die Entwicklung deutlicher. Am 22. Juli 1266 trafen 
sich in Andernach Werner von Mainz und Engelbert von Köln und ver- 
vollständigten ein Bündnis, das sie zuvor geschlossen hatten, dessen Wort- 
laut allerdings nicht überliefert ist. Jetzt vereinbarten sie gemeinsame 
Konsultationen „si quis nostrum volet aggredi magnam gerram vel aliud 
negotium magnum". Im Bedarfsfalle sollten sich die Amtsleute in West- 
falen, in Hessen und am Rhein gegenseitig helfen238. Mag man unter 
die negotia magna beispielsweise Engelberts 11. Kampf mit der Stadt Köln 
und deren Bundesgenossen, den Grafen von JülichZ39 rechnen, dieser Kur- 
verein hatte andere und weiterreichende Ziele: Auskunft über den eigentli- 
chen Zweck dieser Abmachung gibt wieder eine Xußerung der Kurie. Die 
Umgebung des Papstes wurde seit dem Frühjahr von Gerüchten über eine im 
Reich bevorstehende Neuwahl beunruhigt. Am 8. Mai wies Clemens IV. 
seinen Legaten in England an, Richards Erscheinen vor seinem Ricbter- 
Stuhle zu urgieren, weil in Deutschland viele auf Konradins Erhebung 

Tatsächlich bietet des Pfalzgrafen Ludwig 11. Zusammen- 
wirken mit dem Grafen Meinhard 11. von Tirol, Konradins Stiefvater, 
sowie mit dem jungen Herzog selbst Anhaltspunkte für eine derartige Ver- 
i n ~ t u n g " ~ ~ .  Die südostdeutschen, schwäbischen, pfälzischen und mainzischen 
Positionen boten abermals die Grundlage für weiterreichende Pläne. Die 
wahrscheinlich von Ludwig 11. vorbereitete Vermählung seines Mündels 
mit einer brandenburgischen Askanierin im Sommer 1266 ist ein Indiz für 
die Ausweitung des wittelsbachisch-staufischen Einflusses auch im Kreise 

"@ LACOMBLET, UB 2 C. 329 Nr. 563. - Dori war im Augenblick ein Zustand des Gleich- 
gewichts eingerrcten; am 2. April 1266 erwarb Werner von Mainz die Hälfte von 
Naurnburg mir der \X'eideIrburs, um seine Srel lun~ in Hessen zu srärkm; SANTE, Werner 
von Eppsrcin, C. 16. Andererseits erreichie der Landgraf im Landfriedensverriag mir 
Padcrborn dessen Neutralisierun~ f ü r  den Fall eines Konfliktes mit dem Mainzer Erzstifl; 
MG Const. 2 C. 614 Kr. 445. - Die Herren von Hanau sog der Erzbischof durch eine 
Anweisung auf den Zoll in Boppard an sich, zwischen dem Rheingrafen und den Grafen 
von Katsenclnbogen vermirteite er; BÖHMER - WILL 2 S. 370 Nr. 177 U. DEMNDT 1 
S. 106 Nr. 156. Zum Vcrrrag vom 22. Juli 1266 vgl. a. VON WINTERFELD C. 7 f. 
?" KNIPPING, Reg. 3, 2 S. 30 Nr. 2354 (mit den Bemerkungen zum Datum Nr. 2353) 
und 2355. 

HAMPE, Konradin, S. 59 Anm. 1; KEMPT, Interregnum, S. 245. 
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der ostdeutschen Kurfürsten und ihrer Anhänger, die Richard von Corn- 
wall noch nicht anerkannt hattenz42. Der Andernacher Vertrag zwischen 
Mainz und Köln schien eine Mehrheit der Kurfürsten für Konradins Kandi- 
datur herzustellen. 
In dieser Konstellation fehlt der Trierer Erzbischof. Heinrich von Finstin- 
gen weilte damals an der Kurie. Aus gelegentlichen Verlautbarungen, die 
er im Juli 1266 machte, geht hervor, daß er in seiner Notlage auf einen 
schon dem Vorgänger von König Richard versprochenen Zins angewiesen 
und außerdem wegen der Burg Thuron in Spannungen mit dem Pfalzgra- 
fen geraten sei2". Aus solchen Umständen heraus ist die Trierer Abseits- 
stellung zu den reichspolitischen Vorgängen 1266 motivierbar. Inwieweit 
Heinrich von Finstingen an der Kurie als Zwischenträger im Blick auf die 
Wahlgerüchte anzusehen ist, bleibe dahingestellt. Wahrscheinlich war Cle- 
mens IV. schon vor Heinrichs Eintreffen über diese Umtriebe informiert 
worden. Als der Papst am 18. September 1266 die Erzbischöfe von Mainz 
und Kölii wegen ihrer Sympathien mit der Erhebung Konradins als eines 
minderjährigen Abkömmlings von Kirchenverfolgern in einer bislang 
unbekannten Heftigkeit mit der Exkommunikation bedrohte, ihnen und 
auch den weltlichen Kurfürsten schärfste Strafen in Aussicht stellte, jede 
Beihilfe zu Konradins Vorhaben gegen Kar1 von Anjou in den Kreis der 
strafwürdigen Taten einbezogz44, schließlich auch die von Werner von 
Eppstein vorgenommene Weihe des Grafen Berthold von Henneberg zum 
Würzburger Bischof verwarfz=, scheint man das Wahlprojekt abermals 
vertagt zu haben. Die von Ludwig 11. geleiteten Stauferanhänger in Süd- 
deutschland schlugen nun eine andere Richtung ein: Vom Herbst 1266 an 
rüsteten sie für den Italienzug, den Konradin dann im folgenden Jahre 
antratz4$. Man wollte zuerst mit Hilfe der italienischen Anhänger das 
Königreich Sizilien wieder in staufische Hand bringen und dann Konradiii 
auch in Deutschland zum König erheben. Niederlage und Tod des Stau- 
fers schnitten aber alle Erwartungen und Pläne ab. Nutznießer der 

"'? J u ~ i u s  Frcx~n,  Erörterungen zur Reichsgeschichre des 13. Jahrhunderis 6: Konradins 
Vermälilung. MIVG 4, 1883, C. 5-25; HAMPE, Konradin, C. 58 f. Anm. 4. 
P"s ADAM GOERZ, Miriclrheinisdic Regesten 3. Koblenz 1881. S. 494 Nr. 2186 U. C. 503 
Nr. 2227. 

POTTHAST 2 C. 1598 Nr. 19815; KNIPPING 3, 2 C. 31 NT. 2364. Zur reidlsfeindlichen 
Politik Clernens' IV. H ~ u c x ,  Kirchengeschichte 5 C. 41 ff. und JOHANNES HALLER, Das 
Papsiiurn 4. 2. Aufl. Stuttgart 1952. C. 336 ff. U. 459 f. - Zu den rechtlichen Aspekten 
jenes Verfahrens r. bes. A'GUST NITSCHKE, Dei. Prozeß Segen Konradin. ZRG. KA 42, 
1956, C. 25-54; DEXS., Konradin und Clernens IV. QFItAB 38,1958, S. 268-277. 
"' BBöHlr~n - W ~ L L  2 S. 370 Nr. 175 dürffe wolil in diesen Zusarnrnenhanc gehören; zu 
den Auieinanderrerzungen in Würzburg HADCK, Kirchengeschichte 5 C. 42 Anm. 1 
U. S. 1149. 21G Vgl. KEXPF, Int~rregnum, C. 243-250. 
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Konstellation war im Kreise der Kurfürsten wiederum Ottokar von Böh- 
men: Er bemächtigte sich des Reichslandes Eger und brach damit eine 
wichtige Position aus den staufischen Positionen in Süddeu t~ch land~~~ .  Auch 
dieser Schritt sollte seinem Schuldkonto zugerechnet werden, als Rudolf 
von Habsburg mit dem Willen der Kurfürsten zur Machtprobe mit ihm 
antrat. 
Pfalzgraf Ludwig 11. war durch die weiteren Verhandlungen mit Konra- 
din und dessen Mutter sowie auch durch Aufgaben in seinem Herzogtum 
im Donaugebiet gebunden. Wie er Richards Königtum einschätzte, zeigt 
mehr als deutlich seine Urkunde vom 28. Mai 1267, in der er als Reichs- 
vikar, dem „vacante imperio Romano omnes feodorum collaciones sive 
ordinaciones iure dignitatis officii nostri" zustehen, dem Nürnberger B u r g  
grafen Friedrich 111. für den Fall des Ablebens ohne männliche Erben die 
Eventualbelehiiung der Tochter Maria, der Gemahlin des Grafen Ludwig 
von Ottingen, mit allen seinen Reichslehen zusicherte; dem Belehnungsakt 
auf der Kadolzburg wohnten Konradin, die Grafen von Ottingen und 
Castell sowie eine Reihe von Ministerialen bei2". Mit dieser Urkunde of- 
fenbarte Ludwig II., daß er das Königtum Richards von Cornwall, den er 
ein Jahrzehnt zuvor mitgewählt hatte, nicht mehr anerkannte. Seine Aus- 
lassung über die Vakanz des Reiches ist erklärbar aus der unfreundlichen 
Entwicklung der Beziehungen zwischen ihm und dem nur in unregelmäßi- 
gen Abständen iin Rheinland auftretenden Kronträger, vor allem aber aus 
der Rücksicht auf die Rechte des staufischen Mündels, dessen Italienzug da- 
mals vorbereitet wurde. Auch in den nächsten Monaten liam Ludwig 11. 
dann nicht aus Bayern. In Regensburg belehnte er beispielsweise am 7. Sep- 
tember 1267 den Grafen von Katzenelnbogen mit der Vogtei Un~stadt"~, 
dann begleitete er Konradin bis nach VeronaZ5O. Daß sich der Wittelsbacher 
ron  dem jungen Staufer bereits in Oberitalien wieder trennte und rasch 
nach Deutschland zurückkehrte, hatte gewichtige Gründe: Anfang 1268 
wurde von Seiten des Papstes nicht nur allenthalben in Italien und Deutsch- 
land gegen Koiiradin und die staufische Partei geschürt, vielmehr rauchte i ~ i  
den damals umlaufenden Gerüchten auch eine Wahlkandidatur Ottokars 11. 
von Böhmen auf. Mochte sich diese auch als eine Chimäre erweisen, die 
allgemeine Lage zwang Ludwig 11. einer Entwicklung entgegenzuarbeiten, 
die für Konradin große Gefahren in sich bargz51. 

HAMPE, Konradin, S. 60; zum Reidisiand Eser bes. BOSL, Rcidirmini~terialitaT 2 
S. 489 ff. 24S MG Const. 2 C. 637 Nr. 464. 
2'9 DEMANDT 1 Si 108 NI. 163; zur Voreniwidilung ebd. C. 107 Nr. 158 ff. 
2" KOCH - WILLE 1 C. 47 Nr. 810-821 U. allgem. HAMPE C. 169 ff. 



Die Kolner Politik bewegte sich vom Herbst 1266 an, nachdem sich die 
Andernad~er Allianz als gegenstandslos erwiesen hatte, weil nicht das 
„magnum negotium" eintrat, auf das hin sie berechnet war, wieder in den 
herkömmlichen Bahnen. Am 18. November 1266 schloß Engelbert 11. ein 
bis Ostern 1271 berechnetes Bündnis mit der Herzogin von B r a h a t ~ t ~ ~ ~ ;  
Vertragsgaranten waren die Grafen von Kleve und Neuenahr sowie die 
Herren von Valkenburg, Heinsberg, Braunsberg, Wildenburg und Hohen- 
stein, im wesentlichen also eine Herrengruppe, die im Lehensverband des 
Erzbischofs stand und die Straßen zwischen Niederlothringen und deni 
Rheinland kontrollierte. Die Tendenz, den Dukat in der terra Coloniensis 
zu bewahren, ist auch in diesem Vertrag erkennbar253. Fast spiegelbildlich 
zu dieser Bündnissuche erscheint ein Vorstoß nach Osten. Der Erzbischof 
schaltete sich in Unstimmigkeiten zwischen dem Herrn des Hochstifts 
Paderhorn und dem Grafen von Waldeck im Blick auf die Vogtei Höxter 
ein. Dadurch wurden auch Gerechtsame des Herzogs von Braunschweig 
berührt. Am 20. Februar 1267 versuchte man daher zunächst einmal die 
vielfachen Uberschneidungen von Ansprüchen in einem Vertrag zwischen 
Paderborn und Köln zu vereinfachen2j4. Engelbert 11. einigte sich mit 
Siinon von Paderborn, das Territorium des Stiftes Korvey gemeinsam in 
Schutz zu nehmen; vom Braunschweiger Herzog sollte die Vogtei Höxter, 
die sich gerade in dessen Hand befand, eingelöst und dann ebenfalls ge- 
meinsam verwaltet werden. Das Vorhaben führte zum Erfolg. Ein halbes 
Jahr später einigten sich Köln und Paderborn schließlich auch mit dem 
Grafen von Waldeck, den bisher der Braunschweiger Herzog unterstützt 
hatte. 
Diese Unternehmen brachen dann jedoch völlig unerwartet zusammen. 
Nachdem eine Konferenz wegen der Abstellung von Zöllen zwischen den 
Angehörigen des niederrheinischen Landfriedenshundes an der Intransigenz 
des Kolner Erzbischofs gescheitert war, brach eine große Fehde aus, in deren 
Verlauf es Leuten des Grafen von Jülich am 18. Oktober 1267 glückte, En- 
gelbert 11. gefangenzunehmen. Der Kolner Kurfürst wurde daraufhin drei- 
einhalb Jahre lang auf Burg Nideggen festgehalten255. Die Gesamtlage 
wurde von nun an durch das Zusammengehen Jülichs mit den Grafen von 
Berg, Geldern und Isenburg sowie mit der Stadt Köln bestimmt. Für die 
Kölner Kirche war infolge dieser Vereinigung ihrer mächtigsten Gegner eine 
Krise hereingebrochen, von der sie sich nie mehr ganz erholen sollte. Die 

2jZ KNIPPING, Reg. 3, 2 C. 31 Ni. 2366. "$ EWG, Dukat, C. 244 ff. 
LLACOMRLET, UB 2 C. 330 Nr. 568; KXIPPIXG, Rcg. 3 ,2  C. 33 Nr. 2378. 
KNIPPING, Reg. 3 , 2  C. 34 Nr 2384 U. 2387, S. 35 Nr. 2355!89. 
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Konstellation, die zur Katastrophe der Kölner Macht am Niederrhein in 
der Schlacht bei Worringen hinleiten sollte, begann sich schon damals abzu- 
zeichnen. In mehreren Demarchen, an denen der Papst und seine Beauftrag- 
ten in Deutschland, Bischof Simon von Paderborn als der vom Kapitel 
erwählte Schutzherr des Erzstiftes sowie eine Reihe anderer Mächte beteiligt 
waren, versuchte man vergeblich die Freilassung des Erzbischofs zu errei- 
chen2j6. Erst im April 1271 gab Graf Wilhelm von Jülich den Kölner Kur- 
fürsten gegen ein enormes Lösegeld, für das die Kölner Kirchen Subsidien 
leisten mußten, wieder heraus257. 
Auch für König Richard hatten jene Ereignisse empfindliche Konsequenzen. 
Mochte auch ein Kurfürst, der sich in den Umtrieben von 1266 als ein nicht 
über alle Zweifel erhabener Partner erwiesen hatte, für längere Zeit aus den 
nordwestdcutschen Konstellationen ausgeschaltet worden sein, mit ihm war 
vorderhand einer der Faktoren beseitigt, der bisher zur Gruppe der auf 
England blickenden Großen gehörte. Das aber war nicht geeignet, den eng- 
lischen Einfluß im Reich zu festigen. Nachdem man endlich Engelbert 11. 
wieder aus der Gefangenschaft ausgelöst hatte, mußte Richard, der früher 
zwischen Erzbischof und Bürgerschaft von Köln lavieren konnte, Partei 
ergreifen: Der Machtschwund des Erzbischofs machte es notwendig, daß der 
Kronträger nun auf die Seite der Stadt trat und dem Grafen von Jülich mit 
finanziellen Zugeständnissen entgegenkommen mußte, um wenigstens indi- 
rekt einen Beitrag zur Erleichterung der Geldmisere des Kurfürsten zu 
leisten2". Mochte auch Engelbert 11. wieder energisch an den Neubau der 
Kölner Machtstellung herangehen - ein Bündnis im Raum zwischen Rhein 
und Weser mit dem Osnabrüdcer Bischof, ein Vertrag mit dem Mindener 
Hochstiftsherrn und die Ubernahme der Vogtei Essen seien als Beispiele 
herau~gegriffen~5~, um die Initiative in Westfalen zu charakterisieren - 
über allen jenen Maßnahmen darf man nicht die tiefgreifende Erschütterung 
der Positionen westlich des Rheines vergessen. In einer merkwürdigen Um- 
kehr der Verhältnisse verschoben sich in den Jahren zwischen 1256 und 1271 
die Gewichte innerhalb des Kreises der rheinischen Kurfürsten: An die 
Stelle des Höhepunktes der Kurkölner Macht in den letzten Zeiten Konrads 
von Hochstaden, dem damals ein unverkennbarer Niedergang in Mainz 
entsprochen hatte, trat jetzt am Mittelrhein der Neuaufstieg der Mainzer 
Macht in den Amtsjahren Werners von Eppstein. Sinnfälligste Zeichen für 

4 5 " ~ ~ ~ ~ ~ i  Reo. 3.  2 C. 36-44 Nr. 2394-2400,2403,  2416-2421, 2423 U. 2435-2441. ~~~ , " .  
2" KKNIPPING, Reg. 3 ,  2 C. 46 Nr .  2459. 

LACOMBLET. UB 2 C. 361 Nr. 611 U. C. 365 Nr .  618;  zu Enselberts Veisdiuldunn vgl. . . 
KNLPPING, Reg. 3 , 2  C. 47 Nr.  2463i64 u. C .  48 Nr .  2466. 
2je LACOMELET, UB 2 Si 363 hlr. 615 U. KNIPFING, Reg. 3 ,  2 C. 48 Nr.  2473 U. 



diese Machtverschiebungen sind im Norden Engelberts Niederlagen gegen 
seine Lehensleute, im Süden die Bändigung der Mainzer Vasallen durch 
Erzbischof Werner 1271 in der Schlacht bei Sprendlingen. 
Unter dem Vorzeichen dieser Gewichtsverlagerungen am Rhein ist eine neue 
Entwidclungsphase der Reichspolitik zu sehen. Abermals gestattet eine 
Papstbulle gleichsam vom Ende des Vorganges her einen Einblidc in diese 
Dinge: Am 7. November 1268 beantwortete Clemens IV. einen ihm durch 
Ottokar 11. übermittelten Hinweis auf die Absicht einiger Kurfürsten, einen 
neuen König zu wählenz6! Dessen Gesandte hatten Clemens mitgeteilt, die 
Kurfürsten seien mit Richard von Cornwall und Alfons von Kastilien, aber 
auch mit der Verschleppung des an der Kurie anhängigen Prozesses unzu- 
frieden; sie hatten sich daher entschlossen, einen neuen König zu wählen. 
Ottokar 11. versuchte, bei Clemens IV. mit dem Ersuchen um einen Rat, wie 
er sich verhalten sol!e, einen guten Eindruck zu erzielen. Der Papst war um 
die Antwort nicht verlegen: Die Schuld ain unerquicklichen Zustand des Rei- 
ches wurde den Kurfürsten zugeschoben, Ottokar selbst wurde in wenig 
schmeichelhafter Weise an seine doppelte Stimmabgabe 1227 erinnert. 
Schließlich wurde ihm verboten, sich an einer Neuwahl zu beteiligen, da die 
Kurie noch immer auf eine Entscheidung in der deutschen Thronfrage 
hinarbeite. 
Clemens' IV. Auslassungen geben Anlaß zu verschiedenen Fragen. Konradin 
war am 12. September 1268 in Karls von Anjou Hand gefa1lenz6l. Genauere 
Kenntnis konnte man an der Kurie wohl wenige Tage später haben, in 
Deutschland aber wurde das Ereignis erst Anfang Oktober bekannt. 
Außerdem hatte inzwischen Richard von Cornwall seine vierte Deutsch- 
landreise angetreten. Seit Anfang Juli liegen Anhaltspunkte vor, die auf 
seine Absicht schließen lassen, sich aus den englischen Auseinandersetzungen 
zu lösen und abermals ins Reich zu kommen262. Von der Uberfahrt am 
4. August an hielten zunächst die Probleme Brabants und seiner Nachbar- 
territorien den König rund vier Wochen in Cambrai fest. Erst Ende Sep- 
tember langte er in Aachen an. Man geht wohl kaum fehl mit der Unter- 
stellung, daß ähnlich wie vor der dritten Fahrt Hinweise auf neue Wahl- 
umtriebe den König alarmierten. Anders aber als bei den Ereignissen von 
1262163 ist jetzt das Feld für Erwägungen des rückschauenden Betrachters 
dieser Dinge recht weit. Vor allem bleibt ungewiß, wer der Kandidat in den 

260 POTTHAST 2 S. 1647 NT. 20497. Zur Einordnung des Akrcs in die allgemeine reichs- 
Eniwid<lung vgl. KEMPF, Interregnum, C. 231 5. - Die von DOBZNECKER (s. U. 

Anm. 264) S. 20, gcgebcne Zuordriung der Bulle zum weirinirchen Wahlprojekt isi &ro- 
nologisch verfrüht. 
2oL WAMPE, Konradin, C. 254 ff. U. 304 ff. 
2 0 ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ - Y ~ ~ ~ ~ ,  Richard of Cornwall, S. 139. 
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neuen Wahlvorbereitungen während des Frühjahrs und Sommers 1268 
gewesen ist. Nur mit einiger Wahrscheinlichkeit kann man wieder Konradin 
als den Exponenten einer Kurfürstenfraktion annehmen. In  den ersten 
Monaten des Jahres 1268, nach Ludwigs 11. von der Pfalz Rückkehr aus 
Verona, hatte eine neue Agitation für das staufische Königtum am ehesten 
Platz. In  jener Lage wäre dem Mainzer Erzbischof die Schlüsselstellung 
zugefallen. Denn solange Engelbert 11. in Gefangenschaft weilte, konnte 
er wohl auch als dessen Vertreter handeln. Man kann annehmen, daß der 
Graf von Jülich seinem Gefangenen den Verkehr mit anderen Kurfürsten 
gestattet habe, wie das 1236 der Braunschweiger Herzog dem Mainzer Erz- 
bischof erlaubt hatte. Durch Konradins Verschwägerung mit den branden- 
burgischen Askaniern schien die Herstellung einer Majorität im Kurfürsten- 
kreise nicht aussichtslos zu sein. Auf den Trierer Erzbischof brauchte keine 
Rücksicht genommen zu werden. Denn dieser war noch immer nicht aus 
seinen Schwierigkeiten herausgekommen. Clemens IV. hatte ihn zudem am 
19. Dezember 1267 suspendiert, „ne in ipsius manibus Trevirensis ecclesia 
iteruin naufragetur". Am 13. April 1268 wurde der päpstliche Legat mit 
der Verwaltung des Trierer Erzstiftes beauftragt263. Die Frage, ob ein nicht 
amtsfihiger Erzbischof von Trier hätte als Kurfürst auftreten können, 
bedeutete eine erhebliche Komplizierung der rechtlichen Erörterungen. 
Dieser Ansatz zu einer Neuwahl, der schwächste von alle11 in den Jahren 
des Interregnums, scheiterte wie die vorangegangenen: Richards Auftreten 
im Westen des Reiches und Konradins Untergang im Kampf mit Kar1 von 
Anjou nahmen dieseln Unternehmen Kraft und Ziel. Die staufische Tra- 
ditionslinie in der deutschen Reichsgeschichte zu Ende des 13. Jahrhunderts 
war damit noch nicht abgerissen, aber nachhaltig geschwächtz6*. Sie wird 
fortgeführt in der Kandidatur des Kaiserenkels Friedrich des Freidigen von 
Meißen lind läuft schließlich hin zur Erhebung Rudolfs von Habsburg am 
1. Oktober 1273. Diese Uberlegung aber führt bereits in einen neuen Ab- 
schnitt deutscher Geschichte. 

2" POTTHAST 2 C. 1626 Nr. 20 191; GOERZ, Mirtclrhein. Reg. 2 C. 531 Nr. 2346. 
2" F R F ~ A N ~  X ~ v e n  WEGELE, Friedrich der Freidigc und die Wertiner reiner Zeit. Nörd- 
lingen 1870. C. 361-365. 0110 DOBENECXER, Maigarete von Hohenriaufen, die Stamm- 
murrer der Wcrtincr, Programm Jena 1915; DERS., Ein Kaireriraum der Hauses Wettin, in: 
Fcsischrift für Armin Tille. Weimar 1930. S. 17-28. - Zusammenfassend im Blidi auf 
den Südwesien der Reiches in den Jahren 1268169 HERMAXN CCHREIBM~ILER,  Der Schmied 
von Ochsenfurt. Ein Kulruibild vom Ende der Staufcrzeit. Mainfränk. Jb. f. Gerch. U. 
Kunsr 1, 1919, S. 95-146, bcs. C. 106 fi., 108 ff., 133 ff. U. 143 ff. - Vielleicht Iiängt mii 
der Wahlkandidarur Fricdrichr des Frcidigcn auch die Flucht seiner sraufischen Mutter 
zusammen; diese verließ 1269 den Hof der Wetiiner wegen des sie demüiigenden Ver- 
haltens ihres Gemalils, Albrechts des Entarteten, ging in den Westen des Reiches und starb 
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Für Betrachtungen über das Verhältnis zwischen den Kurfürsten am Rhein 
und dem Königtum zu Ausgang des Interregnums bieten nur noch Frühling 
und Sommer des Jahres 1269 einige Gelegenheit. Richards Itinerar ist in 
jenen Monaten merkwürdig beschränkt. Von Anfang März bis Ende April 
weilte der König in Worms, die zweite Maihälfte verbrachte er in Frank- 
furt, Mitte Juni hielt er sich dann in Kaiserslautern aufzg5. Nach einigen 
Tagen, die er im Juli in Mainc zubrachte, kehrte er dann wieder nach Eng- 
land heim. Seine gesamte Reise dauerte einen Tag weniger als ein Jahr. Man 
hat zutreffend bereits darauf aufmerksam gemacht, daß Richard nicht mehr 
die Kraft besaß „to interfere eilectively in German affairs except where his 
interests happened to  coincide with those who acknowledged hiin as 
king'c266. Der König, der ohne nennenswerte Streitkräfte auftrat, zeigte viel 
guten Willen - mehr nicht - die Friedenswahrung im Reich in die eigene 
Hand zu nehmen. Zu einem Ergebnis gelangte er nicht. Spektakulärer 
Höhepunkt seiner Reise war die Hochzeit mit Beatrix von Valkenburg in 
Kaiserslautern am 16. Juni, einer ob ihrer „incomparabilis forma" als 
„gen~ma mulierum" gepriesenen Damez6?. Diese Fahrt ins Reich hatte ihren 
eigentlichen Zweck erfüllt, sobald durch Richards persönliche Anwesenheit 
den Wahlumtrieben der Kurfürsten auf absehbare Zeit Einhalt geboten war. 
Aus dem Zustrom von Großeri des Mittelrheinraumes zu seinem Hofe darf 
man nicht viel im Blick auf die Einsdiatzung seines Königtums folgern. Ein 
Fürst vom politischen Profil des Pfalzgrafen Ludwig 11. war nicht geneigt, 
nach Konradins Tod nun auf eine von Richard vorgezeichnete Linie einzu- 
schwenken268. Werner von Eppstein verfolgte i q  Mainz seine Ziele, ohne sich 
im geringsten von diesem König Vorschriften machen zu lassenzg9. Heinrich 
von Finstingen in Trier schied auch weiterhin als Aktivposten in der Reichs- 
politik eines Königs aus. Engelbert von Valkenburg in Köln war zu jener 
Zeit völlig zur Untätigkeit verurteilt, und daran änderte auch nichts Ri- 
chards Ehe mit dessen Nichte. Aus dem gelegentlichen Zusammensein von 
König und einzelnen Kurfürsten während der Hoftage dieser Reise darf 
man nicht auf die Absicht zu engerem Zusammenwirken schließen. Die 

*" Zu Richards Maßnahmen im Blick auf mitrelrheinisches Reichsgut r. bes. KAXL BOSL, 
Reichrminirteiialirär 1 S. 223 ff. u. 272 ff. 

DENHOLM-YOUNG, Richard of Cornwall, S. 139. 
DENHOLM-YOUNG, Richard of Cornwall, S. 140 u 141 m. Anm. 1; FRANK R. L~mis, 

Beatrix of Falkenburg, rhe third wife of Richard of Cornwall. EHR 52, 1937, S. 279-282; 
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Großen waren, gewitzigt durch die Erfahrungen eines Jahrzehnts, nicht 
mehr geneigt, sich um Richards Willen in internationalen Verwicklungen 
und besonders in den dornenvollen Beziehungen zum Papsttum engagieren 
zu lassen270. 
Die Einzelheiten der Ereignisse während des Königsaufenthaltes am Mit- 
telrhein bestätigen diese Erwägungen. Wahrend des Wormser Hoftages im 
April erneuerte der König den Landfrieden am Rhein, seine Anordnungen 
betrafen jedoch hauptsächlich nur das Zollwesen. Soweit Hinweise auf seine 
Verfügungen erhalten sind - eine Landfriedensurkunde ist nicht über- 
liefert271 - scheint Richard versucht zu haben, die fiir die Engiander unver- 
ständlich vielen Zölle am Rhein stark zu reduzieren272. Nur die Zölle Bop- 
pard und Kaiserswerth sollten bestehen bleiben, damit man aus ihren Er- 
trägnissen die Rüstungskosten der Landfriedensmitglieder bestreiten könne. 
Die wichtigere Frage, ob die Großen am Mittelrhein sich einem Land- 
friedensgebot dieses Königs fügen würden, muß unbeantwortet bleiben. 
Alle Bemühungen eines Herrschers hingen letztlich davon ab, ob die Kur- 
fürsten, geistlichen und weltlichen Großen, die Städte und die Nachfahren 
der Reichsministerialität ihre Intentionen dem Willen des Kronträgers 
unterzuordnen bereit waren. Ein König ohne eigene Machtstellungen in der 
Landschaft, dem man zweifelnd und mißtrauisch begegnete, konnte selbst 
nicht im Sinne einer augenblicklichen Gruppierung diese Großen hinter sich 
vereinen. In Worms weilten in Richards Umgebung die Kurfürsten von 
Mainz, Pfalz und Trier, die Bischöfe von Worms und Speyer, die Grafen 
von Leiningen und Katzenelnbogen sowie dieWild- und Raugrafen, Ver- 
treter der Ministerialensippen von Hohenfels, Bolanden, Falkenstein, 
Hohenlohe und Wein~berg~"~.  Sie verfolgten alle ihre eigenen Absichten, die 
nur zu oft gegeneinander gerichtet waren. 
Einen Einblick in den Zustand des Landfriedenswesens am Mittelrhein in 
jenen Monaten gestattet ein Aufgebotsschreiben des Mainzer Erzbischofs an 
einige Städte vom 8. August 1269214. Werner von Eppstein erinnert daran, 
da8 während des Wormser Hoftages der König mit Rat der Fürsten und 
Städteboten befohlen habe, „pacem er concordiam in Omnibus finibus 
imperii generaliter et inviolabiliter observari". Der Erzbischof macht die 
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Städte darauf aufmerksam, ihm sei der Auftrag zuteil geworden, an Stelle 
des Königs den Landfrieden zu schirmen und die Reichsrechte zu wahren. 
Werner bezieht sich hierbei eigens auf „litterae patentes", in denen der 
König ihm diesen Auftrag erteilt habe. Der Mainzer Erzbischof unter- 
streicht auf diese Weise seine Stellung als Sachwalter des Reiches am Rhein: 
Diese agile Nutzung des Königsbesuches durch den Mainzer Erzbischof tritt 
noch deutlicher in ihrer Eigenart hervor in einem Vergleich mit dem Ver- 
halten des Pfalzgrafen. 
Ludwig 11. hatte den König argwöhnisch beobachtet. Das Königsitiiierar 
berührt keinen wichtigeren Or t  des pfälzischen Territoriums, vielmehr 
weilte Richard stets nur in Städten der Nachbarschaft. Der Weg des Königs 
durch die Regionen zwischen der Wetterau und dem Westrich liefert Indi- 
zien für Richards Absicht, den Mainzer Erzbischof und dessen Suffragane 
ain Rhein zusammen mit den Grafen und Ministerialen zwischen Speyer- 
gaii und oberem Naheraum aii sich zu ziehen; diese alle waren mehr oder 
minder durch die Piälzer Machtausweitung bedroht. Der Versucll des 
Kroncrägers, eine antiwittelsbachische Kräftegruppe am Mittelrhein zu for- 
miere~>, lag also nahe. Doch war andererseits der Pfalzgraf uin Hinweise 
auf seine Bedeutung im Reich nicht verlegen: Wahrscheinlich war Lud- 
wig 11. bei den Hochzeitsfeiern in Kaiserslautern anwesendz'j. Denn in 
jencr Stadt ließ er sich drei Tage nach der Vermählung des Königs von 
Bisci~of Berthold von Bamberg aus dem Hause der Grafen von Leiningen 
i i~ i t  dem Truchsessenamt diescs fränkischen Hochstiftes und den zugehöri- 
gen Gütern sowie mit Amberg und der Vogtei Nittenau belehnenz76. Die 
Vergabe jener Gerechtsame, ehemals Kirchlehen der Staufer, gehört zur 
Expansion der aus Altbayern auf Ostfranken ausgerichteten wittelsbachi- 
schen Macht. Daß jener Alit gerade damals vollzogen wurde, war eine 
Demonstration an die Adresse des Königs. Denn das Bamberger Truch- 
sesseiiamt war vordem in Konradins Hand und gehörte zu der reichen 
Erbschaft, die der Staufer seinem Oheim hinterlassen hattezc7. Durch diesen 
Belelinungsalit machte Ludwig 11. deutlich, er werde sich durch Richard von 
Cornwall nicht am weiteren Ausbau der Reichsstellung des Hauses Wirtels- 
bach hindern lassen. Zugleich ist der Lehensakt vom 19. Juni 1269 auch als 
ein Gegenstoß aufzufassen, durch den einem weiteren Vordringen Ottokars 
von Böhmen in Franken Einhalt geboten wurde. Hatte sich Ottokar 
zuvor des Egerlandes bemächtigt, trat ihm jetzt der Wittelsbacher in den 
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Weg, um sein weiteres Ausgreifen in die Obermainlande zu verhindern. Der 
Bamberger Bischof278, in dessen Hochstift sich ebenso wie in der benach- 
barten Burggrafschaft Nürnberg Einflüsse aus Böhmen mit Rechtsbindun- 
gen an das Reich überkreuzten, wurde durch Ludwigs 11. Eintritt in die 
staufischen Positionen vor dem Abgleiten in ein auf Prag hin zentriertes 
ostmitteleuropäisches Machtsystem bewahrt. 
Diesen? Erfolg stand allerdings ain Rhein der Zerfall der mainzisch-pfüizi- 
sdien Gemeiiisamkeir des Handelns gegenüber. Hatte sich diese in den 
Vorjahren auf der Ebene der Reichspolitik in wiederholten Ansätzen ge- 
zeigt und im landschaftsgebundenen Wirken bewährt, löste jetzt Werners 
von Eppstein Versuch, die Kräfte des Mittelrheins auf Kurmainz hin aus- 
zurichten, neue Machtkämpfe aus. In  sie, die manchen eindrucksvollen 
Sieg des Erzbischofs brachten, griff immer wieder Ludwig 11. von der Pfalz 
ein. Diese tiefgreifende Zersetzung des inneren Gefüges einer der alten 
Kernlandschaften des Reiches wurde durch die allgemeine Entwicklung ge- 
fördert: Von Richards von Cornwall Weggang bis zum Bopparder Kurver- 
ein iin September 1273 und der Wahl Rudolfs von Habsburg sah das 
Reich keinen König in seinen Grenzen. In  jenen notvollen Jahren erkaiin- 
ten aber auch die Kurfürsten, daß ihnen selbst und dem Reich weder in 
der Vereinzelung ihres Handelns noch im Versuch eines Zusamn~enwirkeiis 
mit einem Kronträger, dessen Machtbasis im Ausland lag, Vorteile erwach- 
sen konnten. Auch in der Politik des Papsttums mußte eine Drehung ein- 
treten, die hinwegführte vom Anspruch auf schiedsrichterliche Kompetenz 
in der deutschen Thronfrage zum Gebot Gregors X. an die Kurfürsten im 
August 1273, dem Reiche wieder einen Herrscher zu geben. Zudem mußte 
als unermüdlichcr Vermittler zwischen den kurfürstlichen Parteien Burg- 
graf Friedrich 111. von Nürnberg wirken. Erst in der Konvergenz dieser 
von den Ursprüngen her so verschiedenartigen Entwicklungen liegt die 
Voraussetzung Für die Wahl Rudolfs von Habsburg: Die Kurfürsten ga- 
ben dem Reich wieder einen König aus Deutschland. 

5 .  Zusammenfassung 

Das Verhältnis der rheinischen Kurfürsten zum Königtum während des 
Interregnums läßt sidi nicht in einer allgemein gültigen und knappen 
Aussage umschreiben, sondern nur jeweils für kurze Zeitspannen aus land- 
schaftsgebundenen Vorgängen und Entwicklungsabschnirren erkennen. Die- 
ser Sachverhalt zwingt den rückschauenden Betrachter zu einer Reihe von 
Individualisierungen. 

"'3 Ober iin J o ~ n u ~ ~ s  K m ,  Fürst- und Erzbistum Barnberg. 3.  Aufl. Barober: 1962. 



Gemeinsamkeiten der Knrfurstenpolitik in diesen Jahrzehnten bestehen, 
sie sind jedoch, gemessen an den Zuständen des 14. und 15. Jahrhunderts 
mit deren kollegialen Zusammenschlüssen, erst schwach ausgeprägt: Die 
seit 1257 ausschließlich auf die sieben Kurfürstentümer bezogene Kompe- 
tenz zur Erhebung des römischen Königs in einem Verfahren, das die 
echtc, weil nicht mehr durch Bindungen an die Sippe des verstorbenen 
Herrschers eingeschränkte, Auswahl unter mehreren Thronkandidaten 
verschiedenartiger Herkunft brachte, war Ausdruck des erheblichen Unter- 
schiedes ihrer Inhaber von allen anderen Großen und schloß keimhaft den 
Anspruch in sich ein, die eigentliche Repräsentanz des Reiches gegenüber 
dem Träger der Krone zu sein. Aber selbst dies Band gemeinsamer Aufga- 
ben und Rechte war damals und später nicht fest genug, um das Ausein- 
andertreten von Gruppen und damit Doppelwahlen zu verhindern. - 
Vorhanden war auch als Erbteil hochmittelalterlicher Verfassungsentwick 
lung ein Anspruch auf die Bestätigung besonders wichtiger Maßnahmen des 
Herrschers im Blick auf Fürstenlehen und Reichsgerechtsame, wie er sich 
nach dem Interregnum in den Willebriefen manifestierte. E r  war jedoch 
damals noch nicht ausgeprägt, weil es infolge der Schwäche der Königs- 
politik, die sich nur in Intervallen und meist in regionaler Beschränkung 
auswirkte, an Gelegenheiten mangelte, dies Mitspradierecht geltend zu 
machen. Das Machtgefüge und die Verfassungsstruktur des Reiches blieben 
fast unheeinflußt vom Kronträger; diese Stagnation während des dritten 
Viertels des 13. Jahrhunderts bot den Kurfürsten keinen nennenswerten 
Ansatz dafür, sich in die Beziehungen zwischen Königtum und Reichsange- 
hörigen einzuschalten. - Das Eigenverständnis der Kurfürsten scheint auf 
in den Rechtsspiegeln und in Weistümern. In den Büchern ist es nur mittel- 
bar überliefert und dort durch die Auffassungen der Verfasser gestaltet, 
während die ad hoc gefundenen Rechtsdefinitionen Aussagen von Ange- 
hörigen dieses Kreises der sieben vornehmsten Reichsglieder selbst bergen. 
Noch aber mangelt es damals an in ihrem Lager erwachsenen Rechtstheo- 
rien des Knrfiurstentums. Diese sind dann das Ergebnis der Auseinander- 
setzungen während der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts, in denen sich 
die Kurfürsten gegen die Ansprüche des Papsttums wenden, ihre besonde- 
ren Gerechtsame und das Reichsreclit allgemein verteidigen und damit 
zn;leich auch den Eigenstand des von ihnen getragenen Königtums 
sichern. 
Der Ausbau der Machtgrundlagen war für jeden Kurfürsten teilweise 
Fortsetzung der Beziehungen der Großen zum Königtum, teilweise Auf- 
gabe im Ringen mit den benachbarten Kräften. So wie früher Vergabungen 
von Reichsgerechtsamen als Lohn für Dienste vorgenommen worden waren, 
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um durch derartige Besitzzuweisungen die Beschenkten in einem noch 
stärkeren Maße zum Reichsdienst zu befähigen, so betrachteten es vom 
Interregnum an die Kurfürsten gleich ihren fürstlichen Standesgenossen 
als eine Selbstverständlichkeit, daß der von ihrer Gunst weitgehend ab- 
hängige Kronträger ihnen immer wieder Einkünfte aller Art gewähre. Diese 
Entwicklung führte am Rhein, in Etappen von Nord nach Süd voran- 
schreitend, zum Abbau des Reichsgutes. Die Besonderheit des Interregnums 
ist hier weniger durch Art und Umfang des Reichsgutschwundes zu be- 
greifen - eine ungleich größere Masse nutzbarer Rechte war in den drei 
Jahrhunderten zuvor von der Zentralgewalt aus der Hand gegeben wor- 
den - als durch den Umstand bestimmt, da& das Königtum jetzt weitge- 
hend unfähig war, in den einzelnen Regionen eine eigenständige Rolle zu 
spielen; vielmehr mußte es den landschaftsgebnndenen Mächten die Initia- 
tive überlassen und konnte in deren Auseinandersetzungen oft nur das 
Zünglein an der Waage spielen. Dieser Zustand wurde erst dann wesenhaft 
anders, als das Reich wieder Herrscher mit einer starken Hausmacht inner- 
halb seiner Grenzen erhielt. Der einzige König, der während des Inter- 
regnums über eine nennenswerte Machtbasis im Rheinmündungsgebiet ver- 
fügte und diesen Großraum nochmals enger mit Nordwestdeutschland ver- 
knüpfen konnte, war Wilhelm von Holland. Seine beiden Nachfolger in der 
Doppelwahl von 1257 entbehrten hingegen jeglichen Eigenbesitzes inner- 
halb der Reichsgrenzen. Das in den englisch-pfälzischen Absprachen von 
1256 enthaltene Projekt eines Sonderfürstentums westlich des Rheines und 
nördlich der Nahe war der totgeborene Versuch, einen Ersatz für eine solche 
Machtbasis neben den Reichsgutresten am Mittelrhein zu schaffen. Richard 
von Cornwall, der im Unterschied zu Alfons von Kastilien wenigstens noch 
vier Reichsfahrten unternahm, blieb im Sinne unmittelbarer Herrschafts- 
Übung auf die Fiskalbezirke im Mainzer Raum und am Oberrhein be- 
schränkt. Im übrigen stellt seine gesamte Regierung den mit unterschied- 
lichen Mitteln und in wechselnder Intensität angestellten Versuch dar, 
zwischen den landschaftlichen Mächten lavierend Reichspolitik zu betrei- 
ben. Inwieweit sein römisches Königtum im Blick auf seine Stellung in 
England und im Ringen zwischen den Leiden Westmächten Vorteil oder 
Last war, muß als Frage hier offenbleiben. 
Der Machtschwund des Kronträgers lockte die Großen im Reich, ihren 
Einfluß eigenständig auszuweiten. Diese Tendenz ist im Jahrfünft zwischen 
1257 und 1261 am besten sichtbar ausgeprägt in Köln, dagegen in den 
beiden mittelrheinischen Kurfürstentümern durch widrige persönliche 
Schicksale des Mainzer Erzbischofs sowie durch die Mainz-Pfälzer Rivali- 
.:. ..... 1. - .I  n.-:. .:-J J:. r L:-J- :.. J... n-]:.:I. 



der rheinischen Kurfürsten angesprochen. Der gemeinsame, wenn auch aus 
verschiedenartigen Ursachen ableitbare Ausgangspunkt für die Reichs- 
~ o l i t i k  der Erzbischöfe von Köln, Mainz und Trier ist seit Anfang der 
vierziger Jahre durch den Abfall von Kaiser Friedrich 11. und die Bildung 
antistaufischer Kräftegruppen gegeben. Gemeinsam ist bei den drei Erz- 
bischöfen, wenn auch mit unterschiedlicher Intensität, die Abhängigkeit vom 
Willen des Papstes in der Auseinandersetzung zwischen den beiden Haup- 
tern der abendländischen Christenheit. Diese Abhängigkeit ist bei Mit- 
gliedern der Hierarchie natürlicherweise starker als bei den weltlichen 
Fürsten. 
Die schwächste Position nahm während des gesamten Interregnums Trier 
ein. In  der Amtszeit Arnolds von Isenburg (1242-1239) war die terri- 
toriale Stellung ain Rhein erst schwach ausgebaut; Fehden und Unruhen, 
besonders aber die tiefe Verschuldung des Erzstiftes zogen der Initiative 
des Erzbischofs enge Grenzen. Um so erstaunlicher mutet der Anlauf zu 
eigenständigem Wirken im Reich an. Dessen Ergebnis war, nachdem man 
das von Sachsen und Brandenburg erwogene Projekt einer askanischen 
Kandidatur fallengelassen hatte, die Wahl Alfons' von Kastilien. Hatte 
Arnold von Trier gehofft, mit Unterstützung des Königs von Frankreich 
und als Exponent einer lothringisch-burgundischen Fürstengruppe eine ge- 
wichtigere Rolle als bisher spielen zu können, nahm ihm bald der Aus- 
gleich zwischen den Westmächten diesen Rückhalt. D a  Alfons nicht nach 
Deutschland kam, zerfiel seine Partei wieder. Arnold sah sich während 
seiner beiden letzten Amtsjahre am Rhein dem Druck der erfolgreicheren 
Kurliollegen ausgesetzt, durch den zuvor Triers Absonderung in der Wahl- 
frage mitverursacht worden war und der auch weiter die Geschicke des 
Erzstiftes iin unteren Moselraum bestiminte. Eher noch schlechter als 
Arnold ging es dem Nachfolger Heinrich 11. von Finstingen (1260-1286). 
Als päpstlicher Provise gegen zwei Kandidaten der Kapitelsfraktionen 
erhoben, mußte er zunächst die Anerkennung der Domherren erreichen, 
dann ein Arrangement mit König Richard treffen und insbesondere mit dem 
Pfalzgrafen den Kleinkrieg uin territoriale Stellungen weiterführen. Die 
Schulden der Trierer Kirche wuchsen weiter an. Die 1267 vom Papst ver- 
fügte Suspendierung hat iii der andauernden Geldnot ihre Ursache und 
kennzeichnet ebenfalls Kurtriers Schwäche im Reich während jener Jahr- 
zehnte. 
Die eigentlichen Schauplätze kurfürstlicher Initiativen liegen in den Erz- 
stiften Köln und Maiilz, in den wittelsbachischen Hauslanden am Rhein 
sowie in den von jenen drei Machtgebilden mitgestalteten Großräumen. 
Welcher der beiden geistlichen Kurmächte das jeweils größere Gewicht zu- 
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kam, war abhängig von einer Vielzahl von Voraussetzungen. Zudem lassen 
sich diese beiden Kurfürstentümer nur schwer miteinander vergleichen. Der 
Kölner Erzbischof war ein Erzkanzler ebenso wie der Mainzer, außerdem 
aber Herzog in Niederlothringen und Westfalen, während Mainz derartige 
Dukate nicht besaß. Die Gegensätze zu den Nachbarn zeigen bemerkens- 
werte Unterschiede: Das am linken Niederrhein hingestreckte Kölner Erz- 
stift war durch große Anrainer - Jülich, Berg, Kleve, Geldern - be- 
droht, ihm fehlte die Stadt Köln als Zentralort; das vom Naheraum hin- 
über an den Untermain ebenfalls unter Ausschluß der namengebenden 
Stadt des Sprengels und dann weit bis nach Thüringen verstreute Mainzer 
lag in bedeutend feiner gekörntem Gemenge mit den kleinzelligen Macht- 
gebilden der Grafen- und Ministerialensippen am Mittelrhein, Erzstift und 
Pfalzgrafschaft waren intensiv miteinander verzahnt, zudem fanden sich 
seit 1247 in immer wiederkehrenden Bünden die Hauptgegner Pfalz und 
Hessen zusammen. 
Die treibende Kraft der Kurkölner Politik war seit 1238 Konrad von 
Hochstaden, der dem Erzstift seine Hauslande zubrachte, den Zersetzungs- 
ersdieinungen in den Dukaten steuerte und auch den Mainzer Erzbischof 
in den Bannkreis seiner Macht zog. Seit dem Bündnis von 1241 ist die 
rnainzisch-kölnische Kooperation in den gemeinsamen Einflußzonen beider- 
seits der Mosel und in Niederbessen zu beobachten, immer war Köln zu- 
nächst die stärkere Potenz. Als zudem 1256 Gerhard I. von Mainz in die 
Gefangenschaft des Herzogs von Braunschweig, zwei Jahre später kurz 
in die eines Grafen von Katzenelnbogen geriet, war das Ubergewicht des 
Kölner Erzbischofs in der Gruppe der geistlichen Kurfürsten unbestritten. - 
Der Vorrang Konrads von Hochstaden in den großen Fragen des Reiches 
prägt sich in der Geschichte des Königtums aus: Blieb das Wirken des 
maßgeblich unter Mainzer Einfluß erhobenen Landgrafen Heinrich Raspe 
von Thüringen ohne nachhaltige Folgen, so ist das zu voller Entfaltung 
gediehene antistaufische Königtum Wilhelms von Holland das Werk des 
Kölner Erzbischofs. Erstmals zeigen sich aber auch in jenen sieben Regie- 
rungsjahren die Gegensätze, von denen immer wieder in der Folge das 
Verhältnis eines Königs zu den Kurfürsten belastet sein konnte, sobald der 
FIerrsdier einen gewissen Grad von Unabhängigkeit vom Willen seiner 
Wähler erreicht hatte. Wilhelms Tod ließ den Gegensatz zum Kölner Erz- 
bischof unausgetragen und eröffnete die Vakanz des Thrones, in der erst- 
ma!s in der deutschen Geschichte die sieben Kurfürsten allein als Inhaber 
von Waiiistimmen auftraten, sich aber sofort entzweiten. Damals ver- 
schaffte sich Konrad von Hochstaden zur eigenen Kur auch die des Mainzer 
1 : 1 .  " 2  h " - " " 7  P I "  n=,-hAnm e;no Son- 



dierung in Prag, unternommen im Blick auf ein römisches Königtum Otto- 
kars II., ergebnislos geblieben war, Richard von Cornwall. Dieser Akt war, 
wie auf der Gegenseite die Erhebung Alfons' von Kastilien, gleichermaßen 
eine Folge der durch den Gegensatz zwischen England und Frankreich be- 
stimmten europäischen Konstellation, der auf das Inselreich ausgerichteten 
wirtschaftlichen und politischen Bindungen einer Fürsten- und Grafen- 
partei sowie der damit gegebenen territorialen Frontstellungen im Reich 
selbst. Für Konrad von Hochstaden sollte König Richard Exponent und 
Garant der kölnischen Prädominanz in den Großräumen Westfalens, des 
Niederrheins und Niederlothringens sein; im Kölner Einflußbereich sollte 
das Königtum der Kontrolle des Erzbischofs unterworfen bleiben. Doch 
mußte Konrad von Hochstaden erkennen, daß Richard von Cornwall 
nicht die in ihn gesetzte Hoffnung, Schrittmacher der Kölner Machtaus- 
weitung zu sein, erfüllte. Denn der König nahm stärker, als dies Konrad 
lieb war, auf die landsd~aftsgebundenen Kräfte, die zum Kölner Erzbischof 
in Gegensatz standen, Rücksicht. Vor allem aber machten die innerengli- 
schen Schwierigkeiten Richard unfähig, in Deutschland eine kontinuierliche 
Königspolitik zu treiben. Die Verbindungen zum Königtum konnten daher 
nicht in dem Maße intensiviert und genutzt werden, wie das ursprünglich 
Konrad von Hochstaden geplant hatte. Vieles von den Zusagen, die der 
Erzbischof vor der Wahl den englischen Gesandten schroff abgefordert 
hatte, blieb daher unerfüllt. Diese Lockerheit der Beziehungen übernahm 
Engelbert 11. von Valkenburg (1261-1274) von seinem Vorgänger. Die 
gelegentlichen Kontakte in den Jahren 1261162 und Richards dritte Ehe 
mit einer Nichte des Kölner Erzbischofs 1269 dürfen nicht über die Labili- 
tät der Beziehungen zwischen dem König und dem während dessen letzter 
Reichsfahrt handlungsunfähigen Erzbischof hinwegtäuschen. Denn Kur- 
köln, das 1257 einen Höhepunkt seiner Geltung erreicht hatte, mußte be- 
reits ein Jahrzehnt später den ersten jähen Niederbmch erleiden: Zwar 
suchte Engelbert 11. der Feindschaft seiner Nachbarn durch ein Bündnis 
mit dem alten Gegenspieler Brabant zu begegnen, doch erwies sich diese 
Koalition als nutzlos, als der Erzbischof 1267 für mehr als drei Jahre in 
die Gefangenschaft des Grafen von Jülich, seines vielleicht härtesten Wi- 
dersachers, geriet. Von einer Partnerschaft des Kölner Kurfürsten zum 
Königtum konnte unter diesen Umständen keine Rede sein. Für den Rest 
des Interregnums verlor Köln die von Konrad von Hochstaden rücksichts- 
los aufgebaute Vorrangstellung in1 Kreise der Kurfürsten. Der frühe 
Abbau des Reichsgutes am Niederrhein und die wenig glückliche Amtszeit 
Engelberts II., in der sich bereits die zur Katastrophe von Worringen hin- 
führende Konstellation abzuzeichnen begann, sind als Vorstufen einer 
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Königsferne anzusehen, die in späterer Zeit Kurkölns Politik vom Ver- 
halten der Erzbischofe von Mainz und Trier sowie des Pfalzgrafen unter- 
scheiden sollte. 
Die Entwicklung in Mainz zeigt im Vergleich mit Köln eine auffällige 
Pliasenverschiebung: Standen die Erzbischöfe Christian 11. von Weisenau 
(1249-1251) und Wildgraf Gerhard I. (1251-1259) weitgehend in Ab- 
hängigkeit von Konrad von Hochstaden, setzte noch zu dessen Lebzeiten 
der Wandel ein, als das Domkapitel den Grafen Werner von Eppstein 
wählte, dessen Amtszeit von 1259 bis 1284 den steilen Aufstieg der Mainzer 
Macht brachte. Die Beziehungen zum Königtum sind in Werners ersten 
Jahren schwach, gelegentlich sogar feindlich; einer Begegnung mit Richard 
während dessen zweiter Deutschlandreise wich Werner aus, beim nächsten 
Königsbesuch am Mitcelrhein verteidigte er entschlossen die Mainzer Posi- 
tionen. Die großen Reichsministerialensippen im Mainzer Einflußbereich 
erwiesen sich als unzureichende und nur wenig zuverlässige Stützen des 
Königtums und gingen angesichts des offenen Gegensatzes zwischen König 
und Kurfürst verschiedene Wege. Im Jahre 1269 riß Werner von Eppstein 
die Initiative in der Landfriedenspflege an sich und bog die von König 
Richard ausgehenden Anstöße im Sinne der Mainzer Intentionen um. 
Dem Kurfürsten kam in der Landschaft ein erheblich größeres Gewicht zu 
als den1 Träger der Krone. Werner von Eppstein war ein für Richard von 
Cornwall besonders gefährlicher Gegenspieler, weil sich der Erzbischof nur 
äußerlich dessen Herrschaftsanspruch beugte und andererseits immer wieder 
an den Wahlprojekten der Stauferpartei mitwirkte. Die Ergebnislosigkeit 
dieser Anläufe darf nicht darüber hinwegtäuschen, da13 Werner von Epp- 
stein eine ähnlich starke reiclispolitische Agilität entfaltete wie in den fünf- 
ziger Jahren Konrad von Hochstaden. Er war dann 1273 in der Wahl 
Rudolfs von Habsburg mit deren weitreichenden Folgen einer der die 
Geschicke des Reiches auf Jahrhunderte Bestimmenden. - Auch das land- 
schaftliche Geschehen zeigt in Werners Aintsjahren eine erhebliche Inten- 
sivierung. Aus der großen Zahl der Einzelvorgänge seien hier nur der 
weitere Ausbau des Erzstiftes im Mainviereck und Bauland, die Konsoli- 
dierung der Positionen im Rheingau und Rheindurchbruchstal, schließlich 
der Sieg über die Vasallen der Mainzer Kirche in der Schlacht bei Sprend- 
linsen 1271 herausgegriffen, um diesen Machtaufstieg zu charakterisieren. 
Von 1260 an kennzeichnet das Wiedererstarken im Mittelrheinraum bei 
Wahrung des Status quo in Hessen diese Phase der Mainzer Geschidite. 
Der Dualismus mit der Pfaizgrafschaft konnte allerdings nicht beseitigt 
werden. Immer wieder traten die beiden mittelrheinischen Kurfürsten von 
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1264166, einem Iiurfürstlichen Sonderbund ohne Königsauftrag, der 
aber in Korrespondenz steht mit den von Mainz und Pfalz gestalteten 
reid~s~oiitischen Vorhaben, glückte ein vorübergehender Ausgleich. Der 
Wetterauer Landfriede von 1265168 bot die Beruhiguiig auch in den 
nördlich anschließenden Regionen. Aber die Gegensätze zwischen Mainz 
und Pfalz waren zu tief gegründet, die Stellungen zu stark verzahnt, als 
da8 eine glatte Abschichtung der Machtbereiche und Ansprüche erreichbar 
gewesen wäre. Daher bilden denn auch innerhalb des Kreises der Kuriur- 
sten Maiiiz und Pfalz bis zum Ende des alten Reiches eine eigentümliche 
Sondergruppe infolge ihrer harten Gegensätze und des iminer erneuten 
Zwanges zum Arrangement zwischen sich mißtrauisch beobachtenden Nach- 
barn auf engstem Raume. Hier ist im Interregnum ein Schicksalsmotiv in 
der Geschichte von Mittelrhein und Reich aufgeklungen. - Das Verhältnis 
des Mainzer Erzbischofs zu den beiden anderen geistlichen Kurfürsten ist 
im Vergleich mit den Beziehungen zum Pfalzgrafen distanzierter und 
lockerer. Trier schied auch hier als Partner fast ganz aus. Mit Köln, von 
dessen Einflug sich Werner von Eppstein frei gemacht hatte, wurde erst 
nach langem Intervall eine reichspolitische Absprache 1266 getroffen, bei 
der Mainz der gewichtigere Partner war. Allerdings ließen der rasche 
Wandel der Konstellation im Reich, eine päpstliche Intervention und die 
lange Gefangenschaft Engelberts von Vallienburg diesen neuen Ansatz zu 
direkter Kooperation zwischen Mainz und Köln auf dem Felde der Reichs- 
politik nicht zu erkennbaren Auswirkungen gedeihen. Mainz ginz in den 
drei nächsten Jahrzelinten seinen Weg als führende Macht in der geistlichen 
Kurfürstengruppe. 
Die Politik des Pfalzgrafen Lndwig 11. ging von anderen Voraussetzungen 
aus und verfolgte andere Ziele als die der geistlichen Kurfürsten. Der 
wesentliche Unterschied bestand in der kontinuierlichen Bindung an eine 
Dynastie. Anders als die geistlichen Standesgenossen mußte der Pfalzgraf 
stets eine auf das Gesamtreich abgestellte Hauspolitik betreiben, wobei er 
noch iin Unterschied zu den weltlichen Fürsten der Ambivalenz seiner 
Aufgaben in Bayern und am Mittelrhein gerecht zu werden hatte. Von 
Fall zu Fall stellt sich daher die Frage nach Gewicht und Bedeutung des in 
eiiier Hand licgenden bayerischen Teilherzogtums und der rheinischen 
Pfalzgrafschaft, nach Hemmung oder Förderung der einen Position mit 
ihren spezifischen Erfordernissen durch die der anderen. Ludwig 11. wurde 
als Herzog in Bayern mindestens ebenso stark beanspruclit wie als Pfalz- 
graf. Das Verhältnis zum Mainzer Erzbischof und im weiteren Sinne zu 
den geistlichen Kurfürsten insgesamt war für ihn ein wichtiges Problem, 
stets jedoch nur eines unter vielen und oft nicht das bedeutendste. Aus 
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reichsgeschichtlicher Eiitwicklung heraus war Ludwig 11. an die Staufer- 
partei gebunden und zu Konradins Vormund geworden. Die wittelsbachi- 
schen Machtstellungen in Bayern und der Pfalzgrafschaft wurden mit den 
staufischen Positionen in Schwaben und Ostfranken verbunden, ihnen 
schlossen sich der Graf von Tirol, die Zollern im Nürnberger Raum, eine 
Reihe von geistlichen und weltlichen Großen in den Regionen um den 
Bodensee sowie großenteils auch die dem Reich verbliebenen Gerechtsame 
in Süddeutschland an. Für Ludwig war eine Ergänzung dieses vielgliedri- 
gen Machtgefüges durch das Mainzer Erzstift erwünscht, jedoch nicht unhe- 
dingt notwendig; zumindest mußte er dafür sorgen, daß Kurmainz nicht 
Basis einer gegen ihn gerichteten Koalition werden, vor allem nicht mit den 
Widersachern in der Markgrafschaft Baden und der Grafschaft Württem- 
berg zusaminengeheii konnte. Das Wechselspiel zwischen Verhärtung der 
Gegensätze und Versuch eines Ausgleiches zwischen den Vormächten des 
Mittelrheinraumes beginnt im Interregnum die Konturen anzunehmen, die 
es bis zum Ende des alten Reiches im wesentlichen behalten sollte. - Die 
spezifische Kurfürstenpolitik Ludwigs 11. ist immer wieder auf das Ziel 
gerichtet, den1 Stanferhause zum Herrscheramt zurückzuverhelfen. Viel- 
leicht hat er schon 1256 eine Kandidatur Konradins betrieben, ein damals 
allerdings im Blick auf dessen Minderjährigkeit, die alituellen Schwierig- 
keiten in Mainz, Konrads von Hochstaden entgegenstehende Intentionen 
und Triers Obergang in ein anderes Lager hoffnungsloses Projekt, das so- 
fort aufgegeben wurde. Ludwig 11. arrangierte sich deshalb zusammen mit 
dem Bruder Heinrich mit dem Kölner Erzbischof. Die Vereinbarungen mit 
Richards Bevollinächtigten dienten dein WahlgescKaft, waren aber nicht 
geeignet, auf Dauer den Gegensatz zwischen der wittelsbachisch-staufischen 
Machtpolitik in Süddentschlaiid und dem Herrschaftsanspruch des neuen 
Königs zu überbrücken. Das Projekt des Sonderterritoriunis nördlich der 
Nahe wurde vom Pfalzgrafen bald zur Seite gelegt, die geplante Ehe mit 
einer englischen Prinzessin kam nicht zustande. Der König mied 1260, 1262 
und 1269 das pfälzische Territorium, dies das augenfällige Symptom für 
den Gegensatz des Kurfürsten zuin von ihm miterhobenen Kronträger. Die 
h4ißachtung des Königtums Richards von Cornwall, der Bayerns Feind 
Ottokar von Böhmen mit Kompetenzen im Blick auf die Reichsgerechtsame 
betraut hatte, wird 1267 am deutlichsten, als Ludwig 11. das Reich als 
erledigt erklärte und als Reichsvikar auftrat. Die weitestreichenden Pläne 

Oenen wittelsbacliischer K~rfürs ten~ol i t ik  wurden in den wiederholt erwo, 
und mehr oder minder weit gediehenen Wahlprojekten entfaltet, deren 
Ziel Konradins Erhebung war. In  den Jahren 1261162 konnte in dies 
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einbezogen werden, während dann 1268 die Agitation für den Staufer in 
Mainz Sympathien begegnet sein mag, ihr durch den Tod des Kaiserenkels 
aber der Boden entzogen wurde. Stets waren es Vorbereitungen für eine 
solche Wahl, die Richard von Cornwall zu seinen Fahrten ins Reich zwan- 
gen, stets aber waren es auch Denunziationen Ottokars 11. an der päpst- 
lichen Kurie, die derartige Neuansätze kurfürstlicher Reichsgcstaltung zum 
Scheitern brachten. Mit dieser hinterhältigen Politik bereitete Ottokar den 
Boden für ein Zusammengehen der rheinischen Kurfürsten mit König 
Rudolf von Habsburg, das ihm Niederlage und Tod bringen sollte. Die 
brüsken und demütigenden Zurechtweisungen durch den Papst wecliren im 
Kreise der geistlichen Kurfürsten andererseits Ressentiments, die gerade sie 
zu entschlossenen Verteidigern von Königsamt und Reichsrecht werden 
lie5en. 
Verglichen mit dem letzten kometenhaften Aufstrahlen staufischen Herr- 
schaftsanspruches, der mit Konradins Italienzug zur Katastrophe des 
Kaiserhauses führte, nehmen sich die Vorgänge in Deutschland zwischen 
1260 und 1268 bescheiden aus. Doch erstmals erkunden damals wie allge- 
mein in den Jahrzehnten des Interregnums auf den vielen Schauplätzen 
ihrer Politik in Deutschland Kurfürsten und Könige Möglichkeiten und 
Grenzen ihrer Rivalitäten und Machtk'ampfe, gestalten gleichsam die Gene- 
ralprobe zu erregenden Szenen in der Reichsgeschichte des Spätmittelalters. 






